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1. Einleitung 

„Die Figur des ;…Ϳ “Đhŵugglers ist ǁie eiŶ ďliŶder FleĐk iŶ deŶ gegeŶǁärtigeŶ AŶalǇseŶ der ŵigraŶtisĐheŶ 

Netzǁerke: selteŶ erforsĐht uŶd aŵ ŵeisteŶ kriŵiŶalisiert.͞ (Panagiotidis/Tsianos 2007: 65) 

Mit einem großen Seeunglück, welches sich am 19. April 2015 auf dem Mittelmeer ereignete 

und mehrere hundert Menschen das Leben kostete, rückten die südlichen europäischen 

Außengrenzen abermals in den Fokus des medialen und politischen Interesses. Während die 

Europäische Union in vielen Punkten uneins war, schien über eine Sache Einigkeit 

vorzuherrschen: Kriminelle Schlepper1,  die aus dem Leid der Menschen Profit schlagen 

würden, müssten militärisch bekämpft werden (Tagesschau 2015). Diese Darstellung blendet 

aus, dass restriktive Abschottungsmaßnahmen an den Grenzen die Überwindung dieser für 

viele Menschen ohne fremde Hilfe unmöglich machen und sie nur deshalb kommerzielle 

Fluchthilfe2 in Anspruch nehmen (Schloenhardt 2015). Während Fluchthilfe zur Zeit des Kalten 

Krieges in der BRD als ehrenwert angesehen wurde, kam es mit der veränderten politischen 

Situation auch zu einer Neudefinition des Phänomens (Dietrich 2005), das nun im Zuge einer 

„VersiĐherheitliĐhuŶg͞3 des Migrationsdiskurses zunehmend homogenisiert und  

kriminalisiert wurde (Call 2012: 52).  

Bei der ǀoŶ PaŶagiotidis/TsiaŶos ;ϮϬϬϳ: ϲϱͿ als „ďliŶder FleĐk͞ bezeichneten Figur des 

Schleppers setzt die vorliegende Arbeit auf einer diskursiven Ebene an. Dabei soll sagbares 

Wissen über Schlepper im Diskurs des Bundestags identifiziert und im Kontext kritischer 

Grenzregimeansätze diskutiert werden, um herauszufinden, ob und wie in Verknüpfung mit 

diesem Wissen politische Problemdefinitionen und Lösungsansätze vorgenommen werden.  

Die zentrale Fragestellung lautet: Welche WahrheitsaŶsprüche uŶd Narratiǀe uŵ ‚Schlepperei‘ 

prägten den Diskurs im Bundestag im Jahr 2015 und wie wurden auf Basis dieses Wissens 

politische Problemdefinitionen und Lösungsansätze geschaffen, die eine Militarisierung des 

Grenzregimes legitimieren bzw. delegitimieren? 

                                                             
1 Da der Diskurs uŵ „“Đhlepper͞ uŶd „“Đhleuser͞ ŵäŶŶliĐh doŵiŶiert ist ;“tiegler ϮϬϭϰ: ϭϰͿ uŶd iĐh diese 
Begriffe ausschließlich als Zitat des Diskurses verwenden werde, wird die sonst in dieser Arbeit verwendete alle 

Geschlechtsidentitäten umfassende Schreibweise mit Unterstrich bei diesen Begriffen nicht angewendet. Damit 

zusammenhängende Begriffe werden als emische Begriffe kursiv geschrieben. 
2 Der Begriff „koŵŵerzielle FluĐhthilfe͞ ǁurde ϭϵϵϵ ǀoŶ der ForsĐhuŶgsgesellsĐhaft FluĐht uŶd Migration 

;FFMͿ als Ŷeutralere AlterŶatiǀe zu deŶ politisĐheŶ KaŵpfďegriffeŶ „“Đhleuser͞ uŶd „“Đhlepper͞ ǀorgesĐhlageŶ 
(FFM 1999:182) und wird hier in diesem Sinne verwendet. 
3 UŶter „VersiĐherheitliĐhuŶg͞ ǁird die VerkŶüpfuŶg des Diskurses ŵit eiŶeŵ Diskurs uŵ „IŶŶere “iĐherheit͞ 
verstanden (Call 2012: 51). 
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Meine These ist, dass enge Wechselwirkungen zwischen Konstruktionen von Migration, 

Schlepperwesen und Europa und der Legitimierung einer Militarisierung an den EU-

Außengrenzen bestehen. Ziel der Arbeit ist es, über diesen Diskursstrang einen besseren 

Zugang zu den verstrickten, komplexen und vielschichtigen Diskursen um Flucht und Migration 

zu gewinnen und so einen kritischen Beitrag zu aktuellen politischen Aushandlungsprozessen 

zu leisten. Meine Verortung ist dabei aktivistisch, im Sinne einer Sozialwissenschaft, die ihre 

politische Positionierung offenlegt. Dabei soll vorweg angemerkt sein, dass ich mich in dieser 

Arbeit lediglich dem Versuch verschreibe, politische Narrative und Legitimationsmuster 

besser zu verstehen, dem erfahrenen Leid betroffener Menschen kann dies jedoch keine 

Rechnung tragen. 

Methodisch werde ich mich an der Kritischen Diskursanalyse nach Siegfried Jäger orientieren, 

in welche ich in Kapitel 2 kurz einführen werde. In Kapitel 3 werde ich den Themenkomplex in 

Ansätze kritischer Grenzregimeforschung4 einbetten und jüngste Entwicklungen, die für das 

Verständnis der Analyse relevant sind, darstellen. Im Rahmen einer dezidiert auf die 

Fragestellung ausgerichteten Analyse werde ich in Kapitel 4 politische Diskurse im Bundestag 

untersuchen, bevor ich in Kapitel 5 ein kurzes Fazit ziehen werde.  

Den Datenkorpus dieser Arbeit bilden Dokumente des Bundestages, da letzterer eine 

Diskursebene in der deutschen politischen Landschaft darstellt, in der politische Diskurse 

gebündelt geführt, machtvolle Entscheidungen getroffen und öffentlich legitimiert werden. 

Eine Maßnahme stellte sich für den Untersuchungszeitraum 2015 für die Thematik 

Schlepperbekämpfung als ďesoŶders ďedeutsaŵ heraus: Die MilitärŵissioŶ „EuropeaŶ Union 

Naval Force – MediterraŶeaŶ͞ ;EUNAVFO‘ MEDͿ, auĐh „OperatioŶ “ophia͞ geŶaŶŶt. Als )iel 

der Mission wird angegeben, zur Vermeidung weiterer Tragödien auf dem Mittelmeer gegen 

Schleuserkriminalität vorzugehen. Dabei sollen in verschiedenen Phasen Informationen 

gesammelt, Schlepperboote angehalten, durchsucht, beschlagnahmt oder umgeleitet werden 

(Bundeswehr 2016). Da auch die Bundeswehr an dieser bewaffneten Operation beteiligt ist, 

bot EUNAVFOR MED Anlass für mehrere Dokumente und Debatten im Bundestag, in denen 

über Schleusungskriminalität und damit verbundene Strategien diskutiert wurde.  

                                                             
4 Daďei ďeziehe iĐh ŵiĐh ǀorǁiegeŶd auf die “aŵŵelďäŶde „Grenzregime. Diskurse. Praktiken. Institutionen in 

Europa“ ;Hess/Kasparek ϮϬϭϬͿ uŶd „Flucht uŶd MigratioŶ. VoŶ GreŶzeŶ, ÄŶgsteŶ uŶd ZukuŶftsǀisioŶeŶ“ 

(Bierdel/Lakitsch 2014).  
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2. Methodik: Kritische Diskursanalyse nach Jäger 

2.1 Theoretische Grundlagen 

 Ϯ.ϭ.ϭ Die Kritische DiskursaŶalyse als ‚Werkzeugkiste‘ eiŶer iŶterpretatiǀeŶ WisseŶschaft 

Methodisch orientiert sich diese Arbeit an der vom Duisburger Institut für Sprach- und 

Sozialforschung entwickelten Kritischen Diskursanalyse (KDA), welche maßgeblich durch 

Siegfried Jäger geprägt wurde. Sie bezieht sich vor allem auf Theorien Michel Foucaults und 

Jürgen Links (Jäger 2015: 7). 

Die Rekonstruktion von Diskursen und das Verstehen ihrer Bedeutung stellt einen zentralen 

Bestandteil von Foucaults Werk dar und im Folgenden werde ich einige Aspekte seiner 

Diskurstheorie nachvollziehen, die für die Analyse wichtig sind. Foucault schrieb: 

„Alle ŵeiŶe BüĐher ;...Ϳ siŶd kleiŶe WerkzeugkisteŶ. WeŶŶ die Leute sie aufŵaĐheŶ ǁolleŶ uŶd dieseŶ 
oder jenen Satz, diese oder jene Idee oder Analyse als Schraubenzieher verwenden, um die 

Machtsysteme kurzzuschließen, zu demontieren oder zu sprengen, einschließlich vielleicht derjenigen 

Machtsysteme, aus denen diese meine Bücher hervorgegangen sind – ŶuŶ gut, uŵso ďesser.͞ 
(Foucault 1976: 45) 

In diesem Sinne sollen in dieser Arbeit Foucaults Werk und Jägers Ansätze als 

‚WerkzeugkisteŶ͚ verwendet werden. Auch Jäger (2015: 8) betont den offenen Charakter 

seiner methodischen Ansätze als interpretative Analyseinstrumente. Der Fragestellung 

entsprechend kann sich bestimmter Instrumente bedient werden, die Verwendung anderer 

wiederum ist weniger sinnvoll (ebd.).  

Dabei versteht sich die KDA als politisch positioniert insofern, als dass Humanwissenschaften 

schon immer gesellschaftliche Wirklichkeit auf Basis von Wissen gedeutet haben (Jäger 2015: 

10). Das forschende Subjekt wird nicht außerhalb des diskursiven Feldes imaginiert, sondern 

als Akteur_iŶ, die_der siĐh aktiǀ aŵ „Kaŵpf uŵ die Wahrheit͞ ;FouĐault ϭϵϳϴ: ϱϯͿ ďeteiligt. 

Dabei existiert nicht die Wahrheit in der Wirklichkeit, sondern es findet immer eine Deutung 

der Wirklichkeit auf der Basis eigenen Wissens statt und somit entstehen Deutungskämpfe, 

an denen Wissenschaft sich aktiv beteiligt (Jäger 2015: 11). Diskurse um Schlepperei sollen in 

diesem Sinne in dieser Arbeit nicht als objektive Wahrheiten gedeutet werden, sondern in 

ihrer politisch positionierten Produktion untersucht werden. Dabei soll gezeigt werden, wie 

im Bundestag Wahrheiten produziert und zur Legitimation politischer Entscheidungen 

verwendet werden. 

Ziel Kritischer Diskursanalyse ist es, Wissen herauszuarďeiteŶ, das „spraĐhliĐh perforŵierteŶ 

Diskursen und nicht-spraĐhliĐh perforŵierteŶ DiskurseŶ͞ zuzuǁeiseŶ ist ;Jäger ϮϬϭϱ: ϳͿ. 

Zentral ist die Ermittlung von Aussagen, dabei hat die KDA nicht den Anspruch objektiver 
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Wahrheit, sondern übt Kritik an dem, was als scheinbar objektive Wahrheit wirkt (Jäger 2015: 

ϴͿ. AuĐh diese Arďeit ďeteiligt siĐh aŶ dieseŵ „Kaŵpf uŵ die Wahrheit͞ ;FouĐault ϭϵϳϴ: ϱϯͿ 

und nutzt Ergebnisse der kritischen Grenzregimeforschung zur Analyse des Wissens im 

Bundestag.  

2.1.2 Diskursives Wissen und Macht nach Foucault 

Dieses produzierte Wissen umfasst Bewusstseinsinhalte und Bedeutungen, auf deren 

Grundlage Menschen in ihrem historischen Kontext Wirklichkeit verstehen (Jäger 2001: 81). 

Wissen ist bei Foucault mit Sagbarkeitsfeldern ǀerďuŶdeŶ. UŶter deŵ Begriff ‚ArĐhäologie͚ 

versteht er eine methodische Herangehensweise, die darauf abzielt, unser Denken und unsere 

Sprache in Frage zu stellen, indem Strukturen und Prozesse, die Wissen formieren, freigelegt 

werden sollen (Kammler/Parr/Schneider 2008: 51). Dabei geht es nicht darum, den 

Wahrheitsgehalt einer Aussage zu ermitteln, sondern darum, nachzuvollziehen, wie durch 

bestimmte Diskurse und Konstellationen welches Wissen möglich wird (ebd.: 220).   

Foucault sieht in der Analyse diskursiver Felder die Möglichkeit, die Begrenztheit und die 

Wurzeln des Sagbaren herauszuarbeiten:  

„[E]s haŶdelt siĐh daruŵ, die Aussage iŶ der EŶge uŶd BesoŶderheit ihres EreigŶisses zu erfasseŶ; die 
Bedingungen ihrer Existenz zu bestimmen, auf das Genaueste ihre Grenzen zu fixieren, ihre 

Korrelationen mit den anderen Aussagen aufzustellen, die mit ihm verbunden können, zu zeigen, welche 

aŶdereŶ ForŵeŶ der ÄußeruŶg sie aussĐhließt.͞ ;FouĐault ϭϵϳϯ: ϰϯͿ 

Daran anknüpfend will die KDA aufzeigen, was in einem bestimmten historischen und 

gesellschaftlichen Kontext als sagbar gilt (Jäger 2015: 81). Dass Diskurse wandelbar, eng mit 

Wissen verknüpft sind, einen Verlauf haben und dementsprechend einzelne Fragmente als 

Grundlage zur Erschließung eines Gesamtdiskurses dienlich sein können, zeigt sich in der 

DiskursdefiŶitioŶ durĐh Jäger uŶd Jäger ;Jäger/Jäger ϮϬϬϳ: ϭϱͿ als „Fluss ǀoŶ WisseŶ durĐh die 

)eit͞. Diskurse sind demnach soziokulturelle Deutungsmuster, die gesellschaftliche 

Wirklichkeit produzieren (Jäger 2015: 27). Dementsprechend werde ich den Diskurs um 

Schlepperei als historisch entstandenes, aber dennoch stets wandelbares Wissen begreifen. 

Dieses Wissen ist nicht nur theoretischer Natur, sondern bestimmt, so die These dieser Arbeit, 

eben auch politische Wirklichkeit. Wissen um Schlepperei ist nicht objektiv, sondern wird im 

Kontext politischer Positionen konstruiert. Diesem sagbaren Wissen werde ich mich über 

Diskursfragmente auf der Ebene des Bundestages annähern. 

Diskurse spiegeln die Realität nicht wider. Das heißt auch, dass Diskurse die Realität nicht auf 

eine verzerrte oder reale Weise abbilden können (Jäger 2015: 24). Vielmehr wird der Diskurs 

als ein materielles Produktionsinstrument verstanden, das Gegenstände auf geregelte Weise 
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herstellt (ebd.) und ein ‚EigeŶleďeŶ͚ gegeŶüďer der WirkliĐhkeit führt ;Jäger ϮϬϭϱ: ϯϯͿ. 

Genauso wie sich Diskurse nicht auf die Abbildung von Realität reduzieren lassen, lässt sich 

die Wirklichkeit auch nicht auf Diskurse reduzieren, jedoch wird Wirklichkeit auf Basis von 

Diskursen von über Wissen verfügenden Menschen gedeutet (Jäger 2015: 36).  

Macht kann bei Foucault nicht als eine zentrale Instanz, die Gebote und Verbote anordnet, 

verstanden werden, sondern sollte vielmehr in einem Feld komplexer Praktiken verortet 

werden, in dem sie sich entfaltet. Sie kann dabei nicht im Besitz einzelner sein, sondern 

entfaltet sich relational (Kammler/Parr/Schneider 2008: 274). Kammler/Parr/Schneider (2008: 

ϮϳϰͿ ďesĐhreiďeŶ MaĐht ďei FouĐault als „dezeŶtriertes, suďstratloses OperiereŶ ;…Ϳ, als 

dessen Oberfläche zentralisierende Strukturierungsleistungen erscheinen, unter der die 

MaĐht ǀerdeĐkt operiert.͞ 

Bei Foucault sind Macht und Wissen eng miteinander verknüpft. So kann Wissen nicht ohne 

ein System von Regeln und Zwängen entstehen, gleichzeitig kann Macht keine Wirkung 

ausüben, wenn sie nicht auf Wissenssystemen basiert (Jäger 2015: 39). Diskurse wiederum 

werden zum einen selbst zum Machtfaktor, indem sie menschliches Verhalten und andere 

Diskurse beeinflussen (Jäger 2015: 38). Zum anderen werden Diskurse selbst durch 

gesellschaftliche Regeln, Ausschließung und Verbote geprägt, wie Foucault bereits in seinem 

Werk „Die OrdŶuŶg des Diskurses͞ ǀerdeutliĐht: 

„IĐh setze ǀoraus, daß iŶ jeder GesellsĐhaft die ProduktioŶ des Diskurses zugleiĐh koŶtrolliert, selektiert, 

organisiert und kanalisiert wird-uŶd zǁar durĐh geǁisse ProzedureŶ ;…Ϳ. IŶ eiŶer GesellsĐhaft ǁie der 
unseren kennt man sehr wohl Prozeduren der Ausschließung. Die sichtbarste und vertrauteste ist das 

Verbot. Man weiß, daß man nicht das Recht hat, alles zu sagen, daß man nicht bei jeder Gelegenheit von 

alleŵ spreĐheŶ kaŶŶ, daß sĐhließliĐh ŶiĐht jeder ďelieďige üďer alles ďelieďige redeŶ kaŶŶ.͞ ;FouĐault 
2014: 10f) 

IŶ AŶlehŶuŶg daraŶ ǀersteht JürgeŶ LiŶk uŶter DiskurseŶ „geregelte, aŶsatzweise 

institutionalisierte Redeweisen als Räume möglicher Aussagen, insofern sie an Handlungen 

gekoppelt siŶd uŶd dadurĐh MaĐhtǁirkuŶgeŶ ausüďeŶ͞ ;LiŶk ϮϬϬϱ: ϭϴͿ. Diskurse werden also 

nicht auf einer rein sprachlichen Ebene gefasst, sondern immer im Zusammenspiel mit nicht-

sprachbasierten Handlungen und mit Blick auf ihre Machtwirkungen. In der Diskursanalyse 

geht es uŵ ‚sagďares WisseŶ͚ ;Jäger ϮϬϭϱ: ϯϲͿ, “praĐhe ďildet hier die GruŶdlage: „Die “praĐhe 

existiert nur als Konstruktionssystem für mögliche AussageŶ; ;…Ϳ͞ ;FouĐault ϭϵϳϯ: ϭϮϰͿ. AuĐh 

bei den von mir analysierten Bundestagsdebatten waren die Diskurse um Schlepperei an 

politische Entscheidungen und Handlungen gekoppelt und entfalteten somit 

Machtwirkungen. 
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2.1.3 Kollektivsymbolik nach Link 

Für die KDA ist die Analyse von Kollektivsymbolen relevant (Jäger 2015: 25). Dieses 

diskurstheoretische Konzept basiert auf Überlegungen Jürgen Links, der unter 

KollektiǀsǇŵďolik die „Gesaŵtheit der aŵ ǁeitesteŶ ǀerďreiteteŶ AllegorieŶ uŶd Eŵďleŵe, 

Vergleiche (...Ϳ, Eǆeŵpelfälle, aŶsĐhauliĐhe[Ŷ] Modelle uŶd AŶalogieŶ eiŶer Kultur͞ ;LiŶk ϮϬϭϮ: 

137) versteht. Es handelt sich also um Symbole und Muster, die allen Mitgliedern einer 

Gesellschaft bekannt sind und auf deren Basis Deutungen von gesellschaftlicher und 

politisĐher WirkliĐhkeit ǀorgeŶoŵŵeŶ ǁerdeŶ. “ie ǀerdeutliĐheŶ „iŶ sǇŵďolisĐh ǀerdiĐhteter 

uŶd ǀereiŶfaĐheŶder Forŵ das heute gäŶgige uŶd gültige Muster uŶserer GesellsĐhaft͞ ;Jäger 

ϮϬϭϱ: ϱϱͿ. EiŶ „sǇŶĐhroŶes “Ǉsteŵ kollektiǀer “Ǉŵďole͞ hält dabei den gesellschaftlichen 

Diskurs zusammen (Jäger 2015: 55). Diskurse lassen sich nur verstehen, wenn Systeme 

kollektiver Symbole berücksichtigt werden, da diese eine Wirkung auf die kollektive 

)usaŵŵeŶsetzuŶg ǀoŶ BedeutuŶg haďeŶ. Als „kulturelle “tereotǇpeŶ͞ ;Dreǁs/Gerhard/Link 

1985; zit. nach Jäger 2015: 56) erzählen sie sich dadurch weiter, dass das System kollektiver 

Symbole gelernt wird und im Bewusstsein präsent und mit anderen Kollektivsymbolen 

verknüpft ist. Kollektivsymbole sind dabei nicht angeboren, sondern werden durch 

Sozialisation erlernt, sind historisch wandelbar und interkulturell verschieden (Jäger 2015: 57).  

2.2 Strukturierung von Diskursanalysen nach Jäger 

Da ein Diskurs zunächst immer abstrakt ist, gilt es, ihn zu operationalisieren. Jäger schlägt 

Begrifflichkeiten vor, die dabei helfen sollen, sprachlich performierte Diskurse zu 

strukturiereŶ. )uŶäĐhst uŶtersĐheidet er zǁisĐheŶ ǁisseŶsĐhaftliĐheŶ ‚“pezialdiskurseŶ͚ uŶd 

deŵ ‚IŶterdiskurs͚, der alle nicht wissenschaftlichen Diskurse umfasst. Beide stehen jeweils im 

AustausĐh ;Jäger ϮϬϭϱ: ϴϬͿ. UŶter ‚DiskursfragŵeŶteŶ͚ ǁerdeŶ Teǆte oder Teǆtteile, die eiŶ 

bestimmtes Thema behandeln, erfasst. Diskursfragmente gleichen Themas werden als 

‚DiskurssträŶge͚ ďezeiĐhŶet ;Jäger ϮϬϭϱ: ϴϬfͿ. EiŶ sǇŶĐhroŶer “ĐhŶitt durch einen 

Diskursstrang kann Aussagen hervorbringen über die qualitative Bandbreite des Sagbaren zu 

eiŶeŵ ďestiŵŵteŶ )eitpuŶkt. UŶter ‚diskursiǀeŶ EďeŶeŶ͚ ǁerdeŶ soziale Orte ǀerstaŶdeŶ, 

von denen gesprochen wird (ebd.: 85). Für meine Analyse bot sich die parlamentarische 

bundesdeutsche Debatte als diskursive Ebene an, da sich hier im Austausch mit anderen 

politischen Akteur_innen und medialen Diskursen ein politisch bedeutsamer Diskurs 

manifestiert, der machtvolle Entscheidungen nach sich zieht. 
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2.3 Datenkorpus und methodisches Vorgehen in dieser Analyse 

Auf dem Dokumentenserver des Bundestages sind alle öffentlich verhandelten Dokumente als 

Drucksachen und stenographische Berichte der öffentlichen Sitzungen als Plenarprotokolle 

online verfügbar5. Um alle relevanten öffentlichen Dokumente zum untersuchten 

Diskursstrang auf der diskursiven Ebene des Bundestages zu erfassen, gab ich auf dem 

DokuŵeŶteŶserǀer die “uĐhďegriffe „Schlepper“, „Schlepperei“, „Schleuser“, „SchleusuŶg“, 

„SchleusuŶgskriŵiŶalität“, „Fluchthilfe“ und „Fluchthelfer“ ein. Dabei ergaben sich für das Jahr 

2015 insgesamt 74 Treffer. 44 der Dokumente konnten dadurch ausgeschlossen werden, dass 

sie die Begrifflichkeit in einem für den Kontext der Arbeit irrelevanten Zusammenhang 

verwendeten, also z.B. schleppender Prozess oder im Zusammenhang mit Hafenrichtlinien. 

Meine Annahme, dass die Thematik nach dem Seeunglück im April 2015 stärker in den Fokus 

rücken würde, bestätigte sich, für die Monate davor konnten keine relevanten Dokumente 

gefunden werden. Von den restlichen 30 konnten sieben Dokumente ausgeschlossen werden, 

die iŶhaltliĐh doppelt ǀorlageŶ, da siĐh zuŵ Beispiel ďei eiŶer „KleiŶeŶ AŶfrage͞ der KoŶteǆt 

uŶd die FrageŶ iŵ Wortlaut iŶ der „AŶtǁort auf die KleiŶe AŶfrage͞ ideŶtisĐh siŶd. Weitere 

acht Dokumente konnten ausgeschlossen werden, da sie die Thematik nur sehr randläufig in 

aŶdereŶ KoŶteǆteŶ sĐhŶitteŶ, zuŵ Beispiel „FortďilduŶgeŶ zuŵ Theŵa 

“ĐhleusuŶgskriŵiŶalität͞ iŵ FiŶaŶzieruŶgsplaŶ für die Polizei ;DruĐksaĐhe ϭϴ/ϱϴϭϰͿ oder eiŶer 

EUROPOL-“telle zur VerhiŶderuŶg des „AŶloĐkeŶs͞ ǀoŶ MigraŶteŶ durĐh “Đhlepper iŵ 

Internet (Drucksache 18/5737).  

Die verbleibenden 15 Dokumente bilden die Basis der Analyse. Sie bezogen sich thematisch 

vor allem auf die Militärmission EUNAVFOR MED, in Verbindung damit aber auch auf legale 

Einreisewege und das Verhältnis zur Seenotrettung. Aufgrund der Ergebnisse gab ich noch 

„EUNAVFOR MED“ als weiteren Suchbegriff ein, was aber keine neuen Dokumente 

hervorbrachte. Technische Details wie Anzahl der Schiffe, Kosten etc. wurden für die Analyse 

nicht genauer berücksichtigt aufgrund ihrer geringen Relevanz für die Fragestellung.  

Nach einer Strukturanalyse der 15 Dokumente, in der Dokumenttyp, Autor_in mit 

Parteizugehörigkeit, Datum und wichtigste Inhalte in einer Legende festgehalten wurden, 

konnten zentralen Oberthemen und damit verbundene Aussagen identifiziert werden. Auf 

Basis dieser Legende wurden Diskursfragmente ausgewählt, die zum einen das politische 

Parteienspektrum und zum anderen die Breite der Aussagen berücksichtigen, um einen 

                                                             
5 Den detaillierteren Prozess der Veröffentlichung siehe unter: https://www.bundestag.de/drs  

https://www.bundestag.de/drs
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möglichst vollständigen Querschnitt des sagbaren Wissens im Untersuchungszeitraum zu 

erhalten. 

3. Kontextualisierung: Das Grenzregime der EU auf dem Mittelmeer 

3.1 Entwicklungen im Spiegel kritischer Grenzregimeforschung 

Um die Narrative, die ich in der Analyse herausarbeiten werde, einzuordnen, werde ich 

Ansätze kritischer Grenzregimeforschung miteinbeziehen. Diese werde ich im vorliegenden 

Kapitel kurz einführen. 

Weltweite Migrationsbewegungen sind im Kontext kapitalistischer, rassistisch strukturierter 

Ungleichheitssysteme zu verstehen (Behr 2014: 29). Dies betrifft sowohl strukturelle 

Fluchtursachen wie Verteilungsungerechtigkeit und Problemkomplexe wie Landgrabbing 

(Strutynski 2014: 16ff), als auch ein global agierendes System, das die Mehrheit der 

Arbeiter_innen benachteiligt, sowohl durch den Export von Produktion in 

‚BilligproduktioŶsläŶder͚ als auĐh durĐh deŶ Iŵport ďilliger Arďeitskräfte ;Behr ϮϬϭϰ: ϮϴͿ. Die 

Regulation von Migration stellt ein wichtiges Instrument dar, um derartige 

Ungleichheitsverhältnisse aufrechtzuerhalten (ebd.: 29). Dieser Kontext ist wichtig, um das im 

Diskurs sagbare Wissen über EU-Außengrenzen zu analysieren. 

Der MǇthos der UŶüďerǁiŶdďarkeit der GreŶzeŶ als „FestuŶg Europa͞, ďesĐhreiďt die 

Situation an den Grenzen nicht differenziert genug (Panagiotidis/Tsianos 2007: 57), da eine 

absolute Abschottung weder einfach umsetzbar noch im Sinne eines Arbeitsmarktes, der von 

illegalisierten Arbeitskräften profitiert, politisch wünschenswert ist (Cuttitta 2010: 29). Daher 

ist eher ǀoŶ eiŶer „EŶtsĐhleuŶiguŶg͞ der MigratioŶ uŶd eiŶeŵ “elektioŶsŵeĐhaŶisŵus zu 

sprechen, da angesichts der Gefahren nur, wer jung, stark und motiviert genug ist, diese 

Grenzen überwinden kann (Cuttitta 2007: 33). 

Die Forschungsgruppe Transit Migration schlägt vor, zur Überwindung dieses Mythos den 

Begriff „GreŶzregiŵe͞ zu ǀerǁeŶdeŶ ;PaŶagiotidis/TsiaŶos ϮϬϬϳͿ. Dieser fasst die „)irkulatioŶ 

als GegeŶstaŶd fleǆiďler “teueruŶg ŵigraŶtisĐher “uďjektiǀitäteŶ͞ ;Hess/TsiaŶos ϮϬϭϬ: ϮϰϴͿ 

und wird postnationalen Aspekten europäischer Kontrollpraktiken gerecht, die von einer 

Externalisierung von Institutionen und einer Vervielfältigung von Akteur_innen an den 

Grenzen geprägt sind (Hess/Tsianos 2010: 252). 

Mit der Öffnung der EU-Grenzen innerhalb kam es zu einer neuen Territorialisierung durch die 

„ErfiŶduŶg͞ der EU-Außengrenzen (Kasparek 2010: 112). Während legale Einreisewege immer 
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weiter eingeschränkt wurden, stieg die Zahl von Bootsflüchtlingen6 auf dem Mittelmeer in den 

letzten Jahren weiter (Bahl/Ginal/Hess 2010: 201). Das europäische Grenzregime ist zum 

einen geprägt durch eine zunehmende Militarisierung, zum anderen durch einen 

Bedeutungszuwachs für humanitäre Logik und Menschenrechte, welche zum Teil für die 

Legitimierung der Militarisierung angeeignet werden (Hess/Kasparek 2010: 8). 

3.2 FRONTEX; „Mare Nostrum͞ und EUNAVFOR MED: Abschottungsmaßnahmen und 

Seenotrettung im letzten Jahrzehnt 

Im Zuge zunehmender Grenzabwehrmaßnahmen beschloss der Europäische Rat im Jahr 2004 

die Gründung der Agentur FRONTEX, die die operative Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten 

im Schutz der Außengrenzen koordinieren soll (Deimel 2014: 37). Sowohl finanziell, als auch 

verwaltungstechnisch und rechtlich ist die Agentur weitgehend autonom, weshalb mangelnde 

Kontrollmöglichkeiten immer wieder kritisiert wurden (ebd.). FRONTEX steht im Zeichen von 

zunehmender Privatisierung von Politik (Wagner 2010: 238) und der Vervielfältigung von 

Akteur_innen im EU-Grenzregime. Eine genauere Diskussion von FRONTEX muss an dieser 

Stelle ausgespart bleiben, da die Agentur in den nachfolgend analysierten Dokumenten eine 

untergeordnete Rolle spielte. 

Die “eeŶotrettuŶgsŵissioŶ „Mare Nostruŵ͞ der italieŶisĐheŶ KüsteŶǁaĐhe, die ŶaĐh deŵ 

Seeunglück im Oktober 2013 einberufen worden war, endete am 31. Oktober 2014. Sie wurde 

aďgelöst durĐh die OperatioŶ „TritoŶ͞, ǁelĐhe uŶter FühruŶg ǀoŶ F‘ONTEX steht uŶd 

dahingehend kritisiert wurde, dass sie primär der Grenzsicherung, nicht der Seenotrettung 

gewidmet sei (PRO ASYL 2014).  

Nachdem es in der Nacht zum 19. April 2015 zum bis dahin größten bekannten Schiffsunglück 

auf der Route zwischen Libyen und Italien gekommen war, beraumte die EU am 23. April 2015 

einen Sondergipfel an, um einen Zehn-Punkte-Aktionsplan zur Migration zu beschließen, der 

ein umfassendes Vorgehen gegen das Sterben auf dem Mittelmeer beinhalten sollte. Dieser 

umfasste unter anderem die Verdreifachung der finanziellen Mittel für die Operationen 

„TritoŶ͞ uŶd „PoseidoŶ͞7, das Ergreifen gemeinsamer Maßnahmen mit Drittländern, die 

Stärkung von Solidarität innerhalb der EU und die Entwicklung neuer Methoden zur 

Bekämpfung von Schleppern (Europäische Kommission 2015: 4). Im Zusammenhang mit dem 

                                                             
6 Da der Begriff „FlüĐhtliŶg͞ durĐh seiŶe EŶdsilďe ǀerdiŶgliĐheŶd uŶd uŶterlegeŶ ǁirkt uŶd durch seine 

Homogenisierung der Diversität von migrierenden Menschen nicht gerecht wird (Heinrich-Böll-Stiftung 2015: 
2), wird er kursiv geschrieben, um deutlich zu machen, dass damit der vorherrschende Diskurs dargestellt wird.  
7 Die OperatioŶ „PoseidoŶ͞ ist FRONTEX unterstellt und dient in Zusammenarbeit mit griechischen Behörden 

dem effizienteren Schutz der EU-Außengrenzen (FFM 2015). 
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letzteŶ PuŶkt ǁurde aŵ ϭϴ. Mai ϮϬϭϱ die OperatioŶ „EuropeaŶ UŶioŶ Naǀal ForĐe – 

MediterraŶeaŶ͞ ;EUNAVFOR MED) vom Europäischen Rat ins Leben gerufen (Tardy 2015: 1):  

„The operatioŶ͛s ŵaŶdate is to ĐoŶtriďute to the ͚disruptioŶ of the ďusiŶess ŵodel of human smuggling 

aŶd traffiĐkiŶg Ŷetǁorks iŶ the “outherŶ CeŶtral MediterraŶeaŶ͛ ďǇ ͚efforts to ideŶtify, capture and 

dispose of ǀessels used or suspeĐted of ďeiŶg used ďǇ sŵugglers.͛͟ (Tardy 2015:1) 

Es geht also darum, Schleusernetzwerke zu bekämpfen, indem deren Boote identifiziert, 

beschlagnahmt und zerstört werden. Als Vorgehensweise der Mission wurden drei Phasen 

angedacht: In der ersten Phase sollte es primär um Aufklärung und Informationsgewinnung 

gehen. Am 22. Juni 2015 wurde gleichzeitig mit der Billigung der Operation durch den Rat der 

EU für Auswärtige Angelegenheiten die erste Phase festgelegt (Bundeswehr 2016). Die Phase 

2a wurde im September durch die EU festgelegt, genauso wie die Umbenennung der Mission 

iŶ „OperatioŶ “ophia͞, iŶ AŶlehŶuŶg aŶ eiŶ MädĐheŶ, das zuǀor iŵ ‘ahŵeŶ der MissioŶ auf 

einem Schiff geboren worden war. In dieser Phase gehe es darum, Boote anzuhalten, zu 

durchsuchen, zu beschlagnahmen und umzuleiten. Außerdem sollen 

„“ĐhleusereiǀerdäĐhtige͞ aŶ die “trafǀerfolguŶgsďehördeŶ ǀoŶ EU-Staaten übergeben 

werden (Bundeswehr 2016). Der Bundestag stimmte einer Beteiligung zu dieser Phase am 

01.10.2015 zu. Für die Phase 2b sieht der Plan auch ein Vorgehen in fremden Gewässern und 

für Phase 3 auf fremdem Territorium vor, außerdem ein Zerstören der Boote. Zum Zeitpunkt 

dieser Arbeit (Juni 2016) waren noch keine Informationen darüber verfügbar, ob und wann 

der Übergang in eine weitere Phase stattfinden würde, da dazu die Zustimmung des 

Sicherheitsrates und der libyschen Regierung für ein Operieren in fremden Gewässern fehlte 

(Deutscher Bundestag 2016).  
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4. Analyse  

4.1 Vorbemerkungen und Kontext der Debatten 

In diesem ersten Teil der Analyse werde ich auf die diskutierten Anträge und den formellen 

Rahmen der analysierten Debatten eingehen. Im darauffolgenden Teil werde ich Narrative 

über die Akteur_innen Schlepper, Migrant_in und Europa analysieren, die sich für den 

untersuchten Diskursstrang als bedeutsam herausstellten mit dem Ziel, sagbares Wissen im 

Untersuchungszeitraum auf der Diskursebene des Bundestages zu identifizieren. Dann 

werden im dritten Teil in Bezug auf die Relevanz für die Fragestellung ausgewählte 

Argumentationsmuster und Verknüpfungen aus der Feinanalyse herausgestellt, bevor 

abschließend eine Zusammenfassung der Ergebnisse folgt. 

Im Untersuchungszeitraum war der 18. Deutsche Bundestag tätig mit insgesamt 630 Sitzen, 

die sich folgendermaßen auf vier Fraktionen verteilten: 310 Sitze hatte die Fraktion CDU/CSU 

inne, 193 Sitze die SPD-Fraktion, Die Linke nahm 64 Plätze ein, die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen 63 (Deutscher Bundestag 2015). Die Regierung wurde durch eine Koalition aus 

CDU/CSU mit der SPD gestellt, die beiden anderen Parteien bildeten entsprechend die 

Opposition (Deutscher Bundestag 2013).  

In der Strukturanalyse aus insgesamt 15 Dokumenten zeigte sich, dass Plenarprotokolle im 

Verhältnis zu anderen Dokumenten von Vorteil waren, weil für die Fragestellung relevante 

Argumentationsmuster verdichtet darin vorkamen und ein zeitlich synchroner Querschnitt, in 

dem sagbares Wissen in seiner inhaltlichen Breite, die zum Teil mit verschiedenen 

Parteizugehörigkeiten zusammenhing, möglich war. Im Korpus standen vier solcher Protokolle 

zur Verfügung. Im Protokoll der Sitzung 18/105 war allerdings nur ein kleiner Teil in der 

Fragestunde relevant, daher wurde dieses nicht berücksichtigt. Von den weiteren drei 

bezogen sich zwei (18/124 und 18/127) auf denselben Antrag und fanden im Abstand von 

einer Woche statt, deshalb wurde die Debatte 18/127 ausgeklammert, da sie inhaltlich sehr 

ähnlich war und eine Bearbeitung aller drei Debatten den Rahmen dieser Analyse gesprengt 

hätte. 

Dementsprechend konzentrierte sich die Feinanalyse auf die Plenarprotokolle 18/110 über 

die Sitzung am 12.06.2015 und 18/124 über die Sitzung am 24.09.2016. In jeder der beiden 

Debatten kamen sieben Redner_innen zu Wort, davon gehörten jeweils drei der Fraktion 

CDU/CSU an, jeweils zwei der SPD-Fraktion und jeweils eine_r den Fraktionen Die Linke und 

Bündnis 90/Die Grünen. Von den Fraktionen, die mehrere Reden vortrugen, habe ich für die 
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Feinanalyse jeweils nur eine berücksichtigt, da sonst der Rahmen dieser Arbeit gesprengt 

werden würde und der inhaltliche Mehrwert gering wäre. 

Tabelle 1: Übersicht der analysierten Redebeiträge: 

Plenarprotokoll Nr., Seitenzahl Fraktion Redner_in 

18/ 110, 10628-10629 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Tom Koenigs 

18/110, 10629-10633 CDU/CSU Dr. Ole Schröder 

18/110, 10633-10634 DIE LINKE Ulla Jelpke 

18/110, 10634-10635 SPD Christina Kampmann 

18/124, 12052-12053 CDU/CSU Dr. Ralf Brausiepke 

18/124, 12054-12055 DIE LINKE Stefan Liebich 

18/124, 12057-12058 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Omid Nouripour 

18/124, 12059- 12060 SPD Dr. Fritz Felgentreu 

 

In der 110. Debatte des 18. Deutschen Bundestages am 12.06.2015 wurde in den 

Tagesordnungspunkten 28a) und 28b) über Schlepperei vor allem im Zusammenhang mit 

Seenotrettung und anderen Strategien zur BewältiguŶg der ‚Krise͚ diskutiert. AŶlass der 

Deďatte ǁareŶ der AŶtrag „“eeŶotrettuŶg jetzt - Konsequenzen aus Flüchtlingskatastrophen 

auf deŵ Mittelŵeer zieheŶ͞ ;DruĐksaĐhe ϭϴ/ϰϲϵϱͿ8 der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 

Ϯϭ.Ϭϰ.ϮϬϭϱ uŶd der AŶtrag „Das Mittelmeer darf nicht zum Massengrab werden - Für eine 

Umkehr in der EU-AsǇlpolitik͞ ;DruĐksaĐhe ϭϴ/ϰϴϯϴͿ9 der Fraktion Die Linke vom 06.05.2015. 

Beide Anträge thematisieren eine mangelnde Priorisierung von Seenotrettung und fehlende 

legale Einreisewege und benennen als Ziel, dem Sterben auf dem Mittelmeer ein Ende zu 

setzen.  

In der 124. Debatte des 18. Deutschen Bundestages am 24.09.2015 (Drucksache 18/124) 

wurde in Tagesordnungspunkt 10.) üďer deŶ AŶtrag der BuŶdesregieruŶg „BeteiliguŶg 

bewaffneter deutscher Streitkräfte an der EU-Operation EUNAVFOR MED als ein Teil der 

Gesamtinitiative der EU zur Unterbindung des Geschäftsmodells der Menschenschmuggel-

uŶd MeŶsĐheŶhaŶdelsŶetzǁerke iŵ südliĐheŶ uŶd zeŶtraleŶ Mittelŵeer͞ ǀoŵ ϭϲ.Ϭϵ.ϮϬϭϱ 

(Drucksache 18/6013)10 beraten. Der Antrag fordert die Zustimmung des Bundestages zur 

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der Operation EUNAVFOR MED, welche die 

                                                             
8 Der vollständige Antrag befindet sich im digitalen Anhang.  
9 Der vollständige Antrag befindet sich im digitalen Anhang. 
10 Der vollständige Antrag befindet sich im digitalen Anhang. 
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Bundesregierung am 16.09.2015 beschloss, nachdem der Europäische Rat zwei Tage zuvor 

einen Wechsel in die Phase 2i) eiŶgeleitet hatte. IŶ dieser Phase gehe es uŵ „das AŶhalteŶ 

und Durchsuchen sowie ggf. die Beschlagnahme und das Umleiten von Schiffen, bei denen der 

VerdaĐht ďesteht, dass sie für MeŶsĐheŶsĐhŵuggel oder MeŶsĐheŶhaŶdel ďeŶutzt ǁerdeŶ.͞ 

(18/6013: 1). Da es sich um einen bewaffneten Einsatz handelt, war die Zustimmung des 

Bundestages vonnöten (Gareis 2010: 153)11. Die namentliche Abstimmung über den Antrag 

folgte erst nach der abschließenden Debatte am 01.10.2015 (Drucksache 18/127) und führte 

zu dessen Verabschiedung (Bundesministerium der Verteidigung 2015). In der Begründung 

des AŶtrags ǁird die NotǁeŶdigkeit eiŶer „gesaŵteuropäisĐheŶ AŶstreŶguŶg͞ ;DruĐksaĐhe 

18/6013: 5) zur Vermeidung weiteren Sterbens auf dem Mittelmeer besonders 

hervorgehoben.  

In den drei Anträgen spiegeln sich bereits zentrale unterschiedliche Diskurspositionen, wie 

sich in der weiteren Analyse zeigen wird. 

4.2 Narrative über zentrale Akteur_innen 

Die im Diskurs erwähnten Akteur_innen lassen sich im Wesentlichen drei Kategorien 

zuordnen: Schlepper, Migrant_innen und Europa zugeordnete Akteur_innen wie zum Beispiel 

die italienische Küstenwache, die Bundesregierung oder die EU. In der Konstruktion dieser 

Akteur_innen gab es über die Parteigrenzen und Redner_innen hinweg weitgehend 

homogene Konzepte, im Gegensatz zu den Problemlösungsdefinitionen, die in Kapitel 4.3 

analysiert werden. 

4.2.1 Das Narrativ des Schleppers 

In den analysierten Redebeiträgen werden Schlepper mit immer wiederkehrenden durchweg 

negativen Zuschreibungen charakterisiert. Ein hervorstechendes Charakteristikum liegt im 

Aspekt der Kriminalisierung von Schleppern, ǁelĐhe als „“ĐhǁerkriŵiŶelle͞ ;Nouripour 

ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϳ;BͿͿ „grausaŵ;…Ϳ͞  ;LieďiĐh ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϰ;BͿͿ einem 

„ŵeŶsĐheŶǀeraĐhteŶde[Ŷ] GesĐhäft͞ ;Brausiepke ϭϴ/12: 12053(D)) nachgehen. Immer 

wieder tritt auch das Bild krimineller Schlepperbanden12 und von Schleppernetzwerken zutage, 

was eine Verbindung zum Themenfeld der organisierten Kriminalität darstellt. So gehe es nach 

                                                             
11 Bewaffnete Bundeswehreinsätze sind nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes aus dem Jahr 

1994 dann gültig, wenn zwei Bedingungen erfüllt werden: Es muss sich um einen Rahmen von einem System 
gegenseitiger kollektiver Sicherheit handeln und solche Einsätze unterliegen einem konstitutiven 

Parlamentsvorbehalt, erfordern also die Zustimmung des Bundestages (Gareis 2010: 153). 
12  Wortbedeutung Bande: organisierte Gruppe von Verbrechern (Duden 2016)    
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“Đhröder ;ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϭ;CͿͿ daruŵ, „kriminellen Schleppern und Netzwerken, die mit der 

humanitären Katastrophe, mit dem Leid der Menschen Millionen verdienen, das Handwerk zu 

legeŶ͞.  Zwei Aspekte sind an dieser Aussage, die in leichter Abwandlung von verschiedenen 

Redner_innen verwendet wurde, bemerkenswert. Ein Aspekt ist der ökonomische Profit, der 

die moralische Verwerflichkeit des Handelns unterstreicht. Ein weiterer ist der Ausdruck, 

“ĐhlepperŶ sei ‚das HaŶdǁerk zu legeŶ͚, der als wichtiges Kollektivsymbol zur Beschreibung 

von Schleppern von verschiedenen CDU/CSU- und SPD-Abgeordneten in Struktur-und 

Feinanalyse verwendet wurde. Diese Redensart verweist auf die Professionalisierung des 

Sektors13 und kriminalisiert ihn gleichzeitig, da die Redensart ihren Ursprung darin hat, dass 

Zunftmitglieder, die sich nicht an die Regeln hielten, das Handwerk gelegt werden konnte, 

indem sie aus der Zunft ausgeschlossen wurden (Duden 2016). Analog zu der Zunft, welche 

die Regeln festlegte und Regelverstöße sanktionierte, soll nun hier die EU die Kontrolle über 

die Situation haben und Schlepper, welche sich nicht an die definierten Regeln halten, sollen 

an der Ausübung ihrer Tätigkeit gehindert und dafür bestraft werden. Mit diesem 

Kollektivsymbol verknüpft ist aber auch die Verbindung zum Mittelalter, welches mit 

Rückschritt und Finsternis assoziiert wird (Jäger 2015: 57). Dabei werden Schlepper zum einen 

als Akteure, die ŵit „äußerster Brutalität͞ ;Brausiepke ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϯ;CͿͿ ǀorgeheŶ, 

verstanden, außerdem mit Chaos, Willkür und Kontrollverlust assoziiert. So gelte es, dafür zu 

sorgen, dass Schlepper ŶiĐht läŶger „sĐhalteŶ uŶd ǁalteŶ köŶŶeŶ, ǁie sie ǁolleŶ.͞ (Brausiepke 

(18/124: 12053(C)). 

Ohne tatsächliche Gewalt auszublenden oder zu verharmlosen, sollte die diskursive 

Verbindung zur organisierten Kriminalität kritisch betrachtet werden (Krause 2012: 193). 

Zunächst wäre in diesem Zusammenhang hervorzuheben, dass die EU-Grenzpolitik an der 

Schaffung dieses Sektors maßgeblich beteiligt ist, da restriktive Kontrollmaßnahmen ein 

Überwinden der Grenzen für Menschen ohne Hilfe derartiger Netzwerke unmöglich gemacht 

haben (Schloenhardt 2015). Des Weiteren bleiben strukturelle Zusammenhänge im 

kapitalistischen globalen System wie die Überfischung der Meere und die daraus resultierende 

Krise der Fischerei im Mittelmeerraum, die Schleusungsaktivitäten zu einer einträglichen 

Alternative machen, unberücksichtigt (Baumann 2014). Verschiedene Studien haben darauf 

hiŶgeǁieseŶ, dass es siĐh ďei der koŵŵerzielleŶ FluĐhthilfe auf deŵ Mittelŵeer uŵ „lose 

                                                             
13 Wortbedeutung Handwerk: 1. (selbstständige), berufsmäßig ausgeübte Tätigkeit, die in einem durch 
Tradition geprägten Ausbildungsgang erlernt wird und die in einer manuellen, mit Handwerkszeug 

ausgeführten produzierenden oder reparienden Arbeit besteht, 2. Jemandes Beruf, Tätigkeit, Arbeit (mit der 

sich jemand ernährt) (Duden 2016) 



 

15 

 

Netzǁerke͞ ;“tiegler ϮϬϭ4: 11) und kleinteilige Organisationsschritte handle (Di Nicola 2015: 

30). Eine Studie (Triulzi 2013: 213), die migrantische Narrative von der Libyen-Lampedusa-

‘oute iŶ deŶ JahreŶ ϮϬϬϲ ďis ϮϬϬϵ darstellt, ďesĐhreiďt derartige Netzǁerke „like a plate of 

Spaghetti͞. Daŵit ist geŵeiŶt, dass siĐh ǀersĐhiedeŶe iŶǀolǀierte Akteur_iŶŶeŶ aŶ 

verschiedenen Stellen berühren und eng vernetzt sind, jedoch niemand genau weiß, wo diese 

beginnen, verlaufen und hinführen (ebd.). Die transnationalen Netzwerke seien nicht auf eine 

einfache und klar strukturierte Weise hierarchisch geordnet, vielmehr handle es sich um 

kleinere, komplexere und fluide Organisationsformen (ebd.). Ebendiese flexible Struktur sorgt 

für die hohe Flexibilität, die in dem Bereich notwendig ist, beispielsweise, wenn bestimmte 

‘outeŶ ‚gesĐhlosseŶ͚ ǁerdeŶ uŶd stattdesseŶ auf aŶdere ausgeǁiĐheŶ ǁerdeŶ ŵuss ;Triulzi 

2013: 215). Das Schließen einer Route sei meist verbunden mit dem Ausweichen auf eine 

alternative Route, die dann oft mit höheren finanziellen Aufwendungen und einer höheren 

Gefährdung von Menschenleben verbunden sei (ebd.). Des Weiteren ist die Abgrenzung der 

Kategorien Migrant_in und kommerzielle_r Fluchthelfer_in in der Form oft nicht so klar 

möglich, da Migrant_innen zum Teil selbst auf ihrem Weg an Fluchthilfe beteiligt sind und so 

die Ressource des Wissens über Fluchtwege nutzen, um ihre Weiterfahrt zu finanzieren oder 

um Familienangehörigen zu helfen (Schloenhardt 2015).  

Schlepper werden als Bedrohung für Migrant_innen und für Europa konstruiert. Nicht nur 

Migrant_innen werden zu Opfern der Schlepper, sondern auch die EU selbst: Nach dem SPD-

Abgeordneten Felgentreu (18/124: 12059 (D)) würden Schlepper „die Europäer zu eiŶeŵ 

huŵaŶitäreŶ EiŶsatz zǁiŶgeŶ͞. Schlepper werden also als direkte Bedrohung, nicht nur für die 

Migrant_innen, die deren Dienste in Anspruch nehmen, sondern auch für die EU selbst, die zu 

einem humanitären Hilfseinsatz gezwungen wird, dargestellt. Schlepper werden dadurch 

diskursiv zum gemeinsamen Feind der Migrant_innen und der EU erklärt. 

4.2.2 Die Konstruktion von Migrant_innen als Opfer 

In den analysierten Debatten traten Migrant_innen kaum als aktive Subjekte auf, sondern 

wurden auf mehreren Ebenen als passive Opfer konstruiert.  

Die erste Ebene ist die Konstruktion von Migrant_innen als Opfer von Schleppern, zum Beispiel 

ǁürdeŶ diese die MeŶsĐheŶ auf „leďeŶsgefährliĐhe ‘eiseŶ sĐhiĐkeŶ͞ ;Brausiepke ϭϴ/ϭϮϰ: 

12053(C)). Die aktive Entscheidung der Menschen für diese Reise, der sicherlich meist ein 

struktureller Zwang zugrunde liegt, aber eben auch eine Entscheidung und das Wissen um die 

Gefahren, bleibt ausgeblendet (Krause 2012: 193). 
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Auf einer zweiten Ebene werden Migrant_innen häufig als unpersönliche, quantifizierte 

Masse von Todesopfern erwähnt:  

„Es ist diese uŶglauďliĐh große Zahl von 25 000 Menschen, die seit Anfang des Jahrtausends beim 

Versuch, das Mittelmeer zu überqueren, umgekommen sind. 25 000, ich finde, das ist eine unglaublich 

große )ahl.͞  (Kampmann 18/110: 10634(C)) 

Diese Charakterisierung hängt eng zusammen mit der Problemdefinition, dass das 

Massensterben zu verhindern sei, wie sich in Kapitel 4.3.1 zeigen wird. 

4.2.3 Europa: Verantwortung und Wertegemeinschaft 

Europa als Ganzes wird immer wieder in einem Verantwortungskontext geframt. So handle es 

sich bei der “eeŶotrettuŶg uŵ eiŶe „huŵaŶitäre VerpfliĐhtuŶg der EuropäisĐheŶ 

GeŵeiŶsĐhaft͞ ;KoeŶigs ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϮϴ;DͿͿ. AuĐh CDU-Abgeordneter Schröder spricht von 

„huŵaŶitäreŶ VerpfliĐhtuŶgeŶ͞ ;ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϬ ;DͿͿ uŶd „VeraŶtǁortuŶg͞ ;ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϯ 

(A)), welcher es sich bewusst zu werden gelte. Diese Verantwortung wird verbunden mit der 

KoŶstruktioŶ der EuropäisĐheŶ UŶioŶ als „WertegeŵeiŶsĐhaft͞ (Brausiepke 10/124: 12053 

(D)), die es erforderlich mache, gemeinsame Werte auch gegen Widerstand zu verteidigen, 

denn es gehe uŵ das, „ǁas uŶs ǁiĐhtig ist uŶd ǁoraŶ ǁir glauďeŶ͞ (Kampmann 18/110: 10634 

(C)). 

Akteur_innen, die der Europäischen Union zugeordnet werden, werden vorwiegend aktiv und 

positiǀ Đharakterisiert, so ǁerdeŶ zuŵ Beispiel die „außerordeŶtliĐhe LeistuŶg͞ uŶd das 

„EŶgageŵeŶt͞ der Soldat_innen bei der Rettung der Menschen hervorgehoben (Brausiepke 

18/124: 12053 (A)). 

Die meisten Politiker_innen identifizieren sich mit diesem Europa, was dadurch deutlich wird, 

dass sie sich selbst als Teil davon verstehen und zuŵ Beispiel ǀoŶ „uŶsere[r] huŵaŶitäre[Ŷ] 

VerpfliĐhtuŶg͞ ;“Đhröder ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϮϲϯϮ ;DͿͿ die ‘ede ist. Uŵ Kritik aŶ der Politik dieses 

Europas zu üben, spricht Linken-Abgeordneter Liebich (18/124: 12055(C)) davon, dass der 

Antrag der Bundesregierung zum bewaffneten Militäreinsatz der abstoßenden Politik des 

zuvor als rechtsradikal diffamierten ungarischen Ministerpräsidenten Recht gebe und den 

„traurigeŶ HöhepuŶkt Ihrer AďsĐhottuŶgspolitik͞ ;eďd.Ϳ darstelle. Er greŶzt siĐh ŵit deŵ 

Verwenden der zweiten Person von dieser Politik ab. 

4.3 Problemdefinitionen und Lösungsvorschläge 

4.3.1 Das Verhindern des Massensterbens als zentrale Problemdefinition 

Als eiŶe herǀorsteĐheŶde parteieŶüďergreifeŶde ProďleŵdefiŶitioŶ lässt siĐh die „huŵaŶitäre 

Katastrophe͞ (Schröder 18/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϭ;CͿͿ, das „MasseŶsterďeŶ auf deŵ Mittelŵeer͞ (Jelpke 
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ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϯ;BͿͿ ideŶtifiziereŶ. ‘efereŶzeŶ auf die „Tragödie[Ŷ]͞ (Brausiepke 18/124: 12052 

(D)) im April 2015 und im Oktober 2013 spielen eine zentrale Rolle in der Beschreibung dieser 

Problematik, die mit Zahlen von Todesopfern bei diesen Ereignissen und insgesamt 

unterstrichen werden. Es liegt also eine primär humanitäre Problemdefinition vor, was im 

Kontext einer zunehmenden Einbeziehung von moralischen Gefühlen in die Politik (Fassin 

2011: ϮϮϭͿ eiŶhergeht. Das „‘eĐht auf LeďeŶ͞ ;Call ϮϬϭϰ: ϰϴͿ ǁird fokussiert, ǁoďei Call ;ϮϬϭϰ: 

48) anmerkt, dass eine solche Fokussierung insofern kritisch zu rezipieren ist, als dass andere 

Rechte wie politische, soziale und ökonomische ausgeblendet bleiben. Der 

Lebensrettungsdiskurs führt zu einer Depolitisierung von irregulärer Migration (ebd. 2014: 

48).  

Entsprechend dieser Problemdefinition wird auch die Lösung definiert, nämlich, dieses 

Sterben zu verhindern. Darüber, wie dies zu bewerkstelligen sei, existieren verschiedene 

Vorstellungen, die mit dem Verhältnis der drei hegemonialen Lösungsansätze Seenotrettung, 

Schlepperbekämpfung und legale Wege zusammenhängen14. 

4.3.2 Das Verhältnis von Seenotrettung und Schlepperbekämpfung 

Alle Redner_innen erkennen eine prinzipielle Notwendigkeit und humanitäre Verpflichtung 

zur Seenotrettung an.  

Vertreter_innen der Oppositionsparteien nehmen diesen Aspekt als Anlass für Kritik. Diese 

ďezieht siĐh zuŵ eiŶeŶ auf die BeeŶdiguŶg der “eeŶotrettuŶgsŵissioŶ „Mare Nostruŵ͞ 

zugunsten von Investitionen in die Abschottung wie zum Beispiel in FRONTEX was unter 

„ŵoralisĐheŶ MaßstäďeŶ eiŶ regelreĐhtes VerďreĐheŶ͞ darstelle (Jelpke 18/110: 10633(C)f), 

zum anderen darauf, dass die Mission EUNAVFOR MED Seenotrettung nicht genügend 

priorisiere. Der Abgeordnete Nouripour (Bündnis 90/Die Grünen) zeigt anhand von Zahlen, 

welche seine Parteikollegin Brugger erfragt habe, wie die Zahl der Geretteten nach Übergang 

von der national organisierten Rettung in die europäische Militärmission schlagartig 

zurückgegangen sei (Nouripour 18/124: 12057 (D)). Dies sei eine Priorisierung, mit der seine 

Partei nicht leben könne. Dass in der Diskussion um Seenotrettung immer wieder über 

Schlepperbekämpfung gesprochen werde und umgekehrt, wird an mehreren Stellen kritisiert 

(z.B. Liebich 18/124: 12054 (A)). Grünen-Abgeordneter Koenigs (18/110: 10629(B)) bezeichnet 

deŶ „Krieg gegeŶ die “Đhlepper͞ als „gefährliĐheŶ AďleŶkuŶgsdiskurs͞. 

                                                             
14 Fluchtursachenbekämpfung war ebenfalls ein wichtiges Themenfeld, aufgrund der formalen Grenzen dieser 

Arbeit werde ich aber in dieser Arbeit lediglich auf die anderen drei Lösungsansätze, die in eine direkte 

Verbindung mit Schlepperei gebracht wurden, eingehen. 
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Vertreter der Regierungsparteien hingegen konstruieren eine Dilemmasituation, die durch 

“eeŶotrettuŶg eŶtstehe: „Je ŵehr MeŶsĐheŶ ǁir retteŶ, desto eiŶfaĐher ŵaĐheŶ ǁir es eďeŶ 

auĐh deŶ “ĐhlepperŶ.͞ ;“Đhröder ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϬ;BͿͿ. FelgeŶtreu ǀerstärkt dieses Bild ŶoĐh, 

indem er sogar von einer Intention der Schleuser, die Europa zu einem humanitären Einsatz 

zwingen wollen, ausgeht: 

„Die “Đhleuser iŵ Mittelŵeer ŶutzeŶ ŵit kriŵiŶeller IŶteŶtioŶ die Notlage der MeŶsĐheŶ aus uŶd setzeŶ 
deren Not manipulativ ein, um selber viel Geld zu verdienen und die Europäer zu einem humanitären 

Einsatz zu zǁiŶgeŶ.͞ ;FelgeŶtreu ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϵ ;DͿͿ 

Diese Konstruktion eines direkten Zusammenhangs zwischen europäischer Seenotrettung und 

Intentionen von Schleppern lässt Seenotrettung allein im Sinne des Ziels, das Sterben auf dem 

Mittelmeer zu reduzieren, als kontraproduktiv erscheinen. Mehr Seenotrettung würde nach 

dieser Logik lediglich zu mehr gefährlichen Überfahrten und somit zu mehr Toten führen. 

Darauf baut die Notwendigkeit einer militärischen Schlepperbekämpfung auf. 

4.3.3 Legale Fluchtwege zwischen alternativer Schlepperbekämpfung und Baustein einer 

Gesamtstrategie 

Kriminellen Schleppern die Geschäftsgrundlage zu entziehen, wird auch von Redner_innen der 

Oppositionsparteien als Ziel definiert, jedoch zweifeln diese die Effizienz von militärischer 

Schlepperbekämpfung an. Eine wirkliche Schlepperbekämpfung wäre lediglich durch den 

Ausbau vorhandener und das Schaffen neuer legaler Fluchtwege realisierbar. Die Verbindung 

zwischen den Themenfeldern Schlepperbekämpfung und legale Einreisewege, wird zum 

Beispiel von Jelpke (Die Linke) sehr eng und direkt gezogen: „“ie eŶtzieheŶ deŶ “ĐhlepperŶ 

eben nicht die Geschäftsgrundlage. Um das zu tun, könnten Sie zum Beispiel humanitäre Visa 

ausgeďeŶ uŶd tatsäĐhliĐh FähreŶ sĐhiĐkeŶ.͞ ;Jelpke ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϯ ;BͿͿ. Legale Wege werden 

hier also in einen direkten Zusammenhang mit Schlepperbekämpfung gebracht, indem sie als 

effizientere Form der Schlepperbekämpfung dargestellt werden.  

Das Kollektivsymbol der Fähre wird bereits früher in der Debatte von Koenigs (18/110: 

10629(B)) eingeführt. So habe Wirtschaftsminister Gabriel gefragt, warum syrische Flüchtlinge 

nicht auf Fähren kommen könnten. Dies habe er allerdings nicht im Bundestag gesagt, aber 

das sei der richtige Ansatz, es gehe um mehr legale Einreisemöglichkeiten, zum Beispiel in 

Form von humanitären Visa (Koenigs 10629: 10629 (B)). Die Fähre als Kollektivsymbol steht 

für eine geregelte, sichere, sanfte Überfahrt, sie steht im Gegensatz zum Kontrollverlust und 

Chaos, das für die aktuellen Überfahrten über das Mittelmeer zum Beispiel mit dem Gegenbild 

des Schlauchbootes kodiert wird. Dieses steht für eine unsichere, gefährliche Überfahrt. Jelpke 
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(18/110: 10634 (A)) schließt ihren Redebeitrag mit dem Hinweis, dass ein Militäreinsatz nur 

dazu führen würde, dass Flüchtlinge auf Schlauchboote getrieben würden, da diese nicht so 

leicht zu vernichten seien, was in der Folge zu noch mehr Toten führen würde. Ein solcher 

Einsatz wäre also kontraproduktiv für das zuvor definierte Ziel, Sterben zu verhindern und das 

stützt ihre Argumentation, dass die europäische Politik nicht auf das Wohl der 

Schutzsuchenden ausgerichtet sei. 

Konkret problematisiert werden im Kontext mit legalen Wegen die langen Wartezeiten für 

Familienzusammenführungsvisa (z.B. Jelpke 18/110: 10633 (B)). Dies sei ein Verwaltungs- und 

Kapazitätsproblem, welches dann aber zu einem Menschenrechtsproblem in der 

„huŵaŶitäreŶ Katastrophe͞ ǁerde ;KoeŶigs ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϮϵ;AͿͿ. Nouripour erǁähŶt außerdeŵ 

die Aspekte Resettlement und Einwanderungsgesetzgebung, wobei es darum gehe, wie 

Einwanderung reguliert werden könne (18/124: 12057 (B)). Dabei kritisiert er, dass die CDU 

zwar die Notwendigkeit eines Einwanderungsgesetzes anerkannt hätte, die Verhandlung 

darüber aber auf 2017 vertagt worden sei. 

Auch die beiden Redner_innen der SPD gehen auf den Aspekt legaler Wege ein.  In Bezug auf 

die durchgeführten Maßnahmen der Migrationsagenda der Europäischen Kommission 

benennt Kampmann (18/110: 10635(A)) die Überarbeitung der Bluecard-Regelung für 

Hochqualifizierte. Dies ist im vorliegenden Kontext kritisch zu betrachten, da es sich bei den 

Migrant_innen auf dem Mittelmeer vorwiegend um Menschen handelt, die einen Antrag auf 

Asyl stellen und somit ihr Recht auf Schutz in Anspruch nehmen wollen (Mediendienst 

Integration 2015: 2). Dieses Recht auf “Đhutz ist ŶaĐh deŶ KriterieŶ der ‚GeŶfer 

FlüĐhtliŶgskoŶǀeŶtioŶ͚ festgelegt uŶd die uŶterzeiĐhŶeŶdeŶ “taateŶ haďeŶ siĐh ǀerpfliĐhtet, 

Menschen, die in diese Kategorie fallen, Schutz zu gewähren. Das Interesse der 

Schutzsuchenden ist hierbei ausschlaggebend, nicht das Interesse des Ziellandes (IGFM 2004). 

Bei der Blue-Card-Regelung hingegen handelt es sich um eine Form von Migration, bei der 

Qualifikation und ökonomisches Interesse des Ziellandes entscheidend sind (Hunger 2011: 

155). Hier wird suggeriert, dass die EU bereits eine Maßnahme zur legalen Einreise auf ihrer 

Agenda habe, allerdings handelt sich dabei nicht um eine Maßnahme im Sinne von 

Schutzsuchenden, sondern im Sinne des europäischen Arbeitsmarktes und das Grundrecht auf 

Asyl wird unterlaufen, indem eine Klassifizierung nach Qualifikation vorgenommen wird. An 

dieser Stelle sei anzumerken, dass eine Arbeitsmarktintegration von anerkannten Flüchtlingen 

und auch ein Ausbau von Arbeitsmigration wünschenswert ist, jedoch eine Selektion von 

ArbeitskräfteŶ ŶiĐht iŶ KoŶkurreŶz zur ‚GeŶfer FlüĐhtliŶgskoŶǀeŶtioŶ͚ gedaĐht ǁerdeŶ darf.   
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Nach Felgentreu müssten legale Wege ausgeweitet werden und er nennt in diesem 

Zusammenhang den Wunsch nach einem Einwanderungsgesetz. Allerdings glaubt er nicht 

daran, dass die MögliĐhkeit legaler Wege so gestaltet seiŶ köŶŶe, „dass sie deŶ gesaŵteŶ 

DruĐk Ŷiŵŵt.͞ ;ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϲϬ;BͿͿ. Hier ǁird eiŶe ďedrohliĐhe “ituatioŶ gezeiĐhŶet, iŶ der 

Druck auf Europa ausgeüďt ǁird. Legale Wege köŶŶteŶ deshalď Ŷur eiŶ „BausteiŶ͞ sein und 

ŶiĐht die „gesaŵte “trategie͞ ersetzeŶ ;eďd.Ϳ.  

4.3.4 Kritik an EUNAVOR MED 

4.3.4.1 Schlepperbekämpfung als Symptombekämpfung 

Neben der bereits in 4.3.2 skizzierten zentralen Kritik der mangelnden Seenotrettung werden 

noch andere Aspekte missbilligt. Liebich kritisiert, dass Schlepperbekämpfung den falschen 

Ansatz darstelle, da Schlepper keine Ursache, sondern eine Folge von Flucht seien und 

Schlepperbekämpfung somit eine Bekämpfung von Symptomen. Der Begriff Symptom15 ist 

einem medizinischen Diskurs entlehnt und wird verwendet, um sichtbare Äußerungen einer 

Krankheit zu beschreiben, deren Bekämpfung aber nicht unbedingt die Ursache der Krankheit 

in ihrem Kern angreift. Es wird also ein Szenario von Krankheit gezeichnet, welches eine 

Abweichung von Gesundheit und somit dem erstrebten Normalzustand darstellt. Die 

KraŶkheit sĐheiŶt hier ‚FluĐht͚ zu seiŶ, da durĐh Schlepperbekämpfung nicht deren Ursachen, 

sondern Folgen ins Visier genommen würden (Liebich 18/124: 12054(B)). 

Felgentreu greift das Narrativ der Symptombekämpfung wieder auf und bestätigt es. Die 

Tatsache, dass es sich um Symptombekämpfung handle, heiße aber nicht, dass es nicht 

sinnvoll sei, Symptome zu bekämpfen (18/124: 12059 (D)). Er stützt damit den von ihm 

ďetoŶteŶ AŶsatz eiŶer „“trategie, die aŶ alleŶ PuŶkteŶ aŶsetzt͞ ;ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϵ;AͿͿ uŶd auĐh 

militärische Schlepperbekämpfung umfasst. 

Auch Nouripours Partei habe in anderen Kontexten schon Symptombekämpfung zugestimmt, 

sieht dies also nicht als Hauptkritikpunkt an der Militärmission, jedoch müsse der politische 

Rahmen und die Umsetzung klar sein (18/124: 12057(B)). Er impliziert damit, dass letztere in 

der diskutierten Mission nicht eindeutig seien. 

ϰ.ϯ.ϰ.Ϯ „Wo GreŶzeŶ siŶd, ǁird es VersuĐhe geďeŶ, diese zu üďerǁiŶdeŶ.͞ 

In der 124. Debatte bringt der Abgeordnete Liebich eine historische Verknüpfung ein, indem 

er auf Fluchthilfe in der DDR und deren unterschiedliche Bewertung durch unterschiedliche 

                                                             
15 Symptom, das: Anzeichen einer Krankheit; für eine bestimmte Krankheit charakteristische Erscheinung 

(Duden 2016) 
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politische Systeme verweist. Diese wird in derselben Debatte von Nouripour wieder 

aufgegriffen.  

Ein Urteil des Bundesgerichtshofes der BRD habe die kommerzielle Fluchthilfe als 

„ďilligeŶsǁert͞ geǁertet, die FluĐhthelfer seieŶ iŶ der B‘D als „HeldeŶ͞ gefeiert, iŶ der DD‘ 

dagegeŶ als „kriŵiŶelle MeŶsĐheŶhäŶdler͞ diffaŵiert ǁordeŶ ;LieďiĐh ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϰ;AͿf). 

Diese Verbindung zur jüngeren deutschen Vergangenheit zeigt, dass kommerzielle Fluchthilfe 

abhängig von politischer Erwünschtheit in einem bestimmten historischen Kontext anders 

bewertet wird. Es geht einher mit der Kritik, dass Schlepper lediglich ein Symptom der 

Proďleŵatik darstellteŶ. „“elďstǀerstäŶdliĐh͞ gebe es viele Unterschiede zu damals, die 

“ĐhlussfolgeruŶg aďer sei auĐh heute gültig: „Wo GreŶzeŶ gesĐhlosseŶ siŶd, ǁird es iŵŵer 

Versuche geben, sie zu überwinden. Deshalb müssen Mauern abgebaut werden und nicht 

“taĐheldrahtzäuŶe erriĐhtet.͞ ;LieďiĐh ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϰ;BͿͿ. Die ParalleleŶ zur eigeŶeŶ 

Geschichte scheinen dazu dienlich zu sein, die Sinnlosigkeit des militärischen Vorgehens gegen 

Schlepper aufzeigen, Ablehnung gegen Abschottungsmaßnahmen zu legitimieren und die 

Forderung nach legalen Wegen zu stützen. Gleichzeitig wird aber deutlich gemacht, dass die 

historische sich von der heutigen unterscheidet: 

„Ja, es giďt grausaŵe GesĐhäfteŵaĐher, die skrupellos die Not der MeŶsĐheŶ ausŶutzeŶ, die uŵ ihr 

Leben fliehen, ja, sie setzten sie auf seeuntüchtige Boote auf die Gefahr hin, dass sie ertrinken oder 

steĐkeŶ sie iŶ herŵetisĐh aďgesĐhlosseŶe LastkraftǁageŶ, iŶ deŶeŶ sie erstiĐkeŶ.͞  ;LieďiĐh ϭϴ/ϭϮϰ: 
12054(B))  

Auch Nouripour greift den Diskurs um Fluchthelfer_innen in derselben Debatte erneut auf, 

ǁelĐhe „jeŶseits der Legalität͞ eiŶe „uŶglauďliĐhe Arďeit͞ leisteteŶ ;Nouripour ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϳ 

(A)f) und vor einigen Jahrzehnten in Deutschland noch ein Bundesverdienstkreuz erhalten 

hätten. Nouripour (18/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϳ ;AͿͿ keŶŶe „solĐhe Leute͞ und verstärkt deren Legitimation 

durch diesen Hinweis. Im nächsten Satz weist er darauf hin, dass viele der im Mittelmeer 

Agierenden nicht zu dieser Kategorie zählten. Es bestehe also ein großer Unterschied zwischen 

Fluchthelfern und Schleppern. Diese Differenzierung macht deutlich, dass ein dichotomes Bild 

imaginiert wird: Die moralisch anerkannten Fluchthelfer und die moralisch verwerflichen 

Schlepper. Letztere bezeichnet Nouripour (18/124: 12057 (B)) als „“ĐhǁerkriŵiŶelle͞ uŶd 

reproduziert so das hegemoniale Narrativ. Gleichzeitig hält diese Differenzierung dazu an, 

einer prinzipiell negativen Bewertung von kommerzieller Fluchthilfe kritisch zu begegnen und 

stellt somit die unterstellte Selbstverständlichkeit der Notwendigkeit militärischer 

Schlepperbekämpfung infrage. 
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4.3.4.3 Praktische Umsetzung von EUNAVFOR MED 

Neben genereller Kritik an der Sinnhaftigkeit einer militärischen Schlepperbekämpfung und 

der Kritik mangelnder Seenotrettung werden vor allem konkrete Probleme in der Umsetzung 

von EUNAFVOR MED thematisiert.  

Erstens wird das fehlende Mandat des Sicherheitsrates problematisiert (Koenigs 18/110: 

10629(B)f), das vor allem für zukünftige Phasen, denen die Bundesregierung schon 

zugestimmt hätte, erforderlich sei. Diese Phasen bedürften außerdem der Einwilligung lokaler 

Akteur_innen wie der libyschen Regierung und afrikanischer Staaten. (Nouripour 18/124: 

12058(A)).  

Zweitens handle es sich bei der Bekämpfung von Kriminalität um eine polizeiliche, nicht um 

eine militärische Aufgabe (Koenigs 18/110: 10629(B)f). Auf die Nachfrage des Abgeordneten 

Liebich, ob die Bekämpfung von Kriminalität nicht eine Aufgabe der Polizei und nicht der 

Armee sei, antwortet Felgentreu, dass die Grenzsicherung eine militärische Aufgabe sei und 

dass siĐh die BuŶdesǁehr daraŶ ďeteilige, halte er für eiŶe „“elďstǀerstäŶdliĐhkeit͞ (18/124: 

12060(A)). Diese Aussage ist interessant angesichts der Tatsache, dass zuvor die Kriminalität 

der Schlepper besonders hervorgehoben worden war, um die Notwendigkeit des Einsatzes 

deutlich zu machen, die Frage lenkt ihn aber auf die Thematik, um die es eigentlich zu gehen 

scheint: Grenzsicherung. Bei der Grenzsicherung geht es darum, Migrant_innen, die vorher als 

Sicherheitsrisiko konstruiert wurden, von der Einreise abzuhalten bzw. diese Einreise zu 

regulieren (Ratfisch/Scheel 2010: 89). Der an anderen Stellen immer wieder konstruierte 

Opferschutz scheint also nicht zentral zu sein. Im Hinblick auf die Ursachenbekämpfung, vor 

allem wenn es um die Bekämpfung von organisierter Kriminalität und Korruption gehe, handle 

es sich dagegen tatsächlich um eine polizeiliche Aufgabe, die es aber nichtsdestotrotz 

anzugehen gelte (Felgentreu 18/124: 12060(C)).  

Ein dritter Kritikpunkt bezieht sich auf die Frage, wie Fischerboote und Schlepperboote 

unterschieden werden könnten (Nouripour 18/110: 10631 (B)) und schließlich wird 

EUNAVFOR MED mangelnde Transparenz vorgeworfen, da nicht überprüft werden könne, ob 

das Refoulement-Verbot16 eingehalten werden könne und da der Operationsplan für die 

Mitglieder des Bundestages im Vorhinein nicht einsehbar gewesen sei (Nouripour 18/124: 

12057(C)) 

                                                             
16 Der völkerrechtliche Grundsatz des Non-Refoulement oder der Nichtzurückweisung besagt, dass Flüchtlinge 

nicht in ein Land zurückgeschickt werden dürfen, wo ihnen Menschenrechtsverletzungen drohen (IGFM 2014). 
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4.3.5 Diskursive Verknüpfung mit anderen Diskurssträngen 

4.3.5.1 Willkommenskultur 

Ein mehrfach zum Tragen kommendes Bild von Deutschland und Europa ist das der 

Willkommenskultur, ǁelĐhe siĐh ďeispielsǁeise durĐh deŶ „AŶsturŵ ǀoŶ HelferiŶŶeŶ uŶd 

HelferŶ͞ ;LieďiĐh ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϰ;CͿͿ äußere. Daďei ǁerdeŶ ǀersĐhiedeŶe “zeŶarieŶ forŵuliert, 

die diese Willkommenskultur bedrohen könnten. Nach Schröder (18/110: 10630(A)) wird 

diese dadurch bedroht, dass Personen aufgenommen werden, die sich ein besseres Leben 

ǀerspräĐheŶ, aďer ŶiĐht ǁirkliĐh sĐhutzďedürftig seieŶ. LieďiĐh hiŶgegeŶ sieht das „Bild ǀoŵ 

guteŵ DeutsĐhlaŶd͞, persoŶifiziert durĐh AŶgela Merkel, ǀon einem bewaffneten 

MilitäreiŶsatz ďedroht, da „“oldateŶ aŶ die GreŶzeŶ͞ gesĐhiĐkt ǁürdeŶ ;LieďiĐh ϭϴ/ϭϮϰ: 

12054(C)f).  

4.3.5.2 Migration als Bedrohung: Unkontrollierte Zuwanderung und Asylmissbrauch 

In den Redebeiträgen der CDU-Abgeordneten Schröder und Brausiepke wird Migration als 

BedrohuŶg für Europa koŶteǆtualisiert. Daďei spieleŶ „AsǇlŵissďrauĐh͞ ;“Đhröder ϭϴ/ϭϭϬ: 

ϭϬϲϯϭ;DͿfͿ uŶd das „Ausŵaß der FlüĐhtliŶgsďeǁeguŶgeŶ͞ ;Brausiepke ;ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϯ;AͿͿͿ 

eine zentrale Rolle. 

Schröder (18/110: 10629(D)) bettet die Notwendigkeit eines militärischen Vorgehens gegen 

Schlepper in ein derartiges Bedrohungsszenario. Er eröffnet seine Debatte mit einer 

Ausführung darüber, wie die Asylbewerberzahlen in den vergangenen Jahren gestiegen seien 

und illustriert dies mit )ahleŶ. Die KoŵŵuŶeŶ stießeŶ dadurĐh aŶ ihre „BelastuŶgsgreŶzeŶ͞ 

(Schröder 18/110: 10629(D)). Es wird also suggeriert, dass ein Grenzbereich erreicht werde, 

der nicht mehr tragbar sei für die Gesellschaft. Diese Aussage muss angesichts der Tatsache, 

dass ein Großteil der Menschen, die sich global auf der Flucht befinden, Binnenvertriebene 

sind oder sich in Nachbarregionen aufhalten (Liebscher 2014), relativ gesehen werden. Des 

Weiteren problematisiert Schröder die unkontrollierte Weiterwanderung der Migrant_innen 

von den Außengrenzen nach Nordeuropa, die zu einer ungleichen Verteilung führe, wobei 

Deutschland als von dieser Praxis benachteiligt konstruiert wird (Schröder 18/110: 10630(A)). 

Damit wird einerseits der Kontrollverlust über das Phänomen Migration, welches für die 

Legitimation von souveränen Nationalstaaten als stark kontrollbedürftig konstruiert wird 

(Georgi 2012: 72), zum Problemkontext. Andererseits wird auch das Gefühl, dass Deutschland 

im europäischen Vergleich zu viel Lasten trüge, vermittelt. Dies ist vor allem insofern 

interessant, als dass europäische Solidarität zur Rechtfertigung einer Beteiligung im Kampf 
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gegen die Schlepper ein tragendes Argument darstellt (vgl. Kapitel 4.3.5.4), in diesem Kontext 

aber gezeigt wird, dass diese Solidarität nicht für alle Bereiche zu gelten scheint und 

stattdessen die mangelnde Registrierung in den EU-Außengrenzstaaten, welche nach dem 

Dublin II– System17 die Verantwortung faktisch fast ausschließlich tragen, kritisiert wird. Erst 

im vierten Absatz bestätigt er, dass es darum gehe, die humanitäre Katastrophe auf dem 

Mittelmeer abzuwenden. Es folgen weitere Absätze über das Asylsystem und den 

Asylmissbrauch, die er in seinen abschließenden Worten über fünf Absätze wieder aufgreift. 

Es gehe um die unkontrollierte Weiterwanderung, die es zu stoppen gelte, um die Umsetzung 

des Asylsystems und die Bekämpfung von Asylmissbrauch (Schröder 18/110: 10631(D)f). Diese 

Themen sind kein Teil der Anträge, sie scheinen aber strategisch in diesem Kontext platziert 

zu werden. Lediglich im mittleren Teil kommt Schröder dann auf Seenotrettung und 

Schlepperbekämpfung zu sprechen. Das Einrahmen des Problems in den Kontext von 

wachsender und unkontrollierter Zuwanderung, ungerechter Verteilung innerhalb Europas 

und Asylmissbrauch stellt das Problem der Migration über das Mittelmeer in einen 

unmittelbaren Bedrohungskontext für Europa und insbesondere Deutschland. Es scheint hier 

also nicht primär um die Problematik der humanitären Krise und der betroffenen Menschen 

zu gehen, sondern vor allem auch um die Gefahr, die Europa durch Zuwanderung droht. Die 

Priorität ǁird auĐh aŶ der Art seiŶer ForŵulieruŶg deutliĐh: „;…Ϳ für die BuŶdesregieruŶg 

kommt es vor allem darauf an, dass wir die unkontrollierte Weiterwanderung und die De-

facto-VerteiluŶg ŶaĐh DeutsĐhlaŶd stoppeŶ.͞ ;“Đhröder ϭϴ/ϭϭϬ: ϭϬϲϯϭ;DͿͿ. Aus der 

Problematik des Asylmissbrauchs schließt er, dass das Problem der Asylbewerber in den Griff 

bekommen werden müsse (Schröder 18/110: 10632(A)). Diese Aussage zeigt, dass das 

Problem bei den Migrant_innen selbst gesehen wird, welche beispielsweise durch 

Asylmissbrauch das System infrage stellen und nicht beim System und der politischen Praxis 

selďst. Die ForŵulieruŶg ‚iŶ deŶ Griff ďekoŵŵeŶ͚ koŶteǆtualisiert FluĐht als etǁas außer 

Kontrolle Geratenes, das es wieder zu kontrollieren gilt.  

Die verwendete Bedrohungsmetaphorik geht einher mit der Etablierung einer EU-

Außengrenze, die gegen undokumentierte Migration geschützt werden müsse (Krause 2012: 

195 ff). Eine derartige Sicherheitsrhetorik wird schon seit den 1990er-Jahren in Diskursen um 

Flüchtlingspolitik beobachtet (Ratfisch/Scheel 2010: 89). Diese Bedrohung legitimiert die 

                                                             
17 In der Verordnung Nr. 343 des Rates vom 18. Februar 2003 des Rates der Europäischen Union wird die 

Zuständigkeit für die Bearbeitung von Asylanträgen festgelegt. Dabei muss ein Asylantrag in dem EU-

Mitgliedsstaat gestellt werden, in den die antragstellende Person eingereist ist (Rat der EU 2003). 
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Einbettung in einen Ausnahmezustand, der außergewöhnliche politische Maßnahmen 

erforderlich macht (Ratfisch/Scheel 2010: 98).  

Liebich (18/124: 12054(C)) dagegen greift den Diskursstrang des Asylmissbrauchs kritisch auf. 

Er hinterfragt die Aussage, dass Menschen mit Lügen über ein Leben im Wohlstand hergelockt 

würden. Er betont die Verzweiflung desjenigen, der um sein LeďeŶ ďaŶgeŶ ŵüsse, der „ŶiĐht 

eiŶŵal ŵehr Gras͞ zu esseŶ haďe, daďei sei es eiŶ „iŵŵeŶser WohlstaŶd, ŶaĐhts ohŶe Assads 

Fassbomben oder den Terror des IS schlafen zu können und eine regelmäßige Mahlzeit zu 

ďekoŵŵeŶ.͞ ;eďd.ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϰ;CͿͿ. Mit dieser Aussage zeigt er Wohlstand in seiner 

Relativität auf und kritisiert das Bild, dass die Mehrzahl der Migrant_innen lediglich auf der 

Suche nach einem besseren Leben seien, was von anderen Rednern als Asylmissbrauch 

diffamiert wird.  

4.3.5.3 Ungerechte Verteilung in Europa 

Auch Jelpke geht auf die Verteilungsproblematik der Situation in der EU ein, allerdings aus 

einer ganz anderen Perspektive als Schröder: Sie benennt Zahlen der in Italien und 

Griechenland ankommenden Flüchtlinge, problematisiert die Überforderung dieser Länder 

und kritisiert, dass diese nicht sofort umverteilt würden, was nicht funktioniere, weil nationale 

Eigeninteressen zu stark im Fokus stünden (Jelpke 18/110: 10634(A)). Hier wird ebenfalls die 

Verteilungsproblematik diesseits des Mittelmeers thematisiert, allerdings wird sie anders 

interpretiert. Es werden nicht wie bei Schröder die Menschen als Bedrohung und Deutschland 

als benachteiligt wahrgenommen, sondern vielmehr wird die besondere Belastung der 

südlichen EU-Grenzstaaten hervorgehoben und auf mangelnde Solidarität unter den Ländern 

zurückgeführt. Dabei kritisiert Jelpke, dass nicht die Schutzsuchenden im Mittelpunkt der 

politischen Entscheidungen stünden (18/110: 10633(D)). Diese Kritik geht einher mit der 

impliziten Konstruktion eines Anspruches an ein Europa, das seiner Verantwortung gegenüber 

Schutzbedürftigen gerecht wird und dabei solidarisch handelt. Die unterschiedliche 

Verwendung desselben Themenfeldes mit unterschiedlicher Bewertung bei Schröder und 

Jelpke zeigt, dass das Thema der Verteilungsproblematik zum untersuchten Zeitpunkt ein 

zentrales politisches Problemfeld darstellte, das auch bei anderen Themen zur Sprache 

gebracht wurde, die eigentlich nicht unmittelbar damit verknüpft sind. Bei den Bewertungen 

dieses Problemfeldes gibt es aber große Unterschiede, die abhängig von politischen Zielen 

formuliert werden. So wird die unkontrollierte Wanderung nach Norden und mangelnde 

Umverteilung bei Schröder als Bedrohung für Deutschland kontextualisiert und dient damit 
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auch indirekt dazu, das militärische Bekämpfen von Schleppern zu legitimieren, die diese 

bedrohliche Situation fördern. Bei Jelpke hingegen wird die Überforderung Italiens und 

Griechenlands betont, um zu zeigen, dass die zeitgenössische Politik nicht im Sinne der 

Schutzbedürftigen sei, sondern vielmehr durch nationale Interessen geleitet werde. Dies ist 

im Kontext mit der von ihr skandalisierten moralischen Verwerflichkeit der europäischen 

Politik zu lesen und ist ihrer Forderung nach legalen Wegen dienlich. 

4.3.5.4 Europäische Solidarität  

Die Konstruktion von Europa als Werte- und Verantwortungsgemeinschaft spielt nicht nur 

hinsichtlich der Verteilung eine wichtige Rolle, sondern auch in der Begründung einer 

Notwendigkeit von militärischer Schlepperbekämpfung. Brausiepke zum Beispiel sagt, dass 

DeutsĐhlaŶd ǁeiterhiŶ zu seiŶeŵ Wort steheŶ ŵüsse uŶd „zeigeŶ, dass auf uŶs Verlass ist.͞ 

(18/124: 12053 (D)). Im Schlussstatement betont er die Einbindung in die Wertegemeinschaft 

nochmal: 

„Dieser EiŶsatz ist eiŶe ǁiĐhtige geŵeiŶsame Leistung der Europäischen Union für Menschen in Not und 

gegen kriminelle Menschenschleusung. Wir stehen nicht allein, wir sind eingebunden in ein Bündnis, 

eiŶgeďuŶdeŶ iŶ eiŶe WertegeŵeiŶsĐhaft, uŶd geŵeiŶsaŵ ŵit dieser haŶdelŶ ǁir.͞ ;Brausiepke ϭϴ/ϭϮϰ: 
12053(D)) 

Die Maßnahme wird also als Hilfsaktion einer europäischen Gemeinschaft, welche sich auf 

gemeinsame Werte beruft, geframt und welche auf der Seite der Migrant_innen gegen 

Schleuser kämpft, die deren Leben bedrohen. 

Auch im Kontext von Asylmissbrauch durch Migrant_innen, die nicht die Kriterien für Schutz 

ŶaĐh deŵ ‚GeŶfer FlüĐhtliŶgsaďkoŵŵeŶ͚ erfülleŶ, ǁird eiŶe derartige Logik ǀerǁeŶdet. 

Schröder erklärt in seinem Redebeitrag: 

„;…Ϳ ǁir ŵüsseŶ iŶ DeutsĐhlaŶd uŶsere HausaufgaďeŶ ŵaĐheŶ, auĐh iŶŶerhalb Europas. Das heißt, wir 

müssen den Asylmissbrauch in Bezug auf die Westbalkanstaaten effektiv bekämpfen, um genügend 

KapazitäteŶ zu haďeŶ, uŵ uŶs uŵ die ǁirkliĐh “ĐhutzďedürftigeŶ zu küŵŵerŶ.͞ ;“Đhröder ϭϴ/ϭϭϬ: 
10632(A)) 

Auch hier wird ein Vorgehen gegen Asylmissbrauch im Sinne von Opferschutz legitimiert. 

Dabei wird eine Konkurrenzsituation zwischen guten und bösen Flüchtlingen konstruiert. 

Interessant ist auch, dass die Westbalkanstaaten erwähnt werden, obwohl es in der Debatte 

eigentlich um Migration übers Mittelmeer geht.  

Der Aspekt „europäisĐhe “olidarität͞ ;FelgeŶtreu ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϵ;DͿͿ sĐheiŶt als LegitiŵatioŶ 

für einen bewaffneten Militäreinsatz zu genügen und ein grundsätzliches Hinterfragen dessen 

überflüssig zu machen: „DeutsĐhlaŶd ist ŶaĐh Italien der zweitgrößte Truppensteller und eine 
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tragende Säule der ganzen Operation. Wir sollten weiterhin zu unserem Wort stehen und 

zeigeŶ, dass auf uŶs Verlass ist.͞ ;Brausiepke ϭϴ/ϭϮϰ: ϭϮϬϱϯ;DͿͿ 

4.4 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Diese Kritische Diskursanalyse konnte zeigen, dass Akteur_innen von unterschiedlichen 

Redner_innen auf eine sehr homogene Weise charakterisiert wurden. Schlepper wurden 

durchgehend negativ beurteilt und in den Kontext von organisierter Kriminalität gestellt. Der 

oppositionelle Gegendiskurs um Fluchthilfe brachte eine andere Perspektive ein, stärkte aber 

gleichzeitig auch den hegemonialen Diskurs um Schlepperei, da er klar abgegrenzt wurde. 

Grauzonen zwischen den beiden Bewertungsmustern Fluchthelfer_in und Schlepper blieben 

ausgeblendet. Migrant_innen kamen weitgehend als passive Opfer im Prozess vor, denen 

gegenüber Europa aufgrund seiner Konstruktion als Wertegemeinschaft Verantwortung trägt. 

Auch die humanitäre Problemdefinition, die das Verhindern des Sterbens auf dem Mittelmeer 

zur zentralen europäischen Aufgabe macht, war weitgehend einheitlich. Durch diese 

unilineare Problemdefinition blieben politische, soziale und ökonomische Rechte 

ausgeblendet und Migration wurde in einem depolitisierten, humanitären Kontext gerahmt 

(vgl. Call 2014: 48).  

Bei der Definition von Lösungsansätzen jedoch kamen erhebliche Unterschiede zu Tragen: 

Während die Regierungsparteien eine Dilemmasituation im Zusammenhang von Schlepperei 

und Seenotrettung konstruierten, um ein militärisches Vorgehen zu legitimieren, lehnten die 

Oppositionsparteien das militärische Vorgehen unter Bezugnahme auf mangelnde 

Seenotrettung ab. Stattdessen plädierten sie für den Ausbau legaler Einreisewege als 

effizientere Form der Schlepperbekämpfung. Das Verhältnis von Seenotrettung und 

Schlepperbekämpfung und die Kritik an militärischer Schlepperbekämpfung als 

Symptombekämpfung, die von der Forderung nach legalen Wegen flankiert wurde, stellten 

sich als zentral für die Legitimierung bzw. Delegitimierung der Militärmission heraus. 

Zur Legitimierung der Militärmission wurde der Diskursstrang um Schlepperei darüber hinaus 

an die Diskursstränge Asylmissbrauch und unkontrollierte Zuwanderung und somit an die 

Vorstellung von Migration als Bedrohungsszenario angeknüpft. Auch andere Narrative wie 

europäische Solidarität oder Willkommenskultur wurden von beiden Seiten genutzt, sowohl 

um das bedrohliche Bild von Migration zu stärken und somit die Militärmission zu stützen, als 

auch um Kritik an der europäischen Grenz-und Migrationspolitik zu üben. 
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5. Fazit und Ausblick 

Mithilfe der ‚Werkzeugkiste͚ der KritisĐheŶ DiskursaŶalǇse koŶŶte sagďares WisseŶ üďer 

verschiedene Akteur_innenkategorien identifiziert werden und mit Problemdefinitionen und 

Lösungsansätzen in einen Zusammenhang gebracht werden. Es konnte gezeigt werden, dass 

Akteur_innen und Problemfelder weitgehend homogen konstruiert wurden, in den 

Lösungsansätzen aber deutliche Unterschiede vorherrschten. Dabei wurden das Verhältnis 

von Seenotrettung und militärischer Schlepperbekämpfung einerseits und die Forderung nach 

legalen Wegen als effizientere Form der Schlepperbekämpfung andererseits zu 

ausschlaggebenden Argumentationsstrukturen für eine Legitimation bzw. Delegitimation der 

weiteren Militarisierung an den Grenzen. Außerdem konnte gezeigt werden, wie die 

Konstruktion von Migration als Bedrohungsszenario und somit als Sicherheitsrisiko für eine 

Legitimierung der Militarisierung eingesetzt wurde. 

Die verschiedenen Lösungsansätze konnten durchaus mit Parteizugehörigkeiten in 

Zusammenhang gebracht werden, leider bot der begrenzte Rahmen der Arbeit jedoch nicht 

die Möglichkeit, einzelne Positionen mit den parteispezifischen Programmen und Strategien 

zu kontextualisieren. Für ein Erschließen des gesamten Diskursstranges wäre auch ein 

Vergleich mit anderen diskursiven Ebenen wie dem medialen Diskurs und dem Diskurs auf EU-

Ebene interessant.  

Die untersuchten Dokumente gingen mit einer weiteren Militarisierung der EU-Außengrenzen 

in Form der Militärmission EUNAVFOR MED einher. Es gilt, zu beobachten, ob und wie diese 

Mission weitergeführt wird bzw. welche anderen Maßnahmen zu Tage treten und wie diese 

diskursiv legitimiert werden. 

Die Forderung nach legalen Wegen war zwar zum Zeitpunkt der Analyse noch nicht an 

nennenswerte politische Entscheidungen gekoppelt, bleibt aber als begrüßenswerter Ansatz 

zu beobachten, da er zumindest sagbares Wissen im Kontext von Grenzpolitik darstellte. Was 

hingegen zum Zeitpunkt der Analyse nicht sagbar schien, ist eine breitere Kontextualisierung 

des Problems in strukturelle globale Zusammenhänge über eine humanitäre Logik hinaus und 

ein Verständnis von Migration als komplexen sozialen Prozess, in dem Migrant_innen aktive 

Entscheidungen diskursiv zugestanden werden. Kritische Grenzregimeforschung kann durch 

eine genaue Untersuchung und Reflexion von machtvollen Diskursen und Praktiken dazu 

beitragen, differenzierte Perspektiven auf Migration zu ermöglichen und damit eine 

Grundlage für alternative politische Kontextualisierungen und Lösungsmöglichkeiten bieten. 
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und ihre Umsetzung einzufordern und nachzuhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des Abg. 
Frank Heinrich [Chemnitz] [CDU/CSU])

Derzeit sind in Aserbaidschan mindestens acht Jour-
nalisten und vier Blogger wegen ihrer Tätigkeit im Ge-
fängnis. Ich will sie kurz aufzählen; Ute, du hast das 
ebenfalls gemacht. Ich fordere hiermit die Regierung 
von Aserbaidschan auf: Lassen Sie diese Menschen 
frei: Khadija Ismayilova, die seit fünf Monaten in Unter-
suchungshaft sitzt, Rauf Mirgadirov, der seit über einem 
Jahr in Untersuchungshaft sitzt, Sejmur Chasi, der we-
gen „schweren Rowdytums“ zu fünf Jahren verurteilt 
wurde, und nicht zuletzt Leyla und Arif Yunus als Akti-
visten gegen Menschenrechtsverletzungen. Lassen Sie 
diese politischen Gefangenen frei, und wahren Sie die 
Menschenrechte in Ihrem Land.

(Beifall des Abg. Burkhard Lischka [SPD])

Mein letzter Satz. Im Übrigen finde ich es geradezu 
eine Unverschämtheit und halte es für einen Affront, 
dass die aserbaidschanische Botschaft in einer Presse-
mitteilung Journalisten in unserem Land brandmarkt, 
weil sie kritisch über die Spiele berichten. Sehr geehrter 
Herr Botschafter aus Aserbaidschan, zu Ihrer Informa-
tion: In unserem Land herrscht Presse- und Meinungs-
freiheit!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 
18/5092 mit dem Titel „Einhaltung der Menschenrechte 
in Aserbaidschan einfordern“.

Wer stimmt für diesen Antrag? – Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU- und SPD-Fraktion bei Enthal-
tung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Frak-
tion Die Linke angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
18/5097 (neu) mit dem Titel „Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechte in Aserbaidschan auch bei 
den Europaspielen 2015 einfordern“. Wer stimmt für 
diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Der Antrag ist mit den Stimmen von CDU/CSU- 
und SPD-Fraktion gegen die Stimmen von Bündnis 90/
Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion Die Linke abge-
lehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 28 a und 28 b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Luise 
Amtsberg, Tom Koenigs, Omid Nouripour, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Seenotrettung jetzt – Konsequenzen aus 
Flüchtlingskatastrophen auf dem Mittelmeer 
ziehen

Drucksache 18/4695

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla 
Jelpke, Jan Korte, Wolfgang Gehrcke, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Das Mittelmeer darf nicht zum Massengrab 
werden – Für eine Umkehr in der EU-Asyl-
politik

Drucksache 18/4838 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich sehe, dass 
Sie damit einverstanden sind. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Tom 
Koenigs, Bündnis 90/Die Grünen.

Tom Koenigs (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Seenotrettung, das können wir, das geht. Die 
Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger mit 
180 Festangestellten und 800 Freiwilligen rückt jedes 
Jahr 2 000-mal aus und rettet Hunderte. Nord- und Ost-
see sind sicher. Das wünschten wir uns auch für das Mit-
telmeer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie des Abg. Rüdiger 
Veit [SPD])

Das geht. Es ist eine Verpflichtung der Europäischen Ge-
meinschaft; denn es handelt sich um unsere europäi-
schen Grenzen. Es ist außerdem eine Verpflichtung jedes 
einzelnen Mitgliedstaats. Stichwort „Mare Nostrum“, 
die italienische Marine hat gezeigt, dass es geht. Das zei-
gen inzwischen auch eigentlich dafür nicht geschaffene 
Organisationen wie Frontex, Triton und Poseidon, oder 
welche Meeresgötter wir noch anrufen. Hinzu kommt: 
Jeder einzelne Mitgliedstaat hat seine Verpflichtungen. 
Deutschland stellt Fregatten, Tender und Einsatzgrup-
penversorger zur Verfügung. Das ist gut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was wir brauchen, ist eine effektive, koordinierte eu-
ropäische Seenotrettung. Dahin müssen wir kommen, 
und auch das geht. Was leider noch nicht geht, ist das 
Aufnahmeverfahren. Wir brauchen ein menschenwürdi-
ges, einheitliches und effektives europäisches Aufnah-
meverfahren. Darüber wird jetzt noch verhandelt, hof-
fentlich unter aktiver und erfolgsorientierter Beteiligung. 
Auch die Verteilung stellt noch ein Problem dar. Hierzu 
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gibt es einen Vorschlag der EU-Kommission. Hoffent-
lich kommen wir zu einem guten Ergebnis.

Was noch überhaupt nicht geht, ist die Familienzu-
sammenführung durch legale Einreise. Selbst bei Men-
schen, die das Recht haben, hierher einzureisen, dauert 
das konsularische Verfahren noch acht bis elf Monate. 
Syrische Flüchtlingsfamilien sitzen in irgendwelchen 
Lagern und erhalten wegen eines Engpasses im Konsulat 
ihre Papiere nicht. Das geht nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ja, das ist ein Verwaltungs- und Kapazitätsproblem. Das 
wird dann aber zu einem Menschenrechtsproblem. Ich 
weiß, dass es schwierig ist, Personal zu finden. Ich weiß, 
dass wir das im Nachtragshaushalt regeln. Wenn wir 
aber mit einem solchen Problem konfrontiert sind, müs-
sen wir notfalls einen Krisenstab bilden. Schließlich 
können wir auch auf Erdbeben innerhalb von zwei Tagen 
reagieren. Warum nicht auf diese humanitäre Katastro-
phe?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel fragte unlängst: 
Warum können syrische Flüchtlingsfamilien nicht mit 
der Fähre nach Europa kommen?

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE])

Das ist richtig. Das hat er aber leider nicht im Kabinett 
gesagt. Wir brauchen Möglichkeiten der legalen Ein-
reise. Da geht mehr,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

zum Beispiel humanitäre Visa wenigstens in den Fällen, 
wo das Recht zur Einreise, das Recht auf Asylgewäh-
rung offensichtlich ist – wenigstens da, wenn nicht mehr.

Was gar nicht geht, sind die Ablenkungsdiskurse, mit 
denen versucht wird, von Themen zu reden, die offen-
sichtlich nicht schnell lösbar sind. Das eine sind die Ur-
sachen der Flucht im Heimatland. Wir haben über Eri-
trea geredet. Da wird sich kurzfristig leider nichts 
ändern, bedauerlicherweise auch nicht in Syrien. Das 
sind Ablenkungsdiskurse.

Ein anderer, noch sehr viel gefährlicherer ist der 
Krieg gegen die Schlepper. Im Chinesischen Meer ver-
sucht man eine Militarisierung des Vorgehens gegen 
Schlepperbanden und geht damit letzten Endes wie ge-
gen Piraten vor. Das sind aber keine Piraten, wie die 
Bundesregierung uns dankenswerterweise auf entspre-
chende Fragen antwortet. Jetzt werden wir durch freund-
liche Briefe des Außenministers und der Verteidigungs-
ministerin darauf hingewiesen, dass es zunächst um die 
erste Phase gehe, nämlich die Informationsgewinnung 
bezüglich der Schlepperbanden. Die nächste Phase sei 
dann die militärische Intervention – ich frage mich: wie 
eigentlich? –; aber darüber sei man ja noch in Verhand-
lung. Man ist aber nicht nur in Verhandlung. Auf euro-
päischer Ebene hat man das schon beschlossen und 
lobbyiert kräftig, um ein Mandat des Sicherheitsrates zu 

bekommen. Da kann man ja nur hoffen, dass die Russen 
ihr Veto einlegen;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

denn das ist quasi eine Aufforderung zum Kollateral-
schaden. Wie soll das eigentlich gehen? Das sind allen-
falls polizeiliche Aufgaben. Aber militärische? Wollen 
wir auf die Boote schießen, oder was? In der Öffentlich-
keit ist man immer sehr zurückhaltend. Sehr viel weni-
ger zurückhaltend ist man in den Verhandlungen. Ich 
hoffe, dass es dem Sekretariat der Vereinten Nationen, 
das auch schon seine Bedenken geäußert hat, gelingt, die 
Herren permanenten Repräsentanten, auch der europäi-
schen Länder, davon abzubringen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Abg. Annette Groth [DIE LINKE])

einschließlich der Hohen Repräsentantin der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik, Mogherini.

Ich fasse zusammen: Was wir brauchen, ist eine ef-
fektive, koordinierte europäische Seenotrettung, ein 
menschenwürdiges, einheitliches, schnelles Aufnahme-
verfahren und legale Einreisemöglichkeiten für Flücht-
linge.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Danke schön. – Für die Bundesregierung spricht jetzt 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Ole Schröder.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Deutschland und Europa stehen vor der größten 
Herausforderung im Bereich der Asylpolitik seit den 
90er-Jahren.

(Beifall des Abg. Tom Koenigs [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Seit Jahren steigen die Asylbewerberzahlen in Deutsch-
land sprunghaft an: von circa 77 600 Asylbewerbern im 
Jahr 2012 auf über 202 000 Asylbewerber im Jahr 2014. 
Allein in den ersten fünf Monaten dieses Jahres sind 
über 140 000 Asylbewerber zu uns gekommen; davon 
kam fast die Hälfte aus den als sicher zu betrachtenden 
Westbalkanstaaten, also aus Europa. Insbesondere un-
sere Kommunen stoßen an ihre Belastungsgrenzen.

Europaweit ist im Jahr 2014 die Zahl der registrierten 
Asylbewerber um knapp 50 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr auf einen Spitzenwert von 626 000 gestiegen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie einen falschen Sprechzettel, 
Herr Schröder?)
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Natürlich, Kollege Koenigs, geht es darum, dass wir die 
humanitäre Katastrophe auf dem Mittelmeer abwenden.

Meine Damen und Herren, bisher ist es uns, wie auch 
der Vorredner deutlich gemacht hat, nicht gelungen, ein 
einheitliches Asylsystem in Europa zu implementieren. 
Wir haben zwar Richtlinien verabschiedet, aber wie so 
häufig in Europa hapert es an der Implementierung. 
Stattdessen wandern Flüchtlinge von den europäischen 
Außengrenzen in großer Zahl, ohne registriert und ver-
sorgt zu werden, weiter nach Nordeuropa.

Wir haben zurzeit eine De-facto-Verteilung auf we-
nige Mitgliedstaaten. Drei Viertel aller Asylverfahren in 
2014 entfallen auf nur fünf EU-Mitgliedstaaten, allen 
voran Deutschland. Unser Ziel ist humanitäre Hilfe für 
die wirklich Schutzbedürftigen. Wir können aber nicht 
jeden aufnehmen, der sich ein besseres Leben verspricht. 
Das würde unser Asylsystem und vor allem auch die 
Willkommenskultur in Deutschland und in ganz Europa 
gefährden.

(Beifall des Abg. Stephan Mayer [Altötting] 
[CDU/CSU])

Der Europäische Rat hat am 23. April 2015 klarge-
macht, dass es jetzt in erster Linie darauf ankommt, Le-
ben zu retten und die Seenotrettung auf dem Mittelmeer 
zu gewährleisten. Als Sofortmaßnahmen sind die finan-
ziellen Mittel für die Frontex-Operationen Triton und 
Poseidon verdreifacht worden. Der Einsatzraum der 
Operation Triton ist bis an die libysche Küste herange-
führt worden. Seit Anfang Mai sind zwei deutsche Mari-
neschiffe, die Fregatte „Hessen“ und der Einsatzgrup-
penversorger „Berlin“, zur Seenotrettung im südlichen 
Mittelmeer vor Ort. Aber natürlich müssen auch die afri-
kanischen Staaten ihren völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen zur Seenotrettung nachkommen. Ich denke, dass 
muss in einer solchen Debatte auch erwähnt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ein weiterer Schwerpunkt liegt bei der Bekämpfung 
der kriminellen Schlepperbanden. Das ist ganz entschei-
dend; denn natürlich stehen wir vor einem Dilemma: Je 
mehr Menschen wir retten, desto einfacher machen wir 
es eben auch den Schleppern. Natürlich ist die Seenotret-
tung notwendig. Gleichzeitig aber ist es notwendig, die 
Schlepperbanden zu bekämpfen. Dazu zählt auch die Zer-
störung der Schlepperboote, die Zerstörung der Werk-
zeuge dieser Schlepper, wenn es völkerrechtlich möglich 
ist.

(Rüdiger Veit [SPD]: Das geschieht doch 
schon seit Jahren!)

Wir verbessern außerdem die Zusammenarbeit mit 
den Herkunfts- und Transitländern – das ist ganz ent-
scheidend –, insbesondere mit Libyen und Ägypten. Nur 
so ist es möglich, auch die Fluchtursachen zu bekämp-
fen.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Herr Kollege Schröder, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Trittin?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Gerne.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Bitte schön.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege Schröder, kann ich Ihre Äußerung, dass 

es nötig sei, Boote zu zerstören, so verstehen, dass Sie 
hier namens der Bundesregierung erklären, dass Sie zur 
Schaffung der völkerrechtlichen Voraussetzungen als 
Bundesrepublik Deutschland aktiv ein solches Mandat 
beim Sicherheitsrat der Vereinten Nationen dafür anstre-
ben? Das wäre ja die Konsequenz Ihrer Äußerung.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: So hat es sich an-
gehört! Das stimmt!)

Diese Frage sollten Sie hier vielleicht einmal beantwor-
ten.

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Herr Trittin, wir sind uns doch darüber einig, dass es 
notwendig ist, die Schlepperbanden zu bekämpfen. Ich 
habe manchmal, wenn ich mir Reden von Mitgliedern 
Ihrer Fraktion anhöre, das Gefühl, dass Sie die Schlepper 
mittlerweile als eine humanitäre Organisation ansehen.

(Rüdiger Veit [SPD]: Das ist doch Unsinn!)

Wir müssen das Treiben der Schlepper bekämpfen. Dazu 
ist es selbstverständlich notwendig, deren Werkzeuge zu 
zerstören. Das wird ja schon auf hoher See gemacht. In-
wieweit das innerhalb der 12-Seemeilen-Zone möglich 
ist oder sogar auf libyschem Territorium, das wird ge-
rade in der EU diskutiert. Dem Ergebnis kann ich natür-
lich nicht vorgreifen. In der ersten Phase geht es erst ein-
mal darum, sich überhaupt ein Lagebild zu machen und 
sich Klarheit darüber zu verschaffen, ob die zweite und 
die dritte Phase notwendig sind, um die Schlepperban-
den wirklich effektiv zu bekämpfen. Ich glaube das 
schon. Ich stelle aber einmal die Frage zurück. Wollen 
Sie wirklich sagen – das klang ja aus der Rede von Herrn 
Koenigs heraus –: „Wir retten, da sind wir uns alle einig; 
aber die Bekämpfung der Schlepperbanden lassen wir 
sein“? Das wäre ja Ihre Schlussfolgerung, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, Herr Trittin.

Meine Damen und Herren, ganz entscheidend ist, 
dass wir unseren humanitären Verpflichtungen nach-
kommen, dass wir das ernst nehmen. Das werden wir 
auch weiter tun. Ganz besonders wichtig ist die Hilfe vor 
Ort im Nahen und Mittleren Osten. Hiermit erreichen 
wir die meisten Menschen. Das sehen auch alle Helfer 
so.

Außerdem haben wir unser nationales Resettlement-
Programm für besonders Schutzbedürftige ausgebaut. 
Wir gehören damit zu den Vorreitern in Europa. Die 
Kommission ist mit ihrem Vorschlag für ein EU-Resett-
lement-Programm unserem Ansatz ja auch gefolgt. Jetzt 
sollte schnell darüber entschieden werden, dass nach 
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Möglichkeit auch alle anderen Mitgliedstaaten diesem 
Beispiel folgen.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Herr Staatssekretär, es sind noch zwei weitere Zwi-
schenfragen von den Herren Koenigs und Nouripour an-
gemeldet. Wollen Sie die zulassen?

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Ich würde angesichts der fortgeschrittenen Zeit eine 
Zwischenfrage zulassen.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Dann ist es der Kollege Nouripour. Er hatte sich als 
Erster gemeldet. – Herr Kollege Koenigs, Sie dann nicht.

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Bitte. – Ich beantworte eine Zwischenfrage. Sie kön-
nen sich ja das nächste Mal um mehr Redezeit bemühen.

(Widerspruch bei der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, herzlichen Dank, dass Sie die 

Frage zulassen. Wie wir in unserer Fraktion die Redezei-
ten verteilen, ist unsere Angelegenheit.

Ich möchte etwas zurückweisen und eine Frage stel-
len. Zurückweisen möchte ich das, was Sie permanent 
als Pappkameraden aufstellen: Wir können nicht alle 
aufnehmen. – Nein, wir können auch nicht alle Chinesen 
aufnehmen. Das wäre zu viel. Das ist aber hier gar nicht 
das Thema. Deshalb ist es einfach nur Stimmungsmache, 
immer davon zu sprechen, dass wir nicht alle aufnehmen 
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ich komme zu meiner Frage. Sie haben ja gesagt, es 
passiert bereits auf hoher See, dass die Werkzeuge der 
Schlepper zerstört werden. Das ist so, wie Sie es formu-
liert haben, nicht richtig. Richtig ist, dass die Fregatte 
„Hessen“ beispielsweise die Flüchtlinge aufnimmt und 
dann die leeren Boote zerstört. Das geschieht nicht, weil 
das Schlepperboote sind, sondern weil es das Internatio-
nale Seerecht so will, dass leere Geisterschiffe nicht ein-
fach so herumschippern; denn das wäre eine Gefährdung 
der Sicherheit.

Wenn Boote draußen sind, befinden sich Menschen in 
ihnen. Dann kann man sie nicht aus der Luft zerstören. 
Wie wollen Sie denn – aus der Luft auf einen Hafen 
schauend, in dem sich ein leeres Boot befindet – beurtei-
len, ob es ein Fischerboot ist, ob es ein Schlepperboot ist 
oder ob es vielleicht tagsüber ein Fischerboot und nachts 
ein Schlepperboot ist? Wie wollen Sie das eigentlich un-
terscheiden?

(Rüdiger Veit [SPD]: Man muss es sich an-
schauen!)

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Ich glaube, Sie machen den Fehler, den zweiten vor 
dem ersten Schritt zu machen. Zunächst einmal würde 
ich es begrüßen, wenn Sie sich, bevor Sie hier mögliche 
Hindernisse benennen und Probleme formulieren, in ei-
nem ersten Schritt einmal dazu bekennen würden, dass 
es richtig ist, Schlepperboote, wenn sie denn als solche 
identifiziert werden, zu zerstören. Dieses Bekenntnis zur 
Bekämpfung der Schlepperkriminalität habe ich von Ih-
nen bisher nicht gehört, sondern Sie haben bis jetzt nur 
Probleme formuliert.

Für mich kommt es darauf an, dass wir uns zunächst 
einmal darüber einig sind, was notwendig ist. Notwendig 
ist, diesen kriminellen Schleppern und Netzwerken, die 
mit der humanitären Katastrophe, mit dem Leid der 
Menschen Millionen verdienen, das Handwerk zu legen. 
Ich glaube, darüber sollten wir uns erst einmal einig sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Natürlich ist es im Einzelfall nicht einfach, zu identi-
fizieren, ob es sich um ein Schlepperboot handelt oder 
nicht; aber natürlich ist das möglich. Vor diesem Pro-
blem stehen wir auch bei anderen internationalen Einsät-
zen. Natürlich kann man sehen: Ist das ein Fischerboot, 
das als solches betrieben wird, oder wird dieses Fischer-
boot unter Umständen als Schlepperboot für den Men-
schenhandel missbraucht? Es geht vielleicht nicht 
immer, aber es gibt Möglichkeiten – auch durch interna-
tionale Zusammenarbeit, durch Zusammenarbeit mit den 
Transitländern, beispielsweise durch Informationen, die 
aus den Häfen kommen –, die Informationen so zu ver-
dichten, um eine solche Entscheidung am Ende zu fällen. 
Ich glaube, dass Sie nicht nur Hindernisse bei der Be-
kämpfung der Schlepperkriminalität sehen sollten, son-
dern dass wir uns gemeinsam dafür einsetzen sollten, 
dass das, was wir vorsehen, möglich ist, um diese huma-
nitäre Katastrophe zu bekämpfen.

Meine Damen und Herren, für die Bundesregierung 
kommt es vor allem darauf an, dass wir die unkontrol-
lierte Weiterwanderung und die De-facto-Verteilung 
nach Deutschland stoppen. Der Vorschlag der Kommis-
sion für ein vorläufiges Verteilungssystem zugunsten von 
Italien und Griechenland geht unseres Erachtens in die 
richtige Richtung. Das betrifft circa 40 000 Personen. Auf 
Deutschland entfallen davon insgesamt etwa 8 700.

Dieser Vorstoß stößt innerhalb der Mitgliedstaaten 
teilweise auf Widerstand. Wir als Bundesregierung un-
terstützen ihn, auch wenn natürlich noch einige Fragen 
zu klären sind. Asylbewerber müssen dort versorgt und 
registriert werden, wo sie ankommen. Wir unterstützen 
deshalb die Einrichtung von sogenannten Hotspots. Die 
Asylbewerber, die erkennbar ohne Schutzgrund sind, 
müssen sofort wieder zurückgeführt werden.

Voraussetzung für die Umverteilung von Asylbewer-
bern ist in jedem Fall, dass die Mitgliedstaaten das ge-
meinsame europäische Asylsystem auch konsequent und 
gleichwertig anwenden. Es geht also darum, dass wir 
anbieten – insbesondere Italien und Griechenland –, 
Flüchtlinge zu übernehmen. Im Gegenzug erwarten wir 
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aber auch die Implementation des europäischen Rechts, 
das heißt Relocation gegen Implementation.

Meine Damen und Herren, wir müssen in Deutsch-
land unsere Hausaufgaben machen, auch innerhalb 
Europas. Das heißt, wir müssen den Asylmissbrauch in 
Bezug auf die Westbalkanstaaten effektiv bekämpfen, 
um genügend Kapazitäten zu haben, um uns um die 
wirklich Schutzbedürftigen zu kümmern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, es muss europäische Akti-
vitäten geben, wie wir das Problem der Asylbewerber in 
Europa in den Griff bekommen. Die Bundesregierung 
stellt sich diesen Aufgaben. Ich fand es wohltuend, lie-
ber Herr Koenigs, dass Sie heute nicht nur Betroffenheit 
formuliert haben, wie wir das so häufig aus Ihrer Frak-
tion kennen, sondern sich auch intensiv mit Möglichkei-
ten der Problemlösung auseinandergesetzt haben; denn 
genau darum geht es bei diesem komplexen und schwie-
rigen Thema. Ich fordere Sie als Opposition auf, sich an 
diesem Diskurs zu beteiligen und für Problemlösung zu 
sorgen. Das ist notwendig in dieser Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Der Kollege Trittin hat eine Kurz-
intervention angemeldet. Bitte schön.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Kollege Herr 

Schröder, ich finde, Sie haben hier ziemlich unglaubli-
che Äußerungen getan. Sie haben erstens gesagt, dass 
jede Form von Rettung auch eine Erleichterung des Ge-
schäftes für Schlepper ist. Wollen Sie ernsthaft dann der 
umgekehrten Logik folgen: „Je weniger wir retten, umso 
schwieriger ist das Geschäft für Schlepper“? Oder ist es 
nicht so gewesen, dass, als Europa weniger Menschen 
gerettet hat, nicht weniger Menschen von Schleppern auf 
See gesetzt worden sind, sondern einfach mehr ersoffen 
sind? Das ist eine unglaublich unmenschliche Haltung, 
die Sie an den Tag gelegt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Zweitens. Ich weise mit Nachdruck die Unterstellung 
zurück, dass Menschen, die Ihre Position nicht teilen, 
Schlepperorganisationen für humanitäre Organisationen 
halten. Wer effektiv etwas gegen diese Verbrecher ma-
chen will, muss den Weg gehen, den Tom Koenigs völlig 
zu Recht beschrieben hat. Er muss legale Flucht- und 
Zuwanderungsmöglichkeiten schaffen. Wer das macht, 
verhindert, dass die Menschen in ihrer Not für teures 
Geld auf schlechten Booten fliehen. Das ist Bekämpfung 
und Austrocknung des Schlepperunwesens, und nicht Ihr 
symbolisches Reden, dass man hart gegen Schlepper sei, 
aber in Wirklichkeit ihr Geschäft nicht zerstört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Letzte Bemerkung. Ich habe sehr genau zugehört. Sie 
haben es noch einmal bestätigt. Sie haben hier für die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt, sie 
streben an, in Libyen Boote mit Anwendung militäri-
scher Gewalt zu zerstören. Damit setzen Sie sich in ei-
nen scharfen Kontrast zur Haltung zum Beispiel des UN-
Generalsekretärs Ban Ki-Moon, der ausdrücklich erklärt 
hat: Diese Haltung ist aus seiner Sicht unverantwortlich,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil genau diese Unterscheidung, die Sie gemacht ha-
ben, nicht gemacht werden kann. – Ich bin der Auffas-
sung, dass Deutschland auf den Kurs der Vereinten Na-
tionen zurückkehren und von dem Kurs der Eskalation 
und des militärischen Abenteurertums in Libyen absehen 
sollte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, Sie haben jetzt die 
Gelegenheit, zu antworten. Bitte schön.

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Herr Trittin, ich finde Ihre Äußerung ungeheuerlich. 
Ich finde es vor allen Dingen ungeheuerlich, dass es 
noch nicht einmal möglich ist, im Bundestag ein Di-
lemma darzustellen.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie sich doch nicht raus!)

Selbstverständlich ist es ein Dilemma, dass wir, wenn 
wir humanitäre Hilfe leisten und Menschen aus Seenot 
retten – dazu haben wir uns als Bundesregierung aus-
drücklich bekannt und in Europa alles auf den Weg ge-
bracht –, gleichzeitig das Geschäft der Schlepper er-
leichtern. Auch das ist zurzeit auf dem Mittelmeer zu 
sehen. Die Schlepper lassen die Flüchtlinge mit immer 
untauglicheren Booten auf See. Das hängt natürlich auch 
damit zusammen, dass wir mehr Rettung anbieten. 
Nichtsdestotrotz ist es unsere humanitäre Verpflichtung, 
zunächst zu retten, aber gleichzeitig ist es, um aus die-
sem Dilemma herauszukommen, notwendig, dass wir 
natürlich auch die Schleuser bekämpfen. Ich hätte mir 
gewünscht, Sie hätten in Ihrer Kurzintervention zumin-
dest zum Ausdruck gebracht, dass dies auch notwendig 
ist.

Sie haben mich des Weiteren bewusst falsch interpre-
tiert, indem Sie gesagt haben, ich hätte hier bereits ein 
Bekenntnis dazu abgegeben, dass es notwendig ist, die 
Schlepperboote auf libyschem Territorium zu zerstören. 
Genau das habe ich nicht gesagt.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auf welchem denn dann?)

Vielmehr hat der Bundesaußenminister zusammen mit 
der Bundesverteidigungsministerin ein Phasenmodell 
vorgestellt, das vorsieht, in Phase eins zunächst einmal 
genau zu beobachten: Es werden Informationen gesam-
melt, um erkennen zu können, ob es wirklich notwendig 
ist, auf libyschem Territorium, innerhalb der 12-Seemei-
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len-Zone, operativ tätig zu werden, oder ob es beispiels-
weise reicht, auf hoher See tätig zu sein. Kollege 
Nouripour hat es ja schon zum Ausdruck gebracht: Zum 
Glück werden bereits heute Schlepperboote von der Ma-
rine zerstört, weil sie eine schifffahrtspolizeiliche Gefahr 
darstellen.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht, weil es Schlepperboote 
sind!)

Aber man zerstört sie natürlich vor allen Dingen auch 
deshalb, weil man dieses Werkzeug der Schlepper ver-
nichten muss, damit sie nicht noch mehr Menschen in 
Seenot bringen und Geld mit dem Leid der Menschen 
verdienen.

Insofern würde ich mir wünschen, dass Sie, Herr 
Trittin, nicht versuchen, hier Stimmung zu machen, son-
dern sich der Verantwortung bewusst werden, gemein-
sam nach Lösungen zu suchen, anstatt nur Probleme zu 
sehen und nicht einmal bereit zu sein, sich dazu zu be-
kennen, dass es notwendig ist, Schlepperkriminalität zu 
bekämpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 
Ulla Jelpke, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Staatssekretär Schröder, ich glaube, das Hauptproblem 
ist, dass Sie immer wieder Schlepper als das Hauptpro-
blem darstellen, wenn es um die Seenotrettung geht. So 
ist es eben nicht. Es ist zynisch, wenn man hauptsächlich 
darauf abstellt und nicht selbstkritisch zur Debatte stellt, 
was denn in Sachen Bekämpfung von Fluchtursachen 
getan wurde, was denn getan wurde, um tatsächlich 
– wie eben schon erwähnt – legale, sichere Wege für 
Flüchtlinge nach Europa zu schaffen. In diesen Berei-
chen wird wirklich nichts getan.

Sie entziehen den Schleppern eben nicht die Ge-
schäftsgrundlage. Um das zu tun, könnten Sie zum Bei-
spiel humanitäre Visa ausgeben und tatsächlich Fähren 
schicken. Sie könnten im Grunde genommen die Men-
schen, die heute schon auf legalem Wege hierherkom-
men könnten, viel schneller hierherholen, zum Beispiel 
diejenigen, die einen Anspruch auf Familienzusammen-
führung haben und heute – das ist ein Skandal – über ein 
Jahr darauf warten, überhaupt nach Europa zu kommen. 
Diese wenigen Schritte sind Sie bisher überhaupt nicht 
gegangen, sondern haben nur ein Ziel und fragen sich 
immer: Wie können wir Schlepper bekämpfen? So 
kommt man meiner Meinung nach nicht zu einer ande-
ren Flüchtlingspolitik, schon gar nicht dazu, dass das 
Massensterben im Mittelmeer endlich ein Ende hat.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Tom 
Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich will hier noch einmal sagen: In diesem Jahr sind 
etwa 2 000 Menschen, die verzweifelt versucht haben, 
über das Mittelmeer nach Europa zu kommen, daran ge-
scheitert und gestorben. Jedes Mal, wenn Hunderte von 
Flüchtlingen ertrunken sind – ob es 2013 oder jetzt im 
April 2015 war –, haben wir solche Töne gehört: Das 
darf sich nicht wiederholen, das ist eine Schande für 
Europa. – Ich meine nach wie vor, auch nach der heute 
gehörten Aufzählung dessen, was angeblich alles getan 
wird: Das reicht bei weitem nicht aus. Es müssen viel 
weiter gehende Schritte für eine veränderte Flüchtlings-
politik in Europa durchgeführt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

An dieser Stelle möchte ich auch sagen: Unter morali-
schen Maßstäben halte ich es für ein regelrechtes Verbre-
chen, dass man Mare Nostrum eingestellt hat.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Man muss sich das einmal vorstellen: Zum damaligen 
Zeitpunkt konnte man das Geld für Mare Nostrum an-
geblich nicht aufbringen, aber jetzt steckt man Geld in 
Frontex, die Grenzabschottungsagentur, die eben nicht 
hauptsächlich dafür zuständig ist, Seenotrettung zu be-
treiben; das hat uns übrigens auch Herr Leggeri, Direk-
tor der Agentur, am Mittwoch im Innenausschuss berich-
tet. Nur im Notfall werden Flüchtlinge gerettet. Das 
zeigt, dass es im Grunde genommen nicht in erster Linie 
um die Flüchtlinge geht. Vielmehr ist in die Abschottung 
der europäischen Grenzen investiert worden. Ich will an 
dieser Stelle darauf hinweisen: Frontex reicht nicht bis 
an die Grenze von Libyen. Aber wir wissen, dass von 
dort die meisten Flüchtlinge losfahren.

Wie sieht die Seenotrettung gegenwärtig überhaupt 
aus? Alleine im vergangenen Jahr sind 20 000 Menschen 
durch private Handelsschiffe gerettet worden, 1 700 in 
diesem Jahr von Frontex. Da Sie immer auf Frontex ab-
stellen: Das macht sehr deutlich, dass eine Seenotrettung 
so nicht organisiert werden kann. Wenn wir Menschen 
retten wollen, dann brauchen wir eine koordinierte euro-
päische Seenotrettung, und zwar für den gesamten Mit-
telmeerraum. Das muss für uns alle an erster Stelle ste-
hen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Tom 
Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch innerhalb Europas steht es nicht zum Besten. Al-
leine am letzten Wochenende sind 5 000 Menschen aus 
Seenot gerettet und nach Italien gebracht worden. Fast 
täglich kommen 600 Menschen auf den griechischen In-
seln an. In beiden Ländern ist die Situation für Flüchtlinge 
katastrophal. Allein in Italien sind 180 000 Flüchtlinge in 
Lagern untergebracht. Die Lager sind völlig überfordert, 
und die Flüchtlinge können nicht angemessen versorgt 
werden. Vor diesem Hintergrund muss man sich einmal 
vorstellen, dass diskutiert wurde, als Notmaßnahme 
40 000 Flüchtlinge aus Griechenland und Italien in den 
Mitgliedstaaten aufzunehmen, und man nun einmal eben 
so aus den Medien erfährt, dass man diese Maßnahme 
auf den Herbst verschoben hat. Geht es hier wirklich um 
die Schutzsuchenden, um diejenigen, die Hilfe brau-
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chen? Wie kann es sein, dass die nationalen Eigeninte-
ressen innerhalb Europas so stark im Vordergrund ste-
hen, dass es nicht möglich ist, die Flüchtlinge sofort in 
andere europäische Länder zu bringen und sie wirklich 
zu schützen?

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Sie kommen bitte zum Schluss, Frau Kollegin.

Ulla Jelpke (DIE LINKE):
Ja, ich komme zum Schluss. – Lassen Sie mich noch 

einen Aspekt des Militäreinsatzes ansprechen. Wer ver-
sucht, Schiffe durch das Militär zu versenken, wird die 
Flüchtlinge auf noch unsicherere Schiffe bringen, näm-
lich auf Schlauchboote; denn die sind nicht so einfach zu 
vernichten, die kann man sehr schnell aufpusten. Das be-
deutet noch mehr Tote. Deswegen ist es zynisch und un-
glaublich, wenn Sie an dieser Militäraktion festhalten 
wollen, Herr Staatssekretär. Die Linke jedenfalls lehnt 
das eindeutig ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Bevor ich jetzt die nächste Rednerin 
aufrufe, möchte ich noch etwas klarstellen: Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat noch Kurzinterventionen an-
gemeldet, aber ich habe entschieden, sie nicht zuzulas-
sen, weil ich glaube, dass die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen heute die Gelegenheit hatte, nicht nur zu reden, 
sondern auch Zwischenfragen zu stellen, und zwar mehr 
als eine, und auch eine Kurzintervention hatte. 

Zwei Gründe spielen hierfür eine Rolle. Erstens. Wir 
geben uns einen Zeitrahmen, auf den sich alle Kollegin-
nen und Kollegen einstellen. Was die Redezeiten, aber 
auch, was die Zwischenfragen betrifft, war ich schon 
sehr großzügig, weil es ein emotionales Thema ist. 
Zweitens. Der Antrag wird heute nicht abschließend be-
raten. Er wird im gegenseitigen Einverständnis überwie-
sen. Wir haben in den Ausschüssen Gelegenheit, darüber 
zu reden, und auch noch einmal im Plenum. Deshalb ist 
die Entscheidung so gefallen, wie ich sie jetzt dargestellt 
habe.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Das ist die rich-
tige Entscheidung!)

Die nächste Rednerin ist Christina Kampmann, SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Christina Kampmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit 
anderthalb Jahren bin ich jetzt hier im Bundestag und 
kann mit dazu beitragen, denen eine Stimme zu geben, 
die sonst keine Lobby haben. Ich habe verstanden, dass 
das Bohren dicker Bretter mit ein Teil von Politik ist. Ich 
finde aber: Wenn es um das Leben von Menschen geht, 
dann können wir uns nicht mit dem Bohren von Brettern 
aufhalten. Es sind dabei nicht ausschließlich die über 
800 Toten, die wir im vergangenen April zu beklagen 

hatten. Es sind auch nicht ausschließlich die fast 
2 000 Menschen, die in diesem Jahr umgekommen sind, 
und auch nicht die 366, die im Oktober 2013 umgekom-
men sind und zu denen ich meine erste Rede hier im 
Bundestag gehalten habe. Es ist diese unglaublich große 
Zahl von 25 000 Menschen, die seit Anfang des Jahrtau-
sends beim Versuch, das Mittelmeer zu überqueren, um-
gekommen sind. 25 000, ich finde, das ist eine unglaub-
lich große Zahl.

(Beifall des Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Seit so langer Zeit sehen wir zu, seit so langer Zeit 
lassen wir zu, seit so langer Zeit verschließen wir die 
Augen vor einer menschlichen Tragödie, die sich mit 
grausamer Alltäglichkeit an unseren Küsten abspielt. Ja, 
es sind unsere Küsten – es sind nicht die Küsten der Ita-
liener, es sind nicht die Küsten der Griechen und auch 
nicht die der Malteser –, weil wir Europäerinnen und 
Europäer uns dazu entschieden haben, dass Europa mehr 
sein soll als ein gemeinsamer Binnenmarkt, weil wir uns 
entschieden haben, gemeinsame Werte nach innen und 
nach außen zu vertreten, gegen alle Widerstände und für 
das, was uns wichtig ist und woran wir glauben.

Wir beschweren uns zu Recht, wenn andere diese 
Werte mit Füßen treten, weil sie uns schaden oder bedro-
hen wollen. Aber was passiert eigentlich, wenn wir diese 
Werte selbst aus den Augen verlieren? Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Erklärung des Europäischen Rates 
zur Flüchtlingskatastrophe im Mittelmehr beginnt mit 
den Worten:

Die Lage im Mittelmeerraum ist eine Tragödie. Die 
Europäische Union wird alles in ihrer Macht Ste-
hende unternehmen, um den Verlust weiterer Men-
schenleben auf See zu verhindern …

(Rüdiger Veit [SPD]: Schön wär’s!)

– Genau. – Aber was ist seitdem passiert? Ich möchte 
drei entscheidende Maßnahmen vorstellen, die wir schon 
lange fordern und die durchaus zur Verbesserung beige-
tragen haben.

Die erste ist eine Verdreifachung der Finanzmittel für 
Triton und Poseidon. Inzwischen – das ist meine Infor-
mation – ist klar, dass es stimmt, was der Staatssekretär 
gesagt hat, Frau Jelpke: dass Triton sehr wohl bis vor die 
libysche Küste fahren kann. Das ist eine unglaublich 
wichtige Maßnahme, weil da – wie Sie es gesagt haben – 
die meisten Boote starten; deswegen muss Triton auch 
da vor Ort sein. Das entspricht auch der Forderung aus 
dem Antrag der Grünen; auch sie fordern die Verdreifa-
chung der Mittel. Deshalb glaube ich, dass das ein ganz 
entscheidendes Kriterium ist.

Die zweite Maßnahme – darüber haben wir heute 
schon gesprochen – ist eine verstärkte internationale Zu-
sammenarbeit beim Vorgehen gegen Schlepper. Ich 
glaube, dass wir uns erst einmal einig sein sollten, ent-
schieden gegen Schlepper vorzugehen; da hat Herr 
Koenigs recht. Was ich aber nicht sehe, Herr Staatsse-
kretär, ist, dass wir, wie Sie es gesagt haben, den zweiten 
Schritt vor dem ersten machen, wenn wir uns erst einmal 
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fragen: „Wie kann das Ganze eigentlich faktisch funktio-
nieren, wie können wir das überhaupt realisieren?“, be-
vor wir die völkerrechtlichen Möglichkeiten prüfen. Ich 
glaube, dass es an dieser Stelle noch ganz viele Fragezei-
chen gibt. Auch ich habe von Ihnen dazu noch keine 
Antwort bekommen, wie das tatsächlich im Einzelnen 
aussehen soll.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die dritte Maßnahme – auch die ist entscheidend – ist 
eine schnelle und gemeinsame Durchsetzung gemeinsa-
mer europäischer Standards. Bevor wir keine gemeinsa-
men Standards haben und diese nicht auch tatsächlich 
durchsetzen, werden wir immer wieder Migrationsbewe-
gungen innerhalb der Europäischen Union haben. Des-
halb müssen wir da auf jeden Fall heran, und deshalb ist 
es gut, dass auch diese Maßnahme beschlossen wurde.

Die Europäische Kommission hat in ihrer Migrations-
agenda weitere Maßnahmen vorgestellt. Dazu gehört un-
ter anderem, dass 40 000 Flüchtlinge aus Griechenland 
und Italien auf der Grundlage eines Verteilungsschlüs-
sels umzusiedeln sind, zum Zweiten, dass wir in den 
nächsten zwei Jahren 20 000 Flüchtlinge aufnehmen und 
diese neu ansiedeln werden. Das Dritte – das ist zumin-
dest eine Möglichkeit der erweiterten legalen Migration –
ist die Überarbeitung der Bluecard-Regelung für hoch-
qualifizierte Arbeitskräfte. Ich sage eindeutig: Auch das 
ist eine Maßnahme. – Ich wünsche mir aber, dass weitere 
hinzukommen.

Ich finde, das sind wichtige Schritte, die zeigen: Der 
Wille, hier zumindest auf der europäischen Ebene et-
was zu ändern – ich rede noch nicht über die Mitglied-
staaten –, ist endlich da. Das ist auch gut so, meine Da-
men und Herren, dafür hat sich unsere Bundesregierung 
lange starkgemacht. Wir sind an dieser Stelle – das ist 
mein Eindruck – schon sehr viel weiter, als wir es noch 
vor wenigen Wochen waren.

(Beifall bei der SPD)

Einige der von Ihnen in den Anträgen aufgeführten 
Punkte haben sich damit erledigt. Bei anderen gibt es 
weiterhin einen Dissens. An anderen Stellen sollten wir 
– da bin ich mit Ihnen einig – durchaus noch weiter 
Druck machen. Ich glaube, dass diese Migrationsagenda 
ein guter Schritt in die richtige Richtung ist. Aber es 
muss unbedingt noch weiter gehen.

Wo es aber weiterhin einen Dissens gibt – Sie fordern 
es wieder in Ihrem Antrag –, ist das Free-Choice-Verfah-
ren, das wir ablehnen. Free Choice bedeutet, dass sich 
jeder Flüchtling den Mitgliedstaat aussuchen kann, in 
dem er seinen Asylantrag stellt. Wir haben die Befürch-
tung, dass es dann zu einer Reduzierung der Standards 
kommt, weil die Mitgliedstaaten hoffen: Je geringer die 
Standards sind, desto weniger Flüchtlinge kommen zu 
uns. – Deshalb lehnen wir das entschieden ab. Wir glau-
ben, dass das auch im Sinne der Flüchtlinge ist, die zu 
uns kommen.

Es gibt einen zweiten Punkt, bei dem noch ein eindeu-
tiger Dissens besteht.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Frau Kollegin Kampmann, ich muss Sie an die Zeit 
erinnern. Jetzt bitte nicht noch „zweitens“, „drittens“, 
„viertens“, sondern bitte zum Schluss kommen!

Christina Kampmann (SPD):
Es gibt nur noch „zweitens“, liebe Frau Präsidentin; 

das betrifft die Abschaffung von Frontex. Auch da kön-
nen wir nicht zustimmen. Wir sagen aber, dass es ein-
deutig ein Seenotrettungsmandat von Frontex geben 
muss. Wir hatten dieses Thema diese Woche im Innen-
ausschuss. Da wurde eindeutig gesagt: Das macht einen 
großen Teil der Arbeit von Frontex aus. Deshalb ist es 
nur ehrlich, wenn wir hier ein rechtliches Seenotret-
tungsmandat hinbekommen. – Dafür werden wir uns 
weiter starkmachen. Ich glaube, dass wir dann auf dem 
richtigen Weg sind und weiter in eine gute Richtung ge-
hen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Nina Warken, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Nina Warken (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Immer wieder bestimmen die dramatischen 
Ereignisse, die sich im Mittelmeer abspielen, die Schlag-
zeilen unserer Nachrichten. Der traurige Höhepunkt in 
diesem Jahr ereignete sich am 19. April. Ein völlig über-
ladenes Schlepperboot mit Flüchtlingen an Bord kenterte 
auf seinem Weg von Libyen nach Italien. Nach Schät-
zungen sind dabei über 800 Menschen ums Leben ge-
kommen, auch weil sie unter Deck zusammengepfercht 
waren. Nur 28 Menschenleben konnten gerettet werden.

Katastrophen wie diese machen uns alle tief betrof-
fen. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, von dem Un-
glück ging auch ein Signal aus: Europa war bereit, sofort 
und entschlossen zu handeln. Auf dem EU-Sondergipfel 
am 24. April dieses Jahres wurden als Sofortmaßnahme 
die Mittel für die Seenotrettung im Mittelmeer deutlich 
aufgestockt und ausgeweitet. Auch Deutschland stellte 
sich seiner Verantwortung und hat umgehend Schiffe der 
Bundeswehr ins Mittelmeer entsandt. Letzten Samstag 
wurden bei einer Rettungsaktion von deutschen Schiffen 
rund 1 400 Menschen aufgenommen und versorgt. In-
zwischen sind es insgesamt über 3 000 Flüchtlinge, die 
die Bundesmarine aus Seenot gerettet hat. Für ihren un-
ermüdlichen Einsatz möchte ich unseren Soldatinnen 
und Soldaten danken. Sie werden weiterhin im Mittel-
meer Präsenz zeigen und unter psychisch wie physisch 
schwersten Bedingungen dort Leben retten. Wir schul-
den ihnen allen unseren Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])
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Meine Damen und Herren, Europa hat gemeinsam re-
agiert und seine Präsenz im Mittelmeer verstärkt, um 
Flüchtlinge zu retten. Dennoch sollte uns eines bewusst 
bleiben: Alleine mit der Ausweitung von Seenotret-
tungsmaßnahmen werden wir die Flüchtlingskatastrophe 
im Mittelmeer nicht lösen. Stattdessen gilt: Nur wenn es 
uns gelingt, die Ursachen der Flüchtlingskatastrophen zu 
beseitigen und den Menschen in ihrer Heimat eine echte 
Perspektive zu geben, werden wir die Probleme nachhal-
tig lösen. Auf dieses Ziel arbeiten wir hin.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Burkhard Lischka [SPD])

Die Europäische Kommission hat mit der Migrations-
agenda und ihren Umsetzungsvorschlägen einen Ansatz 
entwickelt, der sowohl kurzfristige als auch langfristige 
Maßnahmen enthält. Ein solches aufeinander abge-
stimmtes Vorgehen ist der einzig richtige Weg. An erster 
Stelle steht hier die noch konsequentere Bekämpfung der 
Schleuserbanden, auch wenn Teile von Ihnen das nicht 
einsehen. In allen Mitgliedstaaten sollen Ermittlungs-
stellen eingerichtet werden, um die Boote aus dem Ver-
kehr zu ziehen und das Vermögen der Schleuser zu be-
schlagnahmen. Den Kriminellen muss endlich das 
Handwerk gelegt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Lösung der 
Flüchtlingsproblematik gehört in meinen Augen auch, 
dass wir legale Wege nach Europa schaffen.

(Beifall der Abg. Burkhard Lischka [SPD] und Tom 
Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Gegensatz zu den Grünen bin ich aber der Auffas-
sung, dass humanitäre Visa nicht der richtige Ansatz 
sind. Auch die Forderung der Linken nach einer visum-
freien Einreise für Flüchtlinge wäre keine Lösung. Ers-
tens sind es nicht nur Schutzsuchende, die nach Europa 
kommen wollen. Ein großer Teil sucht nach Arbeit. Da-
für brauchen wir andere Instrumente wie zum Beispiel 
Programme zur Anwerbung von Arbeitskräften in 
Afrika. Zweitens würde man durch die visafreie Einreise 
die Sogwirkung, die Europa auf die afrikanischen Staa-
ten ohnehin erzeugt, vervielfachen und damit dafür sor-
gen, dass viele dieser Länder förmlich ausbluten würden. 
Für die Entwicklung eines ganzen Kontinents wäre das 
eine Katastrophe.

Meine Damen und Herren, auch wenn Sie es nicht 
wahrhaben wollen: Wir können nicht alle, die in Afrika 
auf der Flucht sind, zu uns holen. Deshalb halte ich die 
geplante Schaffung von Migrationszentren in den 
Herkunfts- und Transitländern für zweckmäßiger und 
vielversprechender. Schutzbedürftige würden dort 
eine Anlaufstelle finden und könnten im Rahmen von 
Aufnahmekontingenten der Mitgliedstaaten nach Europa 
gebracht werden.

Gleichzeitig bietet es sich an, in den Aufnahmezen-
tren auch über legale Zuwanderungswege nach Europa 
und über ernsthafte und glaubhafte Alternativen im 
Heimatland zu informieren. Bis zum Jahresende soll im 
afrikanischen Niger ein solches Aufnahmezentrum als 
Pilotprojekt eingerichtet werden. Ich glaube, in diesem 
Ansatz liegt viel Potenzial.

Die Vorschläge der EU-Kommission gehen insgesamt 
in die richtige Richtung. Es soll erstmals ein europäi-
sches Aufnahmeprogramm geben, wodurch 20 000 be-
sonders schutzbedürftige Flüchtlinge nach Europa ge-
bracht und auf die Mitgliedstaaten verteilt werden.

Auch der zeitlich befristete Notfallmechanismus zur 
Umsiedlung von Flüchtlingen aus Italien und Griechen-
land ist richtig. Da zurzeit die Lage auf den griechischen 
Inseln immer kritischer wird, hat sich der Frontex-Direk-
tor bei der Europäischen Kommission dafür eingesetzt, 
dass Griechenland umgehend zusätzliche Gelder für die 
Flüchtlingsaufnahme bekommt. Teams von Frontex und 
dem Europäischen Unterstützungsbüro für Asylfragen 
werden Italien und Griechenland künftig bei der Auf-
nahme von Flüchtlingen unterstützen. Europa zeigt da-
durch Handlungsfähigkeit, Solidarität und Verantwor-
tung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Tosen-
der Beifall!)

Der langfristige Schlüssel zum Erfolg liegt aber in der 
Beseitigung der Fluchtursachen. Die Menschen brau-
chen in ihrer Heimat eine echte Zukunftsperspektive. 
Hier muss Europa gemeinsam weiter nachfassen.

Wir brauchen ein langfristiges und nachhaltiges Ent-
wicklungskonzept für die betroffenen afrikanischen 
Staaten. Es muss – um den Bundesentwicklungsminister 
zu zitieren – zum Kerngeschäft europäischer Entwick-
lungszusammenarbeit werden, den Menschen vor Ort zu 
helfen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, Deutsch-
land und die EU sind fest entschlossen, zu verhindern, 
dass Menschen weiterhin auf der Flucht ihr Leben riskie-
ren müssen. Auch wenn wir bei der Beseitigung der 
Fluchtursachen einen langen Atem brauchen werden, bin 
ich mir sicher, dass wir diese Aufgabe gemeinsam mit 
unseren europäischen Partnern erfolgreich bewältigen 
werden. Stellen wir uns gemeinsam dieser Verantwor-
tung!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Nächster Redner ist Dr. Lars 
Castellucci, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
daran erinnert worden, dass im April schätzungs-
weise 800 Menschen im Mittelmeer zu Tode gekommen 
sind. Es ist gesagt worden, dies sei der Fall gewesen, 
weil sie sich auf diesen Weg begeben hätten. Sie hätten 
sich auf den Weg über das Mittelmeer begeben müssen, 
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und sie seien im Inneren dieses Bootes zusammenge-
pfercht worden.

Zur Ehrlichkeit gehört aber auch: Sie sind umgekom-
men, weil Europa nicht geholfen hat.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unsere Verabredung in der Bundestagsdebatte war, dass 
wir das nicht noch einmal zulassen wollen. Jetzt ist die 
Frage: Haben wir heute eine Seenotrettung, die der Lage 
angemessen ist, ja oder nein? Ich weiß es nicht.

Ich sehe, dass sich viel bewegt hat. Ich sehe, dass 
viele europäische Staaten Schiffe entsenden.

(Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Viele nicht!)

Ich sehe, dass die italienische Regierung das Programm 
Mare Sicuro gestartet hat, das Rettungseinsätze bis vor 
die libysche Küste umfasst.

Es ist nicht so, Frau Jelpke, dass Flüchtlinge nur im 
Notfall gerettet werden, sondern im Notfall müssen 
Flüchtlinge gerettet werden. Das bedeutet Seenotrettung. 
Ich weiß nicht, was Sie an dieser Stelle kritisieren woll-
ten.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Frontex!)

Zurzeit ist es so, dass die Dichte von Schiffen im Mittel-
meer zugenommen hat und damit die Wahrscheinlich-
keit, dass Flüchtlinge, die in Seenot geraten, rechtzeitig 
aufgefunden werden können, gestiegen ist.

Ich habe einige befremdliche Sitzungen hinter mir, in 
denen es um Listen ging, wie hoch die Zahlen bei Mare 
Nostrum waren und wie hoch sie jetzt sind und wie viele 
Fregatten und Helikopter im Einsatz waren. Ich muss Ih-
nen sagen: Das ist mir völlig egal.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Das ist keine koor-
dinierte Seenotrettung!)

Denn die einzige politische Frage, die wir zu beantwor-
ten haben, ist: Ist das, was zurzeit vorhanden ist, der ak-
tuellen humanitären Lage angemessen? Wir müssen uns 
dafür einsetzen, dass es angemessen ist.

(Beifall bei der SPD)

Wir waren mit der Deutsch-Italienischen Parlamenta-
riergruppe in Italien und haben dort mit Verantwortli-
chen gesprochen. Sie haben uns klar gesagt, im Moment 
sähen sie, dass die Ressourcen gestiegen sind und dass 
es viel europäische Unterstützung gibt. Das sind gute 
Nachrichten. Dazu muss man sagen: Diese Aufstockung 
erfolgte erst nach der Katastrophe. Jeder, der in der 
Kommunalpolitik ist, kennt das: Bevor ein Zebrastreifen 
aufgemalt wird, muss erst etwas passieren.

Die Kapazitäten werden aber möglicherweise nicht 
reichen, wenn es noch einmal zu einer solchen Katastro-
phe wie im April kommt, bei der die Menschen gerettet 
und an Land transportiert werden müssen, und im glei-
chen Moment ein Signal vom anderen Ende des Mittel-
meers gesendet wird. Das war auch eine Aussage, die 
wir von den Verantwortlichen auf den Schiffen gehört 

haben. Mit anderen Worten: Wir werden in den nächsten 
Wochen immer weiter und minutiös beobachten müssen, 
ob die Kapazitäten reichen. Wenn sie nicht reichen, muss 
dort auch mehr passieren; denn unsere erste Aufgabe ist, 
Leben zu schützen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Uwe 
Schummer [CDU/CSU])

Wenn die Menschen an Land transportiert worden 
sind, dann stellt sich die Frage: Was passiert dann? Die 
Präfektin von Catania hat uns sehr eindrücklich gesagt: 
Vielen Dank, dass die Dänen, die Briten und die Deut-
schen Schiffe entsenden, aber sie bringen all diese Men-
schen zu uns nach Catania, einer Stadt mit 300 000 Ein-
wohnern. – Deswegen kämpfen wir auch dafür, dass es 
einen europäischen Verteilungsschlüssel gibt.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Richtig!)

Das ist selbstverständlich. Es muss eine größere euro-
päische Solidarität geben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Man kann sich in Europa nicht immer nur das heraus-
suchen, wovon man etwas hat und profitiert, sondern 
man muss auch die Lasten teilen. Es wäre sogar gut, 
wenn wir Flüchtlinge nicht als Lasten begreifen würden; 
denn die Bevölkerung unseres Kontinents altert und 
schrumpft. Wenn Menschen zu uns kommen, die einen 
großen Lebenshunger haben, die sich mit ihren Familien 
ein neues Leben aufbauen wollen und die Kompetenzen 
besitzen, die vielleicht hier oder dort gebraucht werden, 
dann ist das auch eine Chance für unseren Kontinent, 
und diese Chance müssen wir auch bestmöglich nutzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN und des Abg. Uwe Schummer 
[CDU/CSU])

Einen Punkt will ich noch verstärkt betonen, nachdem 
ich für den Rückweg von Italien diese Zeitschrift, den 
aktuellen L‘Espresso, mitgenommen habe.

(Der Redner hält eine Zeitschrift hoch – Hei-
terkeit bei Abgeordneten der SPD)

– Ja, so heißt sie. Das hat aber einen sehr ernsten Hinter-
grund, weil sie eine Fotoserie von Menschen enthält, die 
sich auf Flüchtlingsbooten auf dem Meer befinden. – Ich 
muss wirklich klar sagen: Ich bitte alle in diesem Haus 
darum, hier kein Aber oder irgendwelche anderen Relati-
vierungen zu gebrauchen, wenn es um Schleuser und 
Schlepper geht, sondern mit uns gemeinsam dafür zu 
kämpfen, dass wir diesen Verbrechern das Handwerk le-
gen. Das steht auf der Tagesordnung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sie können sich die Bilder in dieser Zeitschrift an-
schauen. Die Menschen haben nichts am Leibe, das 
Holzboot geht unter, und das Schlauchboot nebenan ent-
fernt sich immer weiter. Es hatte nicht genügend Platz 
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für alle Menschen und ist gar nicht mehr für alle erreich-
bar. – Die Menschen werden von schlimmsten Verbre-
chern ins Elend und in den Tod gestürzt. Denen müssen 
wir selbstverständlich das Handwerk legen. Das ist eine 
ganz zentrale Aufgabe,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

und hier darf es wirklich keine Relativierungen geben, 
zu denen es in diesem Hause immer wieder kommt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Michaela Noll [CDU/CSU]: 
Das war überzeugend, das war gut!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Jetzt hat Andrea Lindholz, CDU/
CSU-Fraktion, das Wort.

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Der Anlass dieser Debatte berührt 
uns alle, und das Kernanliegen der beiden Anträge halte 
ich auch für berechtigt.

Natürlich darf Europa nicht tatenlos zusehen, wenn 
Menschen auf dem Mittelmeer ertrinken. Europa sieht 
auch nicht tatenlos zu. Europäische Marinesoldaten über-
wachen in diesem Moment ein gewaltiges Gebiet vor der 
nordafrikanischen Küste und haben schon Tausende 
Menschenleben gerettet. Ihr Einsatz verdient unsere 
höchste Anerkennung.

Genauso müssen wir auch den Besatzungen der Han-
delsschiffe und den europäischen Grenzschutzbeamten 
danken, die im Rahmen der Frontex-Operation Triton 
ebenfalls viele Tausend Migranten aus Seenot gerettet 
haben. Das zeigt auch, wie ernst Europa seine humani-
täre Verpflichtung gegenüber den Bootsflüchtlingen 
nimmt, auch wenn es nie genug sein kann. Trotzdem 
halte ich die meisten Forderungen in den Anträgen für 
überholt und teilweise auch für nicht zu Ende gedacht.

Fangen wir mit dem Antrag der Grünen an. Sie for-
dern eine Rettungsmission auf dem Niveau der alten ita-
lienischen Mission Mare Nostrum. Mit der Rettungsmis-
sion Mare Sicuro der italienischen Marine gibt es das 
längst. Im Gegensatz zu Mare Nostrum wird diese 
Mission auf bilateraler Ebene von zwei deutschen 
Marineschiffen, einem irischen und einem britischen 
Marineschiff unterstützt. Die Mittel für Frontex wurden 
verdreifacht, und das Einsatzgebiet der Operation Triton 
wurde stark ausgeweitet. Frontex überwacht jetzt nicht 
nur in Küstennähe, sondern ein Gebiet, das 250 Kilome-
ter auf das offene Meer reicht.

Auch Ihre Forderung, die Bundesregierung sollte 
noch mehr Aufnahmeplätze für schutzbedürftige Flücht-
linge in Europa fordern, ist erfüllt. Die Bundesregierung 
fordert das seit Monaten, sogar seit Jahren. Sie setzt sich 
nachhaltig dafür ein, dass wir ein gesamteuropäisches 
Aufnahmeprogramm bekommen. Wir alle mahnen das in 

jeder Rede hier an. Wir alle sind uns einig: Europa darf 
keine Einbahnstraße sein. Ich möchte ausdrücklich daran 
anschließen. Wir brauchen eine gesamteuropäische Ver-
antwortung, und wir brauchen auch mehr Aufnahme von 
Flüchtlingen in ganz Europa. Aber sagen Sie mir doch 
bitte, mit welchen Mitteln wir das so umsetzen sollen, 
dass es auch gelingt. Wir sind in gewissem Maße auf 
Freiwilligkeit angewiesen. Es gibt keine Androhung von 
unmittelbarem Zwang oder Ähnlichem.

(Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kabarett!)

Insofern sind wir hier auf die diplomatischen Kanäle an-
gewiesen. Ich bin mir sicher, Sie alle werden in Ihren 
Parteien auf allen Ebenen, vielleicht auch länderüber-
greifend, dafür werben, dass uns das zeitnah gelingt.

Der UN-Flüchtlingskommissar hat die deutsche Asyl-
politik als Vorbild für ganz Europa bezeichnet. Wir ha-
ben längst drei Sonderkontingente für syrische Kriegs-
flüchtlinge aufgenommen. Ja, angesichts des Leides 
kann man sagen, dass es nie genug ist. Ich will aber an 
dieser Stelle auch sagen – ich spreche hier ausdrücklich 
Herrn Trittin an –: Etwa 11 Millionen Syrier befinden 
sich auf der Flucht, 4 Millionen in den Nachbarstaaten 
und 6,5 Millionen in Syrien. Ich spreche nur Syrien an. 
Dann sagen Sie mir bitte, wie man dieses Problem mit 
wie vielen Aufnahmeprogrammen hier lösen will.

Deshalb ist es richtig, dass wir – ich höre das immer 
wieder – unseren Fokus auf die Hilfe vor Ort richten 
müssen. Nur wenn wir die Fluchtursachen bekämpfen 
und nur wenn wir die Krisenstaaten stabilisieren, kann 
uns wirklich die Linderung von Leid gelingen. Es ist seit 
Jahren das zentrale Ziel der Außen- und Entwicklungs-
politik dieser Bundesregierung, unseren Fokus auf die 
Hilfe vor Ort zu richten. Das halte ich angesichts von 
über 50 Millionen Menschen, die sich auf der Flucht be-
finden, für den richtigen Weg.

Ich möchte noch auf eine Forderung der Linken ein-
gehen. Sie fordern in Ihrem Antrag die Auflösung von 
Frontex. Wenn wir Frontex heute auflösen würden, dann 
würden wir nicht nur die Sicherheit der Menschen in Eu-
ropa gefährden, sondern auch das Leben der Migranten 
auf dem Mittelmeer. Würde man diese Forderung umset-
zen, hätten Schmuggler, die organisierte Kriminalität 
und auch IS freie Bahn. Europa würde seine Kontrolle 
über die Migrationsströme verlieren. Dadurch würde 
auch die solidarische Lastenverteilung für den europäi-
schen Grenzschutz abgeschafft werden. Sie würden da-
mit auch das Leben der vielen Menschen gefährden, die 
aktuell auf dem Mittelmeer gerettet werden.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: So ein Quatsch!)

Ein Seenotrettungsdienst, wie Sie ihn fordern, wäre 
kein Ersatz für Frontex. Denn Frontex schützt nicht nur 
unsere Grenzen, sondern rettet auch im Notfall. Frontex 
leistet einen wichtigen Beitrag zur Aufklärung und zur 
Bekämpfung der kriminellen Schleusernetzwerke. Na-
türlich müssen wir diese Schleusernetzwerke – ich sage 
das an dieser Stelle – mit allen möglichen und uns zur 
Verfügung stehenden Mitteln bekämpfen. Wir dürfen 
diese Schleuserkriminalität nicht länger zulassen. Wir 
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müssen dem kriminellen Treiben ein Ende bereiten, so-
weit uns das möglich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Lars Castellucci [SPD])

Ich habe vorhin gehört, man solle das ganze Mittel-
meer überwachen. Ich frage mich, ob Sie einmal ge-
schaut haben, wie groß das Mittelmeer ist. Das Mittel-
meer hat 2,5 Millionen Quadratkilometer. Erklären Sie 
mir einmal, Frau Jelpke, in einer Ihrer nächsten Reden, 
wie Sie das bewerkstelligen wollen. Wir können die 
Flüchtlingskrisen nur in den Herkunftsländern lösen. Die 
Anträge sind, wie ich schon sagte, teilweise überholt und 
nicht bis zum Ende gedacht. Gehen Sie doch auch ein-
mal darauf ein, was wir mit den vielen Menschen ma-
chen wollen, die sich innerhalb ihrer Länder auf der 
Flucht befinden. Auch dafür müssen wir Lösungen fin-
den. Die Lösung kann nicht sein, unbegrenzt eine Brü-
cke nach Europa zu bauen, so sehr man das auch sympa-
thisch, menschlich und human finden kann. Aber es ist 
keine Lösung für über 50 Millionen Menschen auf der 
Flucht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Danke schön. – Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 18/4695 und 18/4838 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tages-
ordnung angekommen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Bundestages auf 
Mittwoch, den 17. Juni 2015, 13 Uhr, ein.

Ich wünsche Ihnen jetzt allen ein hoffentlich nicht so 
arbeitsreiches und vor allen Dingen sonniges Wochen-
ende.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 15.44 Uhr)
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Ich will dazu sagen, dass im Fall von Adoptionen im 
Zweifel jemand anderem der Entgeltpunkt wieder weg-
genommen werden müsste, der aber gar nicht bekannt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Die einzige Alternative wäre also gewesen, Bestands-
rentnerinnen von der zusätzlichen Berücksichtigung der 
Kindererziehungszeiten auszunehmen. Genau das woll-
ten wir nicht, weil das noch mehr Ungerechtigkeiten pro-
duziert hätte. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mich erreichen immer wieder Briefe von Adoptivel-
tern, die ein Kind adoptiert haben, das fünf oder sechs 
Jahre	 alt	 ist.	 Diese	 proitieren	 von	 der	 Mütterrente	 gar	
nicht. Ich kann sehr gut mit ihnen fühlen, weil ich das 
Thema Adoption aus meiner eigenen Familie gut kenne. 
Deswegen will ich an der Stelle sagen: Die Berücksichti-
gung der Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene 
Kinder beschränkt sich grundsätzlich auf die ersten bei-
den Lebensjahre und danach auf die ersten drei Lebens-
jahre. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Auch 
das ist ungerecht!)

Der Grund dafür ist, dass insbesondere in den ersten 
Monaten nach der Geburt die Möglichkeit, Familienar-
beit und Erwerbsarbeit zu verbinden, besonders einge-
schränkt ist. 

Mir ist klar – und ich glaube, das ist uns allen klar –, 
dass wir damit die Lebensleistung der Erziehung eines 
Kindes insgesamt natürlich nicht angemessen würdigen. 
Ich will an dieser Stelle aber darauf hinweisen, dass es 
im Rentenrecht weitere Ansatzpunkte gibt: für Zeiten vor 
1992 die Aufwertung von geringen Rentenanwartschaf-
ten im Rahmen der Renten nach Mindesteinkommen und 
ab 1992 die Höherwertung niedriger Entgeltpunkte bzw. 
die Gutschrift von zusätzlichen Entgeltpunkten im Rah-
men der Kinderberücksichtigungszeiten. 

Wenn man darunter den Strich zieht, muss man sagen: 
Das, was wir tun konnten, um Erziehungszeiten für vor 
1992 geborene Kinder besser anzuerkennen, das haben 
wir als Koalition auch getan.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Damit schließe ich die Aussprache.

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 9 a. 
Interfraktionell wird Überweisung dieser Vorlage auf 
Drucksache 18/6043 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 9 b, zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion Die 
Linke zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch – Anrechnung von Zeiten des Mutterschutzes. 

Der	Ausschuss	 für	Arbeit	 und	 Soziales	 empiehlt	 in	
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 18/5279, 
den Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke auf Drucksa-
che 18/4107 abzulehnen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung abgelehnt mit 
den Stimmen von CDU/CSU und SPD gegen die Stim-
men der Fraktion Die Linke und von BÜNDNIS 90/Die 
Grünen. Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung 
die weitere Beratung.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräf-
te an der EU-Operation EUNAVFOR MED 
als ein Teil der Gesamtinitiative der EU zur 
Unterbindung des Geschäftsmodells der Men-
schenschmuggel- und Menschenhandelsnetz-
werke im südlichen und zentralen Mittelmeer

Drucksache 18/6013
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f)  
Innenausschuss 
Ausschuss für. Recht und Verbraucherschutz  
Verteidigungsausschuss  
Ausschuss für. Menschenrechte und humanitäre Hilfe  
Ausschuss für. wirtschatliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung  
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Weil ich kei-
nen Widerspruch vernehme, gehe ich davon aus, dass Sie 
alle damit einverstanden sind. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner das Wort dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Ralf Brauksiepe.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Ralf Brauksiepe, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Verteidigung: 

Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! In der Nacht vom 18. auf den 19. April 
dieses Jahres kam es im Mittelmeer zu einem tragischen 
Unglück. Ein Flüchtlingsschiff war vor der Küste Liby-
ens gekentert. 28 Personen konnten gerettet werden. Die 
italienische Küstenwache musste 24 Leichen bergen. 
Weitere Suchaktionen blieben erfolglos. Ein Überleben-
der berichtete jedoch, dass bis zu 950 Menschen an Bord 
gewesen seien, teils von ihren Schleusern im Laderaum 
eingeschlossen, darunter rund 200 Frauen und 50 Kinder.

Diese Tragödie hat uns alle fassungslos gemacht und 
sowohl der Politik als auch der Zivilgesellschaft in Eu-
ropa das grauenvolle Leid der Flüchtlinge vor Augen 
geführt. Leider blieb dieser zutiefst erschütternde Vorfall 
kein Einzelfall. 

Laut UN-Angaben traten seit Beginn dieses Jahres 
mehr als 300 000 Menschen die gefährliche Überfahrt 
über das Mittelmeer an. Tausende von Frauen, Männern 
und Kindern haben bei ihrem Versuch, auf diesem Weg 
nach Europa zu gelangen, ihr Leben verloren.

Dr. Martin Rosemann
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregierung 
hat deshalb bereits Ende April dieses Jahres schnell und 
entschlossen gehandelt und zwei Schiffe der deutschen 
Marine in das Mittelmeer gesandt, um zu verhindern, 
dass noch mehr Menschen auf See ums Leben kommen.

Der Einsatzgruppenversorger Berlin und die Fregat-
te Hessen sowie mittlerweile der Versorger Werra und 
die Fregatte Schleswig-Holstein haben bislang über 
8 030 Menschen aus Seenot gerettet. Das ist eine ganz 
außerordentliche Leistung unserer Soldatinnen und Sol-
daten, und zwar sowohl fachlich als auch menschlich, für 
die wir dankbar sind.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Engagement zeigt sich auch dieser Tage, in 
denen es darum geht, dass wir denjenigen, die Bürger-
krieg	und	Not	entliehen	und	Asyl	brauchen,	hier	bei	uns	
in Deutschland Schutz gewähren. Überall dort, wo ihre 
Unterstützung gebraucht wird, helfen unsere Soldatinnen 
und Soldaten zusammen mit vielen anderen helfenden 
Händen mit. Auch dafür gebührt ihnen allen unser beson-
derer Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das Ausmaß der Flüchtlingsbewegungen der vergan-
genen Wochen zeigt uns sehr deutlich, dass in Europa 
eine gemeinsame Antwort auf die vielfältigen Dimen-
sionen der Flüchtlingsbewegungen erforderlich ist, von 
der Bekämpfung der Fluchtursachen bis hin zu einer 
menschlichen Versorgung der Bedürftigen hier bei uns.

Wir mussten leider feststellen, dass die Anstrengun-
gen zur Unterstützung der Seenotrettung allein nicht das 
schreckliche Sterben im Mittelmeer stoppen konnten. 
Dazu war und ist das Geschäftsmodell der Schleuser ein-
fach	zu	peride	und	zu	lukrativ.

Im Gegenteil: Unsere humanitäre Hilfe wird von den 
Kriminellen sogar schamlos ausgenutzt. 

Deshalb haben wir am 18. Mai dieses Jahres mit un-
seren Partnern in der Europäischen Union die Operation 
EUNAVFOR Med ins Leben gerufen. Unser europäi-
scher Ansatz umfasst vier Ziele:

Erstens. Die Seenotrettung ist und bleibt ein Hauptan-
liegen unseres Engagements im südlichen und zentralen 
Mittelmeer. 

Zweitens. Wir müssen aktiv gegen die kriminellen 
Schleusernetzwerke vorgehen. 

Drittens. Wir müssen mit den Herkunfts- und Transit-
ländern zusammenarbeiten, um die strukturellen Ursa-
chen von Flucht und Migration zu bekämpfen.

Viertens schließlich. Die innereuropäische Solidarität 
und Verantwortung bei der Aufnahme dieser verzweifel-
ten Menschen in der Europäischen Union ist gefordert.

Die deutsche Marine ist seit Beginn dieser EU-Opera-
tion im Juni 2015 an EUNAVFOR Med beteiligt. In der 
Phase 1 dieser Mission ging und geht es neben der akuten 
Seenotrettung auch darum, das Vorgehen der Schlepper, 
für die es ein abscheuliches Milliardengeschäft darstellt, 

all diese Menschen auf ihre lebensgefährlichen Reisen 
zu schicken, genau zu beobachten. Dies ist in den letz-
ten Monaten gelungen. Wir haben ein deutlich besseres 
Lagebild aufbauen können, als wir es in der Vergangen-
heit hatten. Wir konnten wertvolle Erkenntnisse über die 
Schleusernetzwerke, ihre Routen und ihre Methoden ge-
winnen. Diese wollen wir nun gezielt nutzen und dafür 
sorgen, dass diese mit äußerster Brutalität vorgehenden 
Schleuser nicht länger schalten und walten können, wie 
sie wollen. 

Dazu wollen wir mit der Phase 2 i beginnen. Mit einer 
deutschen Beteiligung von bis zu 950 Soldatinnen und 
Soldaten soll in dieser Phase beschränkt auf die inter-
nationalen Gewässer im südlichen und zentralen Mittel-
meer gezielt und effektiv gegen die kriminellen Schleu-
sernetzwerke vorgegangen werden. Es ist zu erwarten, 
dass die Schleuser zu Herbstbeginn, bei aufkommendem 
schlechteren Wetter auch seetüchtigere Schiffe als bisher 
außerhalb der libyschen Hoheitsgewässer einsetzen, dass 
sie Schiffe aus Ägypten und Tunesien an die westliche 
Küste Libyens, nahe Tripolis, heranschaffen oder Schiffe 
zur Erkundung einsetzen, um die Flüchtlingsboote in der 
Nähe von EUNAVFOR-Med-Einheiten auszusetzen.

Mit dem Übergang in die Phase 2 i können jetzt in in-
ternationalen Gewässern verdächtige Schiffe angehalten 
und durchsucht werden. Wenn sich der Verdacht bestäti-
gen sollte, dass sie für Menschenschmuggel oder Men-
schenhandel benutzt werden, sind wir nun in der Lage, 
die Schleuserschiffe umzuleiten oder zu beschlagnah-
men. Ziel dieser Phase 2 i ist es somit, die Bewegungs-
freiheit der Schleuser einzuschränken und damit ihr kri-
minelles, menschenverachtendes Geschäft schwieriger 
zu machen. Zugleich – das betone ich noch einmal – wird 
die Seenotrettung selbstverständlich weiterhin uneinge-
schränkt fortgesetzt.

Es ist ein richtiger und ein sinnvoller Schritt, jetzt auf 
hoher See gegen Schleuserschiffe vorzugehen, um dem 
Übel auf den Grund zu gehen und den kriminellen Ma-
chenschaften das Handwerk zu legen. 

Die Soldatinnen und Soldaten an Bord unserer Schif-
fe, im Hauptquartier in Rom und auf dem italienischen 
Führungsschiff leisten bereits jetzt einen erfolgreichen 
und sehr wichtigen Dienst. Deutschland ist nach Italien 
der zweitgrößte Truppensteller und eine tragende Säule 
der gesamten Operation. Wir sollten weiterhin zu un-
serem Wort stehen und zeigen, dass auf uns Verlass ist. 
Dieser Einsatz ist eine wichtige gemeinsame Leistung 
der Europäischen Union für Menschen in Not und gegen 
kriminelle Menschenschleusung. Wir stehen nicht allein, 
wir sind eingebunden in ein Bündnis, eingebunden in 
eine Wertegemeinschaft, und gemeinsam mit dieser han-
deln wir. Ich bitte Sie deswegen um Unterstützung für 
das vorliegende Mandat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Parl. Staatssekretär Dr. Ralf Brauksiepe



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 124. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 201512054

(A) (C)

(B) (D)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Der Kollege Stefan Liebich spricht jetzt für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Stefan Liebich (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Lie-

be Kolleginnen und Kollegen! Herr Brauksiepe, nicht 
dass hier Missverständnisse entstehen: Wir debattieren 
und entscheiden nicht über die Rettungsaktion im Mit-
telmeer. Dafür ist überhaupt kein Mandat notwendig; sie 
läuft schon. Wir reden heute einzig und allein über die 
Entscheidung, Soldatinnen und Soldaten auf hohe See zu 
schicken, um dort militärisch gegen Schlepper vorzuge-
hen. Das ist hier das Thema.

Ich möchte in die Vergangenheit schauen: Ein Flucht-
helfervertrag „verstößt weder gegen ein gesetzliches 
Verbot noch ohne Weiteres gegen die guten Sitten“. 
Wer Flüchtende dabei unterstütze, das ihnen zustehende 
Recht auf Freizügigkeit zu verwirklichen, kann sich auf 
billigenswerte Motive berufen und handelt sittlich und 
nicht anstößig.

– So hat der Bundesgerichtshof 1977 geurteilt. Sie ahnen 
es: Damals ging es um die Flüchtlinge, die aus der DDR 
in	die	Bundesrepublik	Deutschland	gelohen	sind,	die	das	
Risiko ihres Todes an der Mauer und dem Stacheldraht 
nicht eingehen wollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht ver-
gleichbar!)

Diejenigen, die ihnen damals geholfen haben, wurden 
von den DDR-Oberen als kriminelle Menschenhändler 
bezeichnet und in der Bundesrepublik als Helden ge-
feiert. Es gibt selbstverständlich viele Unterschiede zu 
damals, aber eines galt damals wie heute: Wo Grenzen 
geschlossen sind, wird es immer Versuche geben, sie zu 
überwinden. Deshalb müssen Mauern abgebaut werden 
und nicht Stacheldrahtzäune errichtet.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Es ist ein Unterschied, ob man 
raus will oder rein will!)

Stattdessen schicken Sie Soldaten in das Mittelmeer, 
um Schiffe anzuhalten, zu durchsuchen, umzuleiten, und, 
wenn es Widerstand gibt, mit Waffengewalt zu agieren.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Was ist das 
denn für ein Quatsch?)

Sie suggerieren, dass dadurch weniger Menschen auf 
diese lebensgefährliche Überfahrt gehen. Das wird nicht 
klappen. Ja, es gibt grausame Geschäftemacher, die 
skrupellos die Not der Menschen ausnutzen, die um ihr 
Leben	liehen,	ja,	sie	setzen	sie	auf	seeuntüchtige	Boote	
auf die Gefahr hin, dass sie ertrinken, oder stecken sie in 
hermetisch abgeschlossene Lastkraftwagen, in denen sie 
ersticken. Aber diese Schlepper und ihre Hinterleute sind 
nicht die Ursache der Flucht, sondern eine ihrer Folgen. 

Sie bekämpfen die Symptome, statt die Ursachen anzu-
gehen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Henning Otte [CDU/
CSU]: Haben Sie Mitleid mit den Schlep-
pern?)

Ich höre manchmal, dass die Menschen mit Lügen 
über ein Leben in Wohlstand hierher gelockt werden. Für 
denjenigen, der tagtäglich um sein Leben bangen muss, 
der nicht einmal mehr Gras zu essen hat – Sie kennen ja 
die Berichte aus den belagerten syrischen Städten –, ist es 
ein immenser Wohlstand, nachts ohne Assads Fassbom-
ben oder den Terror des IS schlafen zu können und eine 
regelmäßige Mahlzeit zu bekommen. Es ist doch normal, 
dass	man	 so	 einer	Hölle	 entliehen	möchte.	Würde	das	
nicht jeder von uns tun?

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Florian Hahn [CDU/
CSU]: Niemand negiert das!)

In meinem Wahlkreis in Pankow hat kürzlich die In-
tegrationsbeauftragte über den Ansturm der Menschen 
geklagt. Wissen Sie, was sie meinte? Sie meinte nicht 
den Ansturm der Flüchtlinge, sondern den Ansturm der 
Helferinnen und Helfer in Prenzlauer Berg, Pankow und 
Weißensee, die in den Kleiderkammern und bei der Es-
sensausgabe arbeiten wollen. Sie alle kennen das auch 
aus Ihren Wahlkreisen. 

Dieses Bild vom guten Deutschland, dem Angela 
Merkel ein Gesicht gegeben hat, zerstören Sie mit diesen 
Entscheidungen. Dieses Bild wird korrigiert. Wir schi-
cken Soldaten an Grenzen. 

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Können 
Sie mal zum Thema kommen?)

Wir wollen das individuelle Asylrecht durch willkürliche 
Festlegung sogenannter sicherer Herkunftsstaaten ein-
schränken. Es soll geringere Leistungen für Menschen 
geben, die ihr Recht auf Asyl wahrnehmen wollen. 

Das Schlimmste ist: Es gab ein einvernehmliches Tref-
fen des CSU-Vorsitzenden, immerhin dem Vorsitzenden 
einer Regierungspartei in Deutschland, mit dem – ich 
kann es nicht mehr anders sagen – rechtsradikalen Mi-
nisterpräsidenten Ungarns.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Pfui! 
Pfui!)

Wissen Sie, was das für ein Mann ist, mit dem Sie sich 
da getroffen haben? Wir alle haben das Bild des kleinen 
Aylan gesehen, der tot am Strand von Bodrum gelegen 
hat. Orban sagt: 

Die Türkei ist ein sicheres Land. Bleibt dort! Es ist 
riskant, zu kommen. Und wir können nicht garantie-
ren, dass ihr hier akzeptiert werdet.

Wie kaltherzig kann man eigentlich sein?

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ungarns Regierung schaltet Anzeigen in jordanischen 
und libanesischen Zeitungen auf Englisch und Ara-
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bisch: Wir Ungarn sind gastfreundlich, aber ergreifen 
die strengstmöglichen Maßnahmen gegen jene, die ver-
suchen, hier illegal einzureisen. – Orban sagt über Men-
schen,	die	um	ihr	Leben	liehen:	

Sie klopfen nicht nur an die Tür, sie schlagen die 
Tür ein. Unsere Grenzen sind in Gefahr, ... Ungarn 
und ganz Europa sind in Gefahr.

Mit dem heutigen Antrag der Bundesregierung geben 
Sie Orbans abstoßender Polemik recht. Sie stellen sich 
gegen die Mehrheit der Menschen in Deutschland, die 
hier die Flüchtlinge willkommen heißen wollen. Dieses 
neue Mandat ist der traurige Höhepunkt Ihrer Abschot-
tungspolitik. Es werden doch nicht weniger Flüchtlinge 
kommen. Es wird gefährlichere Routen geben, und es 
wird	höhere	Preise	für	diejenigen	geben,	die	liehen	wol-
len. Das ist doch alles Irrsinn.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Dann sollte man 
Kriminelle unterstützen?)

Richten Sie stattdessen eine zivile Rettungsmission 
ein. Schaffen Sie legale Wege für Menschen, die einfach 
ihr Recht auf Asyl wahrnehmen wollen. Nur so können 
Sie den Schleppern die Geschäftsgrundlage entziehen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Stoppen Sie bitte endlich Waffenverkäufe in Kriegs- 
und Krisengebiete.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Für	 den	 Frieden	 und	 dagegen,	 dass	 Menschen	 liehen	
müssen, ist das das Beste, was Deutschland tun kann.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Eine typische Bausteinrede ei-
nes Linken!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Der Kollege Niels Annen spricht als Nächster für die 

SPD.

(Beifall bei der SPD)

Niels Annen (SPD): 
Vielen Dank. – Herr Präsident! Lieber Herr Kollege 

Liebich, ich glaube, es gibt gar keinen Grund für so viel 
Aufregung, die Sie hier eben inszeniert haben.

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Doch!)

Ich habe, weil Sie das allgemein angesprochen haben, 
trotzdem eine Bitte – darauf lege ich schon Wert -: Meine 
Fraktion hat sich nicht mit Herrn Orban getroffen, und 
wir haben auch nicht vor, das zu tun.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Omid 
Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir beraten heute über ein Mandat – manchmal hilft 
ja ein Blick in den Mandatstext –, bei dem es im We-
sentlichen darum geht – das hat der Kollege Brauksiepe 
richtig dargestellt –, dass wir das, was unsere Soldatin-
nen und Soldaten in den letzten Monaten bereits getan 

haben, fortsetzen wollen, nämlich durch die Präsenz der 
deutschen Marine dafür zu sorgen, dass Menschen aus 
Seenot gerettet werden. Etwa 8 000 Menschen sind von 
unseren Soldatinnen und Soldaten gerettet worden. Wir 
wollen, dass das fortgesetzt wird.

Der zweite Grund, aus dem wir heute hier zusammen-
kommen, ist – mir leuchtet überhaupt nicht ein, wie man 
sich darüber so sehr aufregen kann –, dass diese nationale 
Aufgabe, die wir uns gestellt und die unsere Soldatin-
nen und Soldaten erledigt haben, jetzt in eine europäi-
sche Mission eingebettet wird. Deswegen, Herr Kollege 
Liebich, muss ich Ihnen bei aller Wertschätzung an die-
ser Stelle widersprechen: Diese Bundesregierung – mit 
Unterstützung der Fraktionen der Großen Koalition – be-
kämpft beides: die Fluchtursachen, aber auch die Aus-
wirkungen.

(Zuruf von der LINKEN: Na ja!)

Ich	inde,	es	ist	nicht	besonders	redlich,	hier	einen	Wi-
derspruch zu konstruieren. Wenn Ihre Annahme richtig 
wäre, dass wir uns nicht um die Fluchtursachen kümmer-
ten, dann könnte man über alles Mögliche reden. Aber 
das ist nicht der Fall. Diese Bundesregierung hat gerade 
Millionen Euro an Extramitteln bereitgestellt und sich in 
Brüssel dafür eingesetzt, dass jetzt 1 Milliarde Euro mo-
bilisiert wird. Unser Außenminister ist, glaube ich, der 
einzige westliche Außenminister, der in den letzten Jah-
ren mehrfach die Flüchtlingslager in den Nachbarstaaten 
besucht hat. Er hat António Guterres zu einer Konferenz 
eingeladen und dem Hohen Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen eine Bühne geboten. Er hat dafür ge-
arbeitet – nicht immer auf der Bühne; manchmal auch 
hinter	den	Kulissen	–,	dass	inanzielle	Zusagen	nicht	nur	
gemacht, sondern auch eingehalten werden.

Ja, wir sind nicht so weit gekommen, wie wir kommen 
wollten; niemand beklagt das mehr als ich. Aber jetzt ha-
ben wir in dieser Frage ein Momentum. Ich glaube, wir 
bekommen hier etwas hin. Es gibt auch wieder politische 
Bewegung. Aber eines muss man sehr klar sagen: Wer 
sich hier hinstellt und sagt: „Wir müssen die Fluchtur-
sachen bekämpfen; wir brauchen einen regionalen Blick 
auf die Krise und einen umfassenden Ansatz“, dem wür-
de ich immer sagen: Genau das ist es, worum wir uns 
jeden Tag bemühen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Da werden manchmal Fehler gemacht. Das reicht auch 
nicht immer aus. Auch das ist richtig; daher diskutieren 
wir hier darüber. Aber die Finanzierung der Flüchtlings-
lager in Syriens Nachbarländern gehört genauso zur Ur-
sachenbekämpfung wie die Operation, über die wir hier 
und heute miteinander diskutieren.

Nun zu der Frage: Wer nimmt eigentlich Flüchtlin-
ge auf? In Deutschland haben wir Hunderttausende von 
Menschen aufgenommen. Ich glaube, wir sind uns alle 
einig: Es ist eine großartige Leistung der Bürgerinnen 
und Bürger in diesem Land, aber auch der öffentlichen 
Verwaltung, der Kommunen, der Landesregierungen und 

Stefan Liebich
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des Bundes, dass wir das gemeinsam und miteinander 
hinbekommen.

(Beifall des Abg. Dr. Rolf Mützenich [SPD])

Dazu gehört aber auch, dass wir in einer europäischen 
Dimension nicht nur über Quoten reden – ich hoffe, auch 
da machen wir langsam Fortschritte –, sondern auch den 
Ländern, die von diesem Unglück ganz besonders betrof-
fen sind, helfen.

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Kollege Annen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Neu?

Niels Annen (SPD): 
Selbstverständlich, Herr Präsident.

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 
Herr Kollege Annen, wir haben jetzt mehrfach den Be-

griff „Fluchtursachen“ gehört. Ich habe von Ihnen aber 
noch keine konkrete Fluchtursache genannt bekommen, 
außer dass die Flüchtlingslager im Nahen Osten eine Ur-
sache sein könnten. Aber es dürfte doch wesentlich mehr 
dazugehören. Im Übrigen habe ich den Eindruck, dass 
die Flüchtlingslager im Nahen Osten nicht die tatsächli-
che Ursache, sondern auch ein Symptom sind. Vielleicht 
können Sie das etwas präzisieren.

Niels Annen (SPD): 
Ja, das kann ich sehr gerne machen, Herr Kollege. – 

Ich glaube, wer die Entwicklung der letzten Wochen 
und Monate durch Zeitungslektüre aufmerksam verfolgt 
hat – ich empfehle ja immer ein Qualitätsprodukt aus 
meinem Wahlkreis, die Tagesschau –, der wird sicherlich 
wissen, dass die desaströse Lage in den Flüchtlingslagern 
eine Ursache ist. Inzwischen ist, glaube ich, allgemein 
bekannt	–	darüber	bin	ich	übrigens	froh	–,	dass	die	inan-
ziellen Mittel des Welternährungsprogramms nicht mehr 
ausreichen, um die etwa 30 Dollar pro Monat zu bezah-
len. Wir liegen aktuell bei etwa 13 Dollar pro Monat. 

Viele Familien haben keine Perspektive mehr. Da es 
keine Perspektive gibt, während des Krieges in das Hei-
matland Syrien zurückzukehren, richtet man sich natür-
lich in Richtung Europa aus; das ist auch nachvollzieh-
bar.

Es gibt aber auch Gründe, die wir nicht unmittelbar be-
einlussen	können.	

Das Assad-Regime ist in den letzten Monaten mili-
tärisch unter Druck geraten. Das bedeutet – das werden 
Sie sicherlich auch verfolgt haben, Herr Kollege Neu –, 
dass inzwischen auch im Kernland des Assad-Regimes 
gekämpft wird. Ich weiß nicht, ob Sie sich mit der Lage 
in Syrien beschäftigt haben, aber bei einem Blick auf die 
Landkarte werden Sie sehr schnell feststellen, dass die 
Gebiete, die Assad kontrolliert, die Gebiete in Syrien 
sind, in denen die meisten Menschen leben. Das heißt, 
der Krieg, den der IS führt, betrifft nur einen relativ klei-
nen Teil der Bevölkerung.

Es gibt also ein Zusammentreffen von unterschiedli-
chen	Ursachen:	die	Kampfhandlungen,	eine	Unterinan-
zierung und eine Perspektivlosigkeit. Ich glaube, all das 
hat mit dazu beigetragen, dass wir heute eine solche Si-
tuation haben.

Ich denke, damit ist meine Antwort beendet, und Sie 
dürfen sich gerne wieder hinsetzen.

Ich komme nun zu dem Thema, auf das ich sowieso 
zu sprechen kommen wollte: Es gibt in der gesamten 
nordafrikanischen Region – vor allem aber in Libyen – 
eine Destabilisierung. Diese hat dazu geführt, dass es 
in Libyen nach der Intervention keine funktionierenden 
staatlichen Strukturen mehr gibt. Ich will an dieser Stelle 
einmal sagen: Hier geht es auch um die Bekämpfung von 
Fluchtursachen, Herr Kollege Liebig. 

Unser Außenminister hat mit vielen hochengagier-
ten Kolleginnen und Kollegen im Auswärtigen Amt Tag 
und Nacht daran gearbeitet, dass der UN-Vermittler un-
terstützt wird. Wir haben jetzt einen Vertragstext für ein 
Übereinkommen, das – ich will es vorsichtig formulie-
ren – die Chance zu einer Einheitsregierung eröffnet. Wir 
müssen alles dafür tun, dass diese Chance ergriffen wird;

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

denn nur eine Einheitsregierung in Libyen versetzt uns in 
die Lage, am Ende wieder staatliche Strukturen in diesem 
Land aufzubauen. Das wird natürlich nicht von heute auf 
morgen gehen.

Da wir heute über die Operation EUNAVFOR MED 
sprechen, die sich übrigens auf die internationalen Ge-
wässer bezieht – auch das hat der Staatssekretär hier ja zu 
Recht erwähnt –, müssen wir hier natürlich auch erwäh-
nen – wir tun das im Übrigen auch; wir verschweigen das 
ja nicht –, dass wir das Problem nicht allein durch eine 
militärische Operation der europäischen Partner in den 
Griff bekommen, sondern dass wir in Nordafrika wieder 
eine Staatlichkeit brauchen.

Es geht natürlich auch um die Schleuserbekämpfung. 
Herr	Kollege	Liebig,	 ich	inde,	man	darf	das,	was	dort	
passiert, nicht relativieren. Dort werden Leute in nicht 
mehr seetüchtigen Booten geradezu gestapelt. Diejeni-
gen, die oben einen Platz bekommen, haben am meisten 
bezahlt, und diejenigen, die unten sitzen, haben mögli-
cherweise überhaupt keine Überlebenschance. Wir reden 
hier also über keine Banalität.

Um die Chance zu nutzen, diese Kriminalität wirk-
lich nachhaltig zu bekämpfen, brauchen wir polizeiliche 
Maßnahmen. Diese können wir aber erst dann gewähr-
leisten, wenn es dort wieder staatliche Strukturen gibt. 
Deswegen hängt das alles miteinander zusammen. Ich 
glaube, es ist der Sache und auch der Arbeit unserer Sol-
datinnen und Soldaten nicht angemessen, das so zu ver-
einfachen, wie Sie es getan haben.

(Beifall	der	Abg.	Dr.	Bärbel	Koler	[SPD])

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Niels Annen
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Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Omid Nouripour für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unab-

hängig davon, wie wir zu einzelnen Einsätzen stehen, ist 
es hier eine gute Tradition, dass wir denjenigen, die wir 
am Ende des Tages entsenden – mit welchen Stimmen-
verhältnissen auch immer –, für ihren Einsatz danken.

Ich möchte an dieser Stelle etwas Persönliches sagen, 
weil mich das sehr ergriffen hat: Vor ziemlich genau 
48 Stunden war ich in Erbil, und ich habe den deutschen 
Kontingentführer dort getroffen, der dort auch die Aus-
bildung des Peschmerga verantwortet hat. Wenige Stun-
den danach ist er leider Gottes verstorben. Ich glaube, 
dass das für seine Familie unheimlich hart sein muss. Ich 
kann mir das gar nicht vorstellen. Ich glaube, es ist wich-
tig, dass von dieser Stelle aus auch ein Zeichen des Mit-
gefühls	an	sie	ergeht.	Wir	können	nicht	nachempinden,	
wie es der Familie und den Angehörigen geht.

Nun zur Sache: Herr Staatssekretär, das Thema 
Fluchthelfer hatte bei Ihnen aus meiner Sicht einen et-
was komischen Zungenschlag. Es gibt Fluchthelferinnen 
und Fluchthelfer, die eine unglaubliche Arbeit leisten, 
und zwar jeweils auch in dem eigenen Land – jenseits 
der Legalität. Das sind Leute – das ist jetzt angemerkt 
worden –, die vor 26, 27 Jahren in diesem Land noch ein 
Bundesverdienstkreuz erhalten hätten. Ich kenne solche 
Leute im In- und Ausland und bin dankbar, dass sie in 
unmöglichen Situationen den Menschen beim Überleben 
helfen.	 Ich	inde,	 auch	 das	muss	man	hier	 sagen,	 auch	
wenn viele der Leute, die im Mittelmeer tätig sind, nicht 
unter diese Kategorie fallen.

Das ist zweifelsfrei so. Es gibt also schon einen großen 
Unterschied zwischen Fluchthelfern und Schleppern. Ich 
inde,	dass	das	auch	betont	werden	muss.	Ich	würde	mich	
wirklich freuen, wenn ein Vertreter der Bundesregierung 
das irgendwann einmal an irgendeiner Stelle zum Aus-
druck bringen würde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Das vorliegende Mandat stellt eine Symptombekämp-
fung dar. Es ging hier schon ein paar Mal um Symptom-
bekämpfungen. Denen haben wir – zum Beispiel am 
Beginn von Atalanta – zugestimmt. Es muss aber immer 
klar sein, welcher politische Rahmen existiert, und es 
muss klar sein, wie man das Problem denn eigentlich an-
gehen will. 

Wenn man gegen das Geschäftsmodell der Schlepper 
im Mittelmeer, unter denen – ich sage es noch einmal – 
sich	sehr	viele	Schwerkriminelle	beinden,	vorgehen	will,	
dann	muss	man	natürlich	auch	legale	Wege	inden.	Dabei	
geht es zum Beispiel um das Resettlement. Man muss na-
türlich auch über eine Einwanderungsgesetzgebung bzw. 
darüber nachdenken, wie man Einwanderung regulieren 
kann. Natürlich muss man ebenfalls darüber nachdenken, 
wie man den Nachbarstaaten helfen kann. Der Kollege 
Annen hatte ja mit der Antwort, die er gerade gegeben 

hat, völlig Recht. Er hat davon gesprochen, wie es in den 
Lagern aussieht und dass es für die Menschen dort nicht 
auszuhalten ist. Natürlich müssen wir alles daran setzen, 
dass die Nachbarstaaten stabil sind und dass die humani-
täre Hilfe auch kommt. 

Ich schaue mir jetzt einmal das Umfeld und das, was 
Sie vorlegen, an: Das CDU-Präsidium hat beschlossen, 
dass ein Einwanderungsgesetz sinnvoll ist. Es will nach 
2017 darüber beraten. Das wurde komplett vertagt. Also 
Fehlanzeige! 

Ich komme zur Transparenz: Wir müssen doch wis-
sen, worüber wir als Parlament abstimmen. Wir müssen 
doch wissen, was die Bundeswehr darf und nicht darf. 
Wir müssen doch überprüfen können, ob das Refoule-
ment-Verbot wirklich eingehalten wird. Das heißt, dass 
Menschen, die dort ankommen oder in internationalen 
Gewässern aufgegriffen werden, auch Asylanträge stel-
len können. Das kann die Bundesregierung – auch auf 
Nachfrage nicht – gar nicht nachprüfen. Mir liegt hier die 
Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage meines 
Kollegen Jürgen Trittin vor. Dort wird einfach nur – um 
es mit meinen Worten zu sagen – festgestellt: Na ja, wir 
wissen es nicht so genau. 

Um das aber zu wissen, müssen wir in den Operati-
onsplan gucken können. Das war bisher bei jedem Man-
dat üblich gewesen. Der Operationsplan lag schön brav 
in der Geheimschutzstelle. Man ist dorthin gegangen und 
hat sich ihn angeguckt. Aus irgendeinem Grund – nach 
vielen Nachfragen – weigert sich die Bundesregierung 
einfach, uns den Plan zu zeigen. Das ist nicht unbedingt 
ein Vertrauensvorschuss. Damit können wir hier nicht ar-
beiten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN  – Rainer Arnold [SPD]: 
Nächste Woche!)

Herr Staatssekretär, Sie haben doch gerade gesagt, 
dass die Seenotrettung natürlich weitergeht. Das ist rich-
tig so. Wir haben aber Zahlen, welche die Frau Kolle-
gin Brugger erfragt hat. In zwei Monaten wurden 6 000 
Menschen gerettet. Danach gab es in der Statistik einen 
Bruch. Der trat in dem Augenblick ein, als nicht mehr das 
nationale Kommando, sondern das EU-Kommando galt. 
Seit dem wurden in zweieinhalb Monaten 2 500 Men-
schen gerettet. Die Zahl ging also von 6 000 auf 2 500 
herunter. Das zeigt eindeutig, dass da andere Dinge Prio-
rität haben. Wenn man richtig hört, geht es jetzt in erster 
Linie um Aufklärung und nicht nur um Seenotrettung. 
Auch das ist eine Prioritätensetzung, mit der wir einfach 
nicht leben können.

Genauso steht es auch um das gesamte Krisenmanage-
mentkonzept. Wir sind jetzt bei Phase 2 i). Die Phase 1 
betraf die Seenotrettung. Wir waren – mit den Konse-
quenzen, die ich gerade beschrieben habe – dafür. Jetzt 
steht Phase 2 i) an. Dabei geht es um die Bekämpfung der 
Schlepper. Die Bundesregierung hat in Brüssel ja längst 
den weiteren Phasen – also 2 ii) und 3 ii) – zugestimmt. 
Dabei geht es um die libyschen Häfen bzw. um die Frage, 
was man dort tun soll.
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Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn Sie in Libyen eine 
Einheitsregierung haben wollen, dann sollten Sie, wie es 
der Kollegen Annen gerade völlig zu Recht beschrieben 
hat, vielleicht auch einmal auf die Stimmen von Libyen 
hören. Die klingen nicht unbedingt so, als ob irgendeine 
der beiden Regierungen davon begeistert wäre, dass jetzt 
demnächst Schiffe in Häfen versenkt werden sollen, bei 
denen man tagsüber aus der Luft nicht sehen kann, ob das 
ein Schlepperboot oder ein Schleuserboot ist. Von daher 
kann das einfach nicht funktionieren.

Man hat auch nicht das Gefühl, dass es für die Opti-
on, an Land gegen Schleuser vorzugehen, in Libyen eine 
große Begeisterung gibt. Jetzt wird es spannend: Es sollte 
ja im Sicherheitsrat ein Mandat dafür geben. Wenn man 
sich aber anschaut, wie die afrikanischen Vertreter dort – 
Angola, der Tschad und Nigeria – dazu stehen, erkennt 
man: Alle drei Länder lehnen dieses Ansinnen höchst 
vehement ab. Von daher muss man eigentlich sagen: Es 
geht nicht nur um das Binnenverhältnis zwischen Schlep-
pern und EU, sondern es gibt im Übrigen auch noch ein 
paar lokale Akteure. Deren Stimme bzw. Zustimmung 
haben Sie aber nicht. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Herr Nouripour, bitte, versuchen Sie jetzt, einen Punkt 

zu setzen. 

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich komme zum letzten Punkt: Wenn nicht noch ein 

Wunder passiert, wenn das Mandat so bleibt, wenn Sie 
uns den Operationsplan nicht vorlegen und weiterhin so 
argumentieren, wie Sie es tun, kann ich meiner Fraktion 
leider Gottes bei aller Ablehnung des Geschäftsmodells 
der Schlepper nur empfehlen, dieses Mandat abzulehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege Jürgen 

Hardt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Nouripour, in der gegenwärtigen Situation gilt das 
humanitäre Gebot: Wir müssen verhindern, dass Men-
schen im Mittelmeer ertrinken. Das können wir zum 
einen dadurch tun, dass wir diese Menschen aus den 
seeuntüchtigen Booten retten, mit denen sie von den 
Schleppern fahrlässigerweise aufs Meer hinausgeschickt 
werden. Das können wir zum anderen dadurch tun, dass 
wir verhindern, dass Schlepper diese Menschen mit fal-
schen Versprechungen und unter Verharmlosung des Ri-
sikos in diese Boote locken und damit in Lebensgefahr 
bringen.

Ich glaube, dass in diesem Einsatz, sowohl so, wie 
er bisher in Stufe 1 abgelaufen ist, als auch so, wie er 
jetzt geplant ist, genau diese Kombination vorgesehen 
ist. Es geht darum, Menschen zu retten. Nach heutigem 

Stand konnten durch Schiffe der deutschen Marine 8 030 
Menschen gerettet werden. Es geht auch darum, zu ver-
hindern, dass dieser äußerst gefährliche, für viele leider 
tödliche Weg beschritten wird.

Frau Brugger hat – darüber haben wir im Bundestag 
nicht debattiert – zu diesem Thema mit Spiegel Online 
gesprochen, was wir natürlich alle lesen werden. Ich 
glaube nicht, dass der Einsatz der Stufe 2 i), wie er jetzt 
von der Bundesregierung in diesem Antrag beschlossen 
werden soll, dazu führen wird, dass weniger Flüchtlinge 
gerettet werden.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hat er aber schon! – Omid 
Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Zahlen liegen vor!)

Erstens. Die Zahl der Schiffe, die unter EU-Mandat 
fahren, wird sich von vier auf acht erhöhen. Zweitens. 
Die Zahl der Schiffe, die auf andere Weise zur Rettung 
beitragen, hat in der letzten Zeit zugenommen, sodass 
möglicherweise die Notwendigkeit, dass Marineschiffe 
Flüchtlinge aufnehmen müssen, nicht mehr in dem Maße 
gegeben ist, wie das in der Anfangsphase der Fall war. Es 
ist allerdings auch so, dass das Wetter im Herbst strenger 
wird und dass es dann offensichtlich wird, wie gefährlich 
eine Flucht auf dem Meer ist, und vielleicht auch deswe-
gen der eine oder andere davor zurückschreckt.

Ich möchte den Blick auf das wenden, was wir in der 
EU auch noch vereinbart haben. Wir haben gesagt: Wenn 
es eine libysche Regierung gibt – es liegt jetzt ein Frie-
densvertrag vor, der von den Parlamenten in Tobruk und 
Tripolis abgesegnet werden muss, was vielleicht bald ge-
schehen wird –, mit der wir zusammenarbeiten können, 
dann werden wir sicherlich auch darüber nachdenken, 
ob	wir	weitergehen	und	die	Stufe	2	ii),	so	ist	es	ofiziell	
formuliert, und dann gegebenenfalls die Stufe 3, also ein 
konkreter Einsatz vor der libyschen Küste, umsetzen.

Das ist im Grunde das, was wir anstreben, nämlich 
den Flüchtlingen ein sicheres Zuhause jenseits des Mit-
telmeers zu geben. Wir möchten ihnen zusichern können, 
dass ihrem Antrag auf Schutz vor politischer Verfolgung 
im Einvernehmen mit der libyschen Regierung entspro-
chen wird. So können wir vermeiden, dass diese Men-
schen nach Europa kommen müssen, um hier ihren An-
trag zu stellen. 

Ich glaube, Ihre Ablehnung und Ihre Skepsis gegen-
über dem Antrag der Bundesregierung fußen ganz we-
sentlich darauf, dass Sie wissen: Wenn Sie heute zustim-
men, wird es bei einem späteren Antrag, der vielleicht 
in wenigen Wochen oder Monaten vorliegen wird, noch 
schwieriger, Nein zu sagen. Ich glaube, dass wir diesen 
Weg konsequent weitergehen sollten, um zu vermeiden, 
dass Menschen im Mittelmeer ertrinken. 

Ich möchte an dieser Stelle noch ergänzen, dass wir 
die Bemühungen der Bundesregierung, die Mittel der 
UN-Ernährungsprogramme zur Versorgung von Flücht-
lingen	deutlich	aufzustocken,	damit	es	nicht	zu	inanzi-
ellen Engpässen kommt, welche zu einer erneuten Flucht 
und zu einer Verunsicherung der Menschen führen, mas-
siv unterstützen. Wir stellen uns aber schon die Fragen: 

Omid Nouripour
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Wie konnte es so weit kommen? Wie können wir die 
Strukturen der UN und ihrer Tochterorganisationen op-
timieren und verbessern?

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Hardt, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung der Kollegin Keul?

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Ja, gerne.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Kollege. – Sie haben eben gesagt: 

Wir werden in wenigen Wochen mit der Stufe 3, also mit 
der Erteilung eines Mandats, vor der libyschen Küste 
tätig zu werden, zu rechnen haben. Die Lage in Libyen 
sieht nicht gerade rosig aus.

Sie wissen, dass Sie dafür eine völkerrechtliche Grund-
lage brauchen. Haben Sie irgendwelche Anhaltspunkte 
dafür, dass Russland sich in diesem Zusammenhang ir-
gendwie bewegen wird und es im UNSicherheitsrat hier-
zu eine Einigung geben wird? 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Zunächst einmal habe ich meine Erwartung zum Aus-

druck gebracht, dass wir in dem Fall, dass es eine legi-
time libysche Regierung gibt, gemeinsam über weitere 
Schritte nachdenken können und dass wir dann auch kon-
sequenterweise, weil wir in der EU einen Mehrstufen-
plan vereinbart haben, die weiteren Schritte gehen. 

Man könnte sich in diesem Fall zuallererst vorstellen, 
dass die libysche Regierung uns einlädt, dies zu tun. Wir 
werden jetzt im Rahmen der Stufe 2 i) zwar die Schlepper, 
die	 wir	 identiizieren,	 erkennungsdienstlich	 behandeln,	
aber wir werden sie nicht an eine libysche Regierung zu 
einer weiteren strafrechtlichen Verfolgung übergeben. 
Ich glaube, dass es zunächst dazu kommen wird, dass wir 
auf Einladung einer libyschen Regierung gegebenenfalls 
mit ihr zusammenarbeiten und mit ihr gemeinsam das 
Schlepperwesen bekämpfen und vor allem – das ist mei-
nes Erachtens noch viel wichtiger – gemeinsam zu einem 
Weg kommen, wie mit den Flüchtlingen auf libyschem 
Boden in humanitärer Hinsicht vernünftig umgegangen 
werden kann. 

Ich war bei den Programmen der Vereinten Nationen 
stehen geblieben. Wir erleben jetzt, dass die Bundesre-
gierung dabei konsequent vorangeht. Sie hat auch schon 
vor einigen Monaten in Berlin eine Konferenz einberu-
fen.	Trotzdem	inde	ich	es	unbefriedigend,	dass	wir	bei	
den Vereinten Nationen nicht zu Strukturen kommen, die 
dafür sorgen, dass wir erst gar nicht in eine solche Situ-
ation	 geraten.	 Ich	 inde,	 es	 muss	 klare	Vereinbarungen	
und Frühwarn- und Vorwarnmechanismen geben, die das 
verhindern. Im 70. Jahr der Vereinten Nationen sollten 
die Vereinten Nationen so weit entwickelt sein, dass die 
großen Hilfsprogramme nicht von der Hand in den Mund 
leben müssen. In diesem Sinne wünsche ich mir, dass wir 
uns gemeinsam dafür einsetzen. 

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Der Kollege Dr. Fritz Felgentreu hat für die SPD-Frak-

tion das Wort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Fritz Felgentreu (SPD): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Lieber Kollege 

Jürgen Hardt, ich denke, es ist auch in Ihrem Sinne, wenn 
ich an dieser Stelle auch im Namen des Verteidigungsaus-
schusses ganz allgemein den Männern und Frauen vom 
Tender „Werra“ und von der Fregatte „Schleswig-Hol-
stein“ für ihren großartigen Einsatz im Mittelmeer und 
vor allen Dingen auch für die humanitäre Wirkung dieses 
Einsatzes danke, die heute bereits mehrfach angespro-
chen worden ist. Das möchte ich hiermit gerne tun.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Linke hat kritisiert, dass wir mit der Erweiterung 
und dem Eintritt in die Phase 2 des Einsatzes auch ein 
politisches Bekenntnis dazu ablegen, die Schleuserkri-
minalität zu bekämpfen. Ich möchte dieses politische 
Bekenntnis gerne noch einmal ausdrücklich unterstrei-
chen. Die Tatsache, dass es sich bei der Bekämpfung von 
Schleuserkriminalität in der Tat um Symptombekämp-
fung handelt, heißt doch nicht, dass es nicht sinnvoll ist, 
diese Symptome zu bekämpfen.

(Beifall bei der SPD)

Die Schleuser im Mittelmeer nutzen mit krimineller 
Intention die Notlage der Menschen aus und setzen deren 
Not manipulativ ein, um selber viel Geld zu verdienen und 
die Europäer zu einem humanitären Einsatz zu zwingen. 
Diese Art der Herangehensweise verdient es, bekämpft 
zu werden. Wenn dafür der EUNAVFOR-MED-Einsatz 
ein effektives Mittel ist, dann müssen wir unbedingt zu 
diesem Mittel greifen. 

Das heißt nicht – ich glaube, das ist der Punkt, über 
den wir eigentlich reden müssen –, dass wir die Bekämp-
fung der Fluchtursachen deswegen aufgeben. Das eine 
ist die Ebene der Symptombekämpfung, um die wir uns 
auch im Sinne einer europäischen Solidarität kümmern 
müssen. Das andere ist die Frage, wie wir damit umge-
hen können, damit in Zukunft weniger Menschen den 
Wunsch entwickeln, den gefährlichen Weg der Flucht 
über das Mittelmeer zu gehen. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Felgentreu, gestatten Sie eine Frage oder Be-

merkung des Kollegen Liebich?

Dr. Fritz Felgentreu (SPD): 
Selbstverständlich, gerne.

Jürgen Hardt
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Stefan Liebich (DIE LINKE): 
Herr Kollege Felgentreu, selbstverständlich hat die 

Linke gar nichts dagegen, dass Kriminalität bekämpft 
wird. Unser Argument war, dass die Bekämpfung, wie 
Sie sie vorschlagen, aussichtslos sein wird. Denn solange 
die Grenzen geschlossen sind, wird es immer Leute ge-
ben, die versuchen, illegal über die Grenzen zu kommen. 
Mich würde interessieren, was Sie zu diesem Argument 
sagen. 

Dann habe ich noch eine Frage: 

Finden Sie nicht auch, dass die Bekämpfung von Krimi-
nalität Aufgabe der Polizei und nicht der Armee ist?

Dr. Fritz Felgentreu (SPD): 
Sie kommen auf einen Punkt zu sprechen, auf den ich 

in meiner Rede gerade eingehen wollte. Eines ist doch 
vollkommen klar: Wenn wir erreichen wollen, dass die 
Menschen nicht mehr den Wunsch haben, über eine ge-
fährliche Flucht nach Europa zu gehen, dann müssen wir 
die Fluchtursachen bekämpfen. Die Bekämpfung der 
Fluchtursachen erreichen wir nicht, indem wir die Krimi-
nellen bekämpfen, die die Not der Flüchtlinge ausnutzen. 
Das ist aus meiner Sicht ein völlig klarer Zusammen-
hang. Insofern brauchen wir eine Strategie, die an allen 
Punkten ansetzt.

Die Grenzsicherung in Europa ist ebenfalls eine mi-
litärische Aufgabe. Dass diese im Rahmen des EUNAV-
FOR-MED-Einsatzes auch von der Bundeswehr wahrge-
nommen wird, halte ich für eine Selbstverständlichkeit. 
Bei der Bekämpfung der Fluchtursachen müssen wir 
allerdings wesentlich tiefer ansetzen. Dazu gehört na-
türlich auch der Vorschlag der Grünen, legale Wege der 
Einwanderung zu schaffen. Ich würde an diesem Punkt 
gerne weitermachen, erspare Ihnen aber, das im Rahmen 
meiner Antwort zu tun. 

Herr Nouripour, Sie haben vollkommen recht – die 
SPD-Fraktion hat sich bereits mehrfach in diesem Sin-
ne geäußert –, dass die legalen Wege der Einwanderung 
ausgeweitet werden müssen. Das wollen wir auch tun. 
Deswegen wollen wir gerne ein Einwanderungsgesetz 
schaffen. In einem Punkt glaube ich allerdings nicht, 
dass dies weit genug trägt. Die bloße Möglichkeit einer 
legalen Einwanderung wird niemals so ausgestaltet wer-
den können, dass sie den gesamten Druck nimmt. Wenn 
wir legale Wege der Einwanderung schaffen, die für die 
einzelnen Menschen mit unerträglich langen Wartezeiten 
verbunden ist, dann wird es trotzdem viele Menschen 
geben, die den gefährlichen Weg der Flucht weitergehen 
wollen. Deswegen kann das nur ein Baustein einer Stra-
tegie sein und niemals die gesamte Strategie ersetzen. 

Der heute bereits mehrfach gegebene Hinweis auf 
den Zusammenbruch der staatlichen Ordnung in Libyen 
ist wichtig. Hier nähern wir uns einem Punkt an, über 
den wir bei der Bekämpfung der Fluchtursachen zu we-
nig diskutiert haben. Wir haben über die unerträglichen 
Verhältnisse in den Lagern und die Tatsache gesprochen, 
dass das Leben in Libyen unsicher geworden ist. Wenn 
wir aber den Blick über Libyen hinaus richten, dann se-
hen wir, dass überall dort, wo Menschen in dem tödli-
chen Dreieck aus organisierter Kriminalität, Terror und 

Korruption versuchen müssen, ein Leben aufzubauen, 
eine echte Perspektive nicht entstehen kann. Es ist ge-
rade diese Perspektivlosigkeit, die anständige Menschen 
in die Flucht treibt. Deswegen meine ich, dass wir als 
Europäer auf ganz andere Weise als bisher – konsequen-
ter und stringenter – und mit größerer Bereitschaft die 
Machtmittel, über die wir verfügen, bei der Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität und der Korruption einset-
zen müssen. Da haben Sie vollkommen recht, Herr Kol-
lege Liebich: Das wird eher die Aufgabe der Polizei, von 
Interpol und Europol, sein als die der Bundeswehr. Aber 
wir müssen es tun.

Wir dürfen nicht nur die Schleuser verhaften, die Boo-
te über das Mittelmeer steuern. Vielmehr müssen wir 
auch die Geldströme offenlegen, die durch die Schleu-
serkriminalität generiert werden. Wir müssen das Geld, 
das damit verdient wird, beschlagnahmen. Wir müssen 
internationale Haftbefehle gegen die für solche Schleu-
seraktivitäten verantwortlichen Hintermänner ausstellen 
können, die an vielen Stellen als scheinbare Ehrenmän-
ner ihrer Arbeit nachgehen und die wir als Ansprech-
partner nicht gebrauchen können. Das ist der eigentliche 
Punkt. Die Bekämpfung von Fluchtursachen setzt an vie-
len Stellen an. Armutsbekämpfung ist eine davon. 

Letzter Hinweis. Kollege Nouripour, Sie haben be-
mängelt, dass der Operationsplan bislang nicht vorliegt. 
Damit haben Sie natürlich recht. Aber er soll im Laufe 
dieser Woche eingehen. Es ist sicherlich eine Selbstver-
ständlichkeit, dass man in den Ausschüssen nicht ver-
nünftig über EUNAVFOR MED diskutieren kann, wenn 
man keinen Zugang zum Operationsplan hat. Sie haben 
auch gesagt, Sie könnten so nicht darüber abstimmen. Sie 
müssen aber auch noch nicht darüber abstimmen. Heu-
te ist die erste Beratung. Seien Sie versichert: Bis zur 
Abstimmung wird die Bundesregierung auch in diesem 
Punkt ihre Hausaufgaben gemacht haben, sodass wir 
dann eine vernünftige Beratungsgrundlage haben.

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Der Kollege Florian Hahn hat für die CDU/CSU-Frak-

tion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

135 000 Flüchtlinge und Wirtschaftsmigranten sind in 
den ersten drei Wochen im September 2015 in Bayern 
angekommen. Das sind mehr als im gesamten Jahr zuvor. 

Das fordert von unseren Behörden, von den Beam-
ten, von der Polizei, von den vielen Ehrenamtlichen, von 
Organisationen wie den freiwilligen Feuerwehren, vom 
THW, von anderen Rettungsdiensten und vor allem auch 
von unseren kommunalen Entscheidungsträgern, den 
bayerischen Landräten, den bayerischen Bürgermeistern, 
unglaubliche Kraft, Kreativität und Courage. Denn die 
Menschen müssen erstversorgt und untergebracht wer-
den. Außerdem müssen sich gerade die Kommunalpoliti-
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ker bei unzähligen Bürgerversammlungen, bei Interviews 
mit den Lokalmedien und in direkten Gesprächen mit den 
zunehmend besorgten Bürgern auseinandersetzen, die 
sich fragen, wie das alles weitergehen soll. Ich möchte 
deshalb ausdrücklich der Bundeskanzlerin danken, dass 
sie für den kommenden Montag ein Gespräch mit den 
bayerischen kommunalen Spitzenverbänden zugesagt 
hat. Das ist ein gutes Zeichen. Das zeigt, dass wir uns in 
der Bundespolitik dieser Belastung vor Ort bewusst sind. 

Der Zustrom Hunderttausender Menschen nach Euro-
pa, nach Deutschland, fordert die Politik, also uns alle, 
auf allen politischen Ebenen. Die CSU hat in einem Pa-
pier ihres außen- und sicherheitspolitischen Arbeitskrei-
ses am 5. September dieses Jahres und heute mit einer 
Erklärung ihrer Landtagsfraktion zu diesem Thema zahl-
reiche Lösungsideen ausgearbeitet. 

Um auch in Zukunft den Menschen, die Hilfe am drin-
gendsten benötigen, zeitnah und direkt helfen zu können, 
sind aus unserer Sicht folgende Punkte unerlässlich: Wir 
müssen den Zustrom insgesamt eindämmen. 

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zustrom eindämmen – das spricht 
Bände!)

Wir brauchen mehr europäische Solidarität, und wir 
müssen nationale Handlungsspielräume ausschöpfen 
und schaffen. Übrigens, wenn wir über mehr europäische 
Solidarität reden und diese erreichen wollen, dann müs-
sen wir feststellen: Diese Solidarität erreicht man nicht, 
wenn wir andere Regierungschefs beschimpfen. Viel-
mehr müssen wir mit anderen Regierungschefs sprechen, 
und genau das hat die CSU getan.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Stefan Liebich [DIE LINKE]: Tolle Solidari-
tät!)

Wenn Sie von der Linken konsequent wären, dann 
würden Sie auch Herrn Tsipras beschimpfen, der offen-
sichtlich	wieder	bereit	ist,	mit	den	insteren	Nationalisten	
in Griechenland zu paktieren. An dieser Stelle höre ich 
bei Ihnen irgendwie gar nichts.

Aber wenn es darum geht, die Dinge anzupacken, 
dann geht es auch darum, Asylmissbrauch abzustellen, 

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt keinen Asylmissbrauch! 
Das ist ein Grundrecht!)

Verfahren zu beschleunigen und bleibeberechtigte 
Flüchtlinge zu integrieren, auszubilden und sie mögli-
cherweise auch auf die Zeit nach dem Bürgerkrieg in ih-
rer Heimat vorzubereiten. Außerdem müssen wir, wo wir 
dies können, Fluchtursachen und Schleuserkriminalität 
bekämpfen. Vieles, was diese Woche entschieden wurde 
bzw. noch vorbereitet und entschieden wird, geht in die 
richtige Richtung und wird dem gerecht. 

Das sehen wir auch bei der Mission EUNAVFOR 
MED, deren Ziel es ist, die kriminellen Aktivitäten der 
Menschenschleuser im Mittelmeer vor der nordafrikani-
schen Küste zu bekämpfen. Diese Mission war bislang 
erfolgreich, nicht nur, weil es den Besatzungen deutscher 
Schiffe gelungen ist, mehr als 800 000 Menschen von 

hochseeuntauglichen Kähnen und Schlauchbooten zu 
retten, sondern auch, weil es möglich war, wichtige In-
formationen über die Organisationen der Schleusernetz-
werke im Mittelmeer, über ihre Routen und über ihre 
Taktiken zu sammeln. 

An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an die Sol-
datinnen und Soldaten der Marine. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Ich konnte mir mit Kollegen vor Ort auf der Fregatte 
„Schleswig-Holstein“ einen Eindruck davon verschaf-
fen, welchen physischen und psychischen Belastungen 
unsere Frauen und Männer bei einer solchen Seenotret-
tung ausgesetzt sind. 10 bis 16 Stunden dauert eine sol-
che Evakuierung. Die Soldaten stecken während dieser 
Zeit bei hohen Außentemperaturen gerade im Sommer in 
Ganzkörperschutzanzügen, müssen dafür sorgen, dass es 
zu keinen Tumulten kommt, dass Flüchtlinge nicht ins 
Wasser fallen und ertrinken und dass sie sich selbst nicht 
in Gefahr bringen. Ich habe vor dieser Leistung aller-
höchsten Respekt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Jetzt ist es sinnvoll, zügig in die Phase 2 i) dieser 
Operation einzutreten und die Bewegungsfreiheit der 
Schleuser einzuschränken, um deren kriminellen Akti-
onen	Grenzen	setzen	zu	können.	Dabei	indet	natürlich	
weiter Seenotrettung statt; das ist doch gar keine Frage. 
Aber der Einsatz bewaffneter Streitkräfte ist auf mittlere 
Sicht sinnvoll, wenn der Schwerpunkt tatsächlich auch 
auf die Bekämpfung der Schleuseraktivitäten übergeht. 
Dazu wird mit diesem neuen, erweiterten Mandat ein ent-
scheidender Schritt getan. Deswegen ist dieses Mandat 
absolut sinnvoll. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/6013 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja Keul, 
Luise Amtsberg, Volker Beck (Köln), weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Gesetzliche Grundlage für Angehörigenschmer-
zensgeld schaffen

Drucksache 18/5099 

Überweisungsvorschlag: 

Florian Hahn


